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Wĩ haben alle gemeinfam nur etwas beſeſſen: 


eine unbändige Liebe zu unſerem Volk und einen uner- 


ſchütterlichen Glauben an feine Wiederauferftehung. 
Und heute iſt Deutſchland wirklich wieder auferftanden, 


auferftanden als unſer Werk. 


Juſammengefaßt find wir alles, nach einem Befehl 
unüberwinoͤlich, aufgelöſt in einzelne gar nichts! 
Wir wollen aber auch in Zukunft Deutfchland ſein! 


Der Führer (Reichsparteitag 1937) 
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DR. KARL RUPRECHI: 


Wilhelm Heinrich Riehl 


Das Studium des Volkes der Anfang aller Staats wiſſenſchaſten 


Sein 40. Todestag, am 16. November 1937, 
gab beſonderen Anlaß, dieſes hervorragenden Mannes 


und ſeines Werkes zu gedenken, der 1823 in Biebrich 


bei Wiesbaden geboren wurde. Übereinftimmend 
wurde die gegenwartsnahe Bedeutung Riehls feſt⸗ 
geſtellt und der Wert ſeines Werkes für das natio⸗ 
nalſozialiſtiſche Deutſchland betont. Wilhelm Hein⸗ 


rich Riehl hat mit ſeinem Lebenswerk in reichſtem 


Maße erfüllt, was er ſich als 21jähriger vorgenom⸗ 


men hatte. Er gab 1844 das von ſeiner allein⸗ 


ſtehenden Mutter nur mit ſchwerſten Opfern ermög⸗ 
lichte Theologieſtudium auf, um ſich ganz dem bis 
dahin noch unbekannten „Studium unſeres 
Volkes und ſeiner Geſittung“ zu widmen. 
Riehl hat ſich mit dieſer Arbeit unſchätzbare Ver⸗ 
dienſte um die deutſche Volksforſchung erworben. 
Wir zählen ihn zu jenen Männern des vergangenen 
Jahrhunderts, deren Bedeutung erſt in unſerer Zeit 
ganz verſtanden und voll gewürdigt wird und deren 
Werk wir als eine lebendige Macht neben uns bei 
unſerer Arbeit wiſſen. 


Auf weiten Fußwanderungen, die durch ganz 
Deutſchland führten, hatte Riehl, „der Wanderer 
des 19. Jahrhunderts“, ſich jene gründliche Kenntnis 
vom deutſchen Volk und Land erworben, die eine 
Vorausſetzung ſeines Werkes bildet und dieſes ſo 
lebendig macht. Er wurde ſo vom Wanderer durchs 
Land zum ſehenden Wanderer durch das Leben und 
den Geiſt des deutſchen Volkes. Sein Ziel wurde 
„das Studium des deutſchen Volkes und die 
Ergründung der Naturgeſetze des Volkslebens“. 
Nach der anfänglich freudigen Aufnahme ſeiner 
Werke, wie: „Land und Leute“ (1853), „Die 
Familie“ (1855), „Kulturgeſchichtliche Novellen“ 
(1856), „Die Pfälzer“ (1857), „Kulturſtudien 
aus drei Jahrhunderten“ (1859), wird die Kluft 
immer größer, die Riehl vom Geiſte des aus⸗ 
gehenden 19. Jahrhunderts trennt. Der hemmungs⸗ 
loſe Fortſchrittstaumel, die von fremden Kräften 
zielbewußt geſchürte und geführte Zerſetzung des deut⸗ 
ſchen Lebens geht auch über Riehls Werk, über ſein 
ſtrenges, volkhaftes Denken inſtinktlos und kalt hin⸗ 
weg. Der Liberalismus leugnet jene völkiſchen Kräfte 
und Bindungen, denen Riehl das Wort geſprochen 
hat. Erſt die Nähe des Abgrundes, erſt der voll⸗ 
ſtändige Zuſammenbruch des Liberalismus und ſeine 
Überwindung durch die nationalſozialiſtiſche Bewegung 
haben ein neues Verſtändnis und eine echte Würdi⸗ 
gung W. H. Riehls möglich gemacht. Deshalb ſteht 
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volk iſt niemals bloß Gegenwart 


er heute wieder mitten unter uns, und ſein Werk, 
das in den vergangenen vier ſchickſalsſchweren Jahr⸗ 
zehnten eine ſo ungeheure Rechtfertigung erfuhr, 
beweiſt endgültig ſeine Lebenskraft. a 
Riehls Arbeitsgebiete waren ſehr vielſeitig. 
Seit 1845 war er Schriftleiter in Frankfurt, 
Karlsruhe, Wiesbaden und Augsburg. Im Jahre 


1854 wurde er Profeſſor der Staatswiſſenſchaften 


und 1859 für Kulturgeſchichte an der Univerſität 
München. Seit 1885 dann auch Direktor des Bay⸗ 
riſchen Nationalmuſeums und Generalkonſervator 
der Kunſtdenkmäler und Altertümer Bayerns. Er 
nannte feine Arbeit eine Beſchäftigung mit „ſozialer 
Volkskunde“, „Kulturſtudien“ und „Dichteriſche 
Geſtaltung“. 

So verſchieden die Gebiete ſcheinbar auch ſind, 
auf denen Riehl gearbeitet hat, ſo tragen doch alle 
ſeine Arbeiten ein gemeinſames, kennzeichnendes 
Merkmal: Die nahe Verbindung zum 


Volke! Das macht ſie ſo lebenserfüllt und läßt 


ſie trotz ihrer Vielfalt doch zu einer Einheit werden. 
Volkskunde, Kunſt⸗ und Kulturgeſchichte, Volks⸗ 
wirtſchaft, Philoſophie, Muſik, Religion, muſik⸗ 
geſchichtliche und novelliſtiſche Arbeiten wachſen hier 
zu jener „harmoniſchen Totalität des Wiſſens⸗ 
feldes“ zuſammen, von der Riehl ſelbſt einmal ſpricht, 
und die bei ihm in Volk und Volkstum ſtändig 
ihren gemeinſamen und beherrſchenden Mittelpunkt 
findet. Riehl hat mit ſeinem Werke in einer Zeit, 
da Volk und Wiſſenſchaft ſich bereits in verhäng⸗ 
nisvoller Weiſe voneinander entfernen, ein Bei⸗ 
ſpiel volksverbundener Wiſſenſchaft ge⸗ 
geben, das auch heute noch vorbildlich iſt. Zu dieſem 
erſten Weſensmerkmal des Riehlſchen Werkes ge⸗ 
ſellt ſich ein zweites, das entſcheidend iſt für Riehls 
Stellung in der geſchichtlichen Entwicklung der deut⸗ 
ſchen Volkstumswiſſenſchaft: Die bewußte Hin⸗ 
kehr zur Gegenwart und ihren Aufgaben! 
Dieſe politiſche Zielſetzung, die manchmal faſt als 
ein Verſuch politiſcher Willensbildung erſcheint, iſt 
es in beſonderem Maße, was Riehls Werk mit 
unſerer Zeit verbindet. 


Die hier nur ganz kurz mögliche Behandlung 


einiger Teilgebiete wird die angeführten Grund⸗ 


gedanken zu der Lebensarbeit dieſes großen For⸗ 
ſchers noch deutlicher hervortreten laſſen. Aus der 
deutſchen Volkskunde iſt W. H. Riehl jedenfalls 
heute ſchon nicht mehr wegzudenken, ſeine Bedeu⸗ 
tung als einer ihrer entſcheidenden Wegbereiter und 
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Wilhelm ſieinrich Riehl 


Nach einer Zeichng. f. d. RSB. von J. Straub 


Mitbegründer ſteht endgültig feſt. So finden bei⸗ 
ſpielsweiſe die beiden grundlegenden Forderungen 
Riehls erſt heute ihre reſtloſe Erfüllung, nachdem 
konfeſſionelle oder liberale Intereſſen und Vor⸗ 
urteile ſich nicht mehr wie bisher entgegenſtellen 
können: „Die Volkskunde iſt gar nicht als 
Wiſſenſchaft denkbar, ſolange ſie nicht 
den Mittelpunkt ihrer zerſtreuten Unter⸗ 
ſuchungen in der Idee der Nation gefunden 
hat.“ Die Tatſache, daß heute noch ehemalige Zen⸗ 
trumsprälaten mit großangelegten und Eonfeffionell 
beſtimmten „Volkskunde“ ⸗Unternehmen ihre eigene 
Art von Volkskunde betreiben (Georg Schreiber, 
Münſter) zeigt, wie notwendig wir völkiſch zuver⸗ 
läſſigere Quellen brauchen. Riehl will aber — und 
das iſt ſeine zweite grundſätzliche Forderung — dieſe 
Volkstumsarbeit nicht als eine unverbindliche und 
vielleicht rührſelige Beſchäftigung mit Altertümern 
betrachtet wiſſen, ſondern ſtellt entſcheidende 
politiſche Forderungen. Er verlangt und weiſt 
den Weg von der Kenntnis zur Erkenntnis und von 
dieſer zur politiſchen Tat! Auch mit dieſer Haltung 
ſteht Riehl wieder mitten unter uns und ſpricht 
eines der höchſten Ziele unſerer nationalſozialiſtiſchen 
Volkskunde aus. Dieſe wird zur „Vorhalle der 
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Staatswiſſenſchaft“ und 
das Studium vom deut- 
ſchen Volke nach Riehls be⸗ 
kanntem Worte zum „An- 
fang aller Staatsweis⸗ 
heit“. 

Seinen Wanderungen dankt 
Riehl u. a. zu einem großen Teile 
ſeine Kenntnis vom Weſen deut⸗ 
ſchen Bauerntums und die daraus 
folgende Erkenntnis von deſſen 
ungeheurer politiſcher Bedeutung 
für Volk und Staat! 


Er erkennt in ihm den Träger 
der völkiſchen Überlieferungswelt, 
in dem allein noch „die Geſchichte 
alten, deutſchen Volkstums leib⸗ 
haftig in die moderne Welt her⸗ 
überragt“, er ſieht in ihm den 
treueſten Träger jener Werte und 
Bindungen, die im Liberalismus 
des Zweiten Reiches allenthalben 
angegriffen werden, ohne die aber 
doch das deutſche Volk nicht leben 
kann. Vor allem aber erkennt 
Riehl im Bauerntum und in 
der Familie den Lebensquell 
des deutſchen Volkes und ermißt 
daraus beider politiſche Bedeu⸗ 
tung. 5 


Riehls Arbeit galt jedoch nicht 


immer dem Volke in ſeiner Ge⸗ 
ſamtheit. Er wußte auch von der Notwendig⸗ 
keit einer deutſchen Sozialpolitik. Dieſe 
bildete ſein Hauptanliegen, dem alle ſeine volks⸗ 
wiſſenſchaftliche Arbeit dienen ſollte. In einer für 
ſeine Zeit ſtaunenswerten Sicherheit erkannte Riehl 
die immer drängendere ſoziale Frage und wußte vor 
allem, daß dieſe für den deutſchen Arbeiter nicht 
nur in einer Lohn⸗, ſondern mehr noch in einer Ge⸗ 
ſinnungsfrage beſtand. Heimat und Gemein⸗ 
ſchaft war ihm wiederzugeben — und deshalb for⸗ 
derte Riehl als einer der erſten die nationale 
Löſung der ſozialen Frage. 


Während nun die wiſſenſchaftliche Arbeit 
Wilhelm Heinrich Riehls heute allgemein gewürdigt 
wird, ſind ſeine Erzählungen noch in weiten 
Kreiſen unſeres Volkes völlig unbekannt. Und doch 
hat Riehl ſelbſt dieſe ſehr hoch eingeſchätzt, ſie ſo⸗ 
gar einmal als das Dauerhafteſte bezeichnet, das er 
geſchrieben habe, Kleinbilder deutſchen Lebens, in 
denen das geſtaltet wird, was das deutſche Volk in 
einem Jahrtauſend ſeiner Geſchichte bewegte. 
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F. H. WOWERIES 


Deutſchlanoͤ 


Was wir Vaterland nennen, wird jenſeits der 
Reichsgrenzen, die nicht die Volksgrenzen ſind, 
von unſeren Volksgenoſſen häufiger Mutterland 
genannt. 8 

Vater⸗ und Mutterland ſind im letzten Sinne 
dem begriffsgleich, was wir in die neue Formel 
„Blut und Boden“ geprägt haben: Leben und 
Land, Schickſal und Scholle, Ahnen und Enkel, 
Blut und Boden, Vater⸗ und Mutterland 


Beider Begriffe Kind iſt unſer Volk. 


Vor einem Jahrhundert noch war es nur das 
Vorrecht einiger völkiſcher Seher, zu erkennen, 
daß „ein Volk zu ſein, die Religion 
unſerer Zeit“ iſt (E. M. Arndt). Vor einem 
halben Jahrzehnt noch konnte die Ankündi⸗ 
gung der Einſetzung eines Reichsſtatthalters in 
Bayern von den ſchwarzen Vertretern einer 
überwundenen Zeit mit ſchweren Drohungen 
gegen die Reichseinheit Rumpfdeutſchlands be⸗ 
antwortet werden. Heute ſcheint uns jeder, wenn 
auch noch ſo ernſt gemeinte Verſuch, irgendein 
Stammesintereſſe gegen die Volks⸗ und Reichs⸗ 
gemeinſchaft auszuſpielen, geradezu lächerlich. 
Die Volkwerdung der Deutſchen iſt das Große 
unſerer Zeit. Aus der Volkwerdung wird ein 
neues Sendungsbewußtſein erwachſen, wie es 
notwendig iſt, um unſerem Kontinent ſeine Gel⸗ 
tung auch in Zukunft zu erhalten. 

Volkwerdung iſt das Vergeſſen der ein⸗ 
zelnen Stämme um des gemeinſamen Volks⸗ 
tums willen, das Vergeſſen der Parteien um 
der Nation willen und die Überwindung jeder 
Verzweiflung durch das neue gemeinſame 
Selbſtvertrauen. Es gibt keine zweite Macht 
Europas, deren Staatsvolk mit gleichem Blut 
auch nur annähernd ſo groß wäre, wie das 
deutſche Volk. Die Lage Deutſchlands und die 
Zerriſſenheit dieſer gewaltigen Gemeinſchaft be⸗ 
wahrt uns vor hurrapatriotiſchem Mißbrauch 
dieſer Vorrangſtellung unter den Völkern Euro⸗ 
pas. Aber das kann andererſeits nicht heißen, 
daß wir je vergeſſen dürften, das größte Volk 
Europas zu ſein. 

Jede Größe iſt nur halb, wenn nicht auch die 
entſprechende Tiefe hinzukommt. Wie aber die 
Größe der neuen Nation das Werk aller Deut⸗ 
ſchen iſt, vom unbekannten Soldaten im grauen 
und braunen Rock bis zu der unbekannten 
Mutter jenes Jungen, der heute ſingend bekennt 
„Wie ein Dom ſteht unſer Staat“, ſo muß auch 
die Tiefe der Begriffe Deutſchland und deutſches 
Volk von allen Deutſchen geſucht und mehr denn 
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je erkannt werden. Wie im Kampf um die 
Größe Deutſchlands, ſoll nun auch in dem völ⸗ 
kiſchen Ringen um die Tiefe ſeiner Erfaſſung 
Deutſchlands ärmſter Sohn als ſein getreueſter 
erkennbar ſein. Darum komme man uns hier 
nicht mit dem Bedenken: Was ſoll die Zwei⸗ 
undeinhalb⸗Millionen⸗ Auflage der 
Schulungsbriefe nun ſogar in zwei 
Folgen mit einer jo tiefgehenden Un⸗ 
terſuchung der Begriffe Deutſchland 
und deutſches Volk, wie ſie doch nur den 
Wiſſenſchaftler und den Politiker in⸗ 
tereſſieren wird? ... 

Mein Freund, wenn uns Deutſchland auch in 
der breiteſten Maſſe unſeres Volkes endlich mehr 
als eine ſchöne patriotiſche Angelegenheit des 
guten Tones und der allgemeinen Bildung zu 
ſein beginnt, dann muß auch die Millionenmaſſe 
der Volksgenoſſen und nicht nur einige Bevor⸗ 
zugte die Tiefe und den Reichtum des Begriffes 
Deutſchland kennenlernen. 


Wenn Deutſchland in unſerer Zeit erſtmals 


im ganzen Volke eine gleiche programmatiſch 


klare Zielſetzung geworden iſt, ja dem ganzen 
Volke ein gemeinſamer Glaube zu werden be⸗ 
ginnt, deſſen Bekenner ſeit Langemarck zu 
Millionen das Blutzeugnis erbracht haben in 
einem ununterbrochenen Bluten von 1914 bis 
heute, dann iſt es wahrhaftig an der Zeit, durch 
Schulung auch ſachlich erkennen zu laſſen, daß 
Deutſchland mehr iſt als ein Ländername. 


Es ſoll in dem neuen Volksreich der Deut⸗ 
ſchen kein Vorrecht viel zitierter und wenig ver⸗ 
ſtandener Dichter bleiben, erkennen zu laſſen, 
weshalb keiner zu gut iſt und keiner fehlen darf 
in entſchloſſener Bereitſchaft alles freudig oder 
wenigſtens in bewußter Entſchloſſenheit einzu⸗ 
ſetzen für das, was wir durch den Führer wieder⸗ 
gewonnen haben von dem Ewigen Deutſchland 
unſerer Träume. Freudiger Einſatz, auch wenn 
der Alltag ſeine Sorgen hat! Gerade weil wir 
mehr als andere Völker durch das Vaterland 
vor beſondere Sorgen und Nöte geſtellt werden, 
die es heute genau wie ſeit Jahrhunderten zu 
meiſtern gilt, wächſt unſere ſtolze Liebe. Not 
von innen, Neid von außen, beiden trotzend 
unſere Liebe. Dieſe Liebe iſt nicht irgendein aus 
hiſtoriſchen Beiſpielen bekanntes Intereſſe an 
einem Lande, da Milch und Honig fließt, unſere 


Liebe iſt herbharte Treue, vergleichbar der hel⸗ 


diſchen Verbundenheit des Halligbauern zu 
ſeiner ſtändig umbrandeten, täglich begehrten 
und ſtündlich angezehrten, meiſt zu engen 
Scholle. 

In der Tat, man muß ſchon einmal gewiſſen⸗ 
haft verfolgen, was wir als Volk in tauſend 
Jahren verloren haben, was man uns vor⸗ 
enthielt und worauf wir heute noch gerechten 
Anſpruch haben, um voll würdigen zu können, 
was wir ſeit 1933 durch den Führer gewannen 


4 


— — 
— 


24 


Wie kein anderes Volk Europas 
müſſen wir den Naum ju meiſtern 
ſuchen, ehe er uns meiſtert. 


Oben: 


Zelbſt höchſtes Bebirgsgelände muß der 
Arbeitsdienft kultivieren 


Unten: 
Die geniale Feſtigung der deutſchen Naum⸗ 


und Volksgemeinſchaft durch die Autobahnen 
des Führers 


Aufn.: H. Bittner, Berlin 
E. Lendvai-Dircksen; Berlin 


Nun laßt die Fah⸗ nen flie⸗ gen 


Denn: mögen wir auch fallen — Deutfchland, ſieh uns, wir weihen 
wie ein Dom ſteht unſer Staat. dir den Tod als kleinſte Tat, 


Ein Volk hat hundert Ernten 


grüßt er einft unſre Reihen, 


und geht hundertmal zur Saat. werden wir die große Saat. 


Drum laßt die Fahnen fliegen 
in das große Morgenrot, 
das uns zu neuen Siegen 
leuchtet oder brennt zum Tod, 


. Text und Melodie von hans Baumann 


und mit Hilfe des fo Gewonnenen aus der Kraft 


unſerer wachſenden Volkskameradſchaft noch er: 
hoffen dürfen. 

Je mehr wir die Bedeutung der überalltäg⸗ 
lichen Gewinne des Dritten Reiches an der an 
Land und Blut ſo unerhört verluſtreichen Ge⸗ 
ſchichte Deutſchlands vergleichen, deſto leichter 
wird es uns, den leidigen Alltag zu meiſtern. — 
Das Kartenbild vom Reich, wie es am 
größten war, und die Erdkugelnachbil⸗ 
dung mit dem Mißklang der heutigen 
liberaliſtiſch⸗jüdiſchen Erdaufteilung 
ſoll immer mehr jedem Deutſchen täg⸗ 
lich vor Augen ſtehen. 

Was wir bis heute gewonnen und was immer 
wir um des freien Lebens unſerer Kinder willen 
noch erringen müſſen, das lernen wir aus dem, 
was wir und unſere Väter verloren haben. 
Darum wird dieſem zweiten Deutſchland⸗Heft 
ein Verſailles⸗Heft folgen und ſodann ein 
Schulungsbrief uns zeigen, wieſo und weshalb 
wir das in ganz Europa einzigartige Recht 
haben, uns als Hundertmillionen volk be⸗ 
zeichnen zu dürfen. Wenn der Schulungsbrief 


dieſe Erkenntniſſe einer ſo großen Leſerzahl ver⸗ 
mittelt, dann wird damit auch das geiſtige Vor⸗ 
recht jener gemindert, die Zeit und Geld genug 
haben, ſich die einſchlägigen, meiſt nicht billigen 
Werke ſelber zuzuführen. Indem der Schulungs⸗ 
brief dem Volksgenoſſen ſorgfältig bearbeitetes 
wertvolles Auszugsmaterial aus großen Wer⸗ 
ken billigſt liefert, kommt er nicht allein 
dem Wiſſensbedürfnis und Bildungshunger der 
ſchaffenden Volksgenoſſen entgegen, ſondern er 
ſucht damit zugleich im Rahmen ſeines Be⸗ 
reiches zu beweiſen, daß der Sozialismus der 
NSDAP. auch auf geiſtigem und wiſſenſchaft⸗ 
lichem Gebiete das beſte als gerade noch 
gut genug für jeden Volksgenoſſen an: 
ſieht. Eine wahrhaft volksverbundene Wiſſen⸗ 
ſchaft wird das zu ſchätzen wiſſen. Nur ein ſolches 
Forſchertum kommt für uns in Frage, wenn wir 
uns nun an unſere Freunde wenden mit der 
Aufforderung zur Mitarbeit an der Vertiefung 
der Erfaſſung des Begriffes Deutſchland. Leiten 
ſoll uns und alle zur Mitarbeit Bereiten dabei 
allein das Programm der NSDAP. und der 
Wille des Führers. 


W. H. RIEHL: 


Familie und Staat 


Die Familie iſt uns nicht bloß religiös, ſondern 
auch ſozial und politiſch ein Heiligtum. Denn die 
Möglichkeit aller organiſchen Gliederungen der Ge⸗ 
ſellſchaft iſt in der Familie im Keim gegeben, wie 
der Eichbaum in der Eichel ſteckt. 


In der Familie iſt gegründet die ſozialpolitiſche 
Potenz der Sitte, aus welcher das Geſetz hervor⸗ 
gewachſen iſt. Die Familie iſt überhaupt die not⸗ 
wendige Vorausſetzung aller öffentlichen Entwicklung 
der Völker. Die Familie antaſten, heißt aller menſch⸗ 
lichen Geſittung den Boden wegreißen. 


Der Staat ſetzt die Familie voraus, aber er iſt 
keineswegs, wie man oft behauptet, die erweiterte 
Familie, noch iſt der Organismus der Familie ſchlecht⸗ 
hin ein Vorbild des Staatsorganismus. 

Die Familie iſt nur das natürliche Vorgebilde 
der Volksperſönlichkeit. Beide ſind, gleichſam als 
Naturprodukt unſerer geſchichtlichen Entwicklung, 
beſtimmt durch die Idee der Sitte; der Staat da⸗ 
gegen ruht auf der Idee des Rechtes. 


Hausregiment und Staatsregiment ſind zwei grund⸗ 
verſchiedene Dinge. Dennoch reißt der Verfall des 
Hausregiments auch das Staatsregiment unrettbar 
mit ſich fort. 

Es gehört zu den reizvollſten Aufgaben der Philo⸗ 
ſophie wie der Staats⸗ und Volkswiſſenſchaft, die 
öffentlichen Rechtsgewohnheiten der Völker mit den 
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Reſten der überlieferten Familienſitten zu vergleichen, 
auf daß man innewerde, welch geheimnisvoller Aus⸗ 
tauſch zwiſchen der Sitte des Hauſes und der natio⸗ 
nalen Geſetzgebung beſteht. Da kann man ahnend 
hinabſchauen in die unergründliche Tiefe des Seelen⸗ 
lebens der Nationen. Ein Volk, welches nicht mehr 
fähig iſt, Hausregiment zu führen und zu ertragen, 
kann auch mit keinem Staatsregiment mehr zurecht⸗ 
kommen. Und doch ſind Hausregiment und Staats⸗ 
regiment grundverſchiedene Dinge geworden. Je ge⸗ 
feſtigter die Sitte des Hauſes, um ſo gefeſtigter iſt 
das Geſetz. Im achtzehnten Jahrhundert entwickelte 
ſich auch bei uns der Geiſt der Familienloſigkeit: der 
Polizeiſtaat und die ſozialiſtiſche Standesloſigkeit 
folgte im neunzehnten: nun wird die Umkehr Ben 
müſſen oder der Ruin. 


Es iſt aber Sitte des Hauſes gerade derjenige 
Punkt, wo jeder einzelne Großes wirken kann, um 
(mit einem Modeausdruck) „die Geſellſchaft zu refor⸗ 
mieren“, tüchtigen Bürgerſinn zu wecken, einen echt 
konſervativen und loyalen Geiſt im Volke zu be⸗ 
gründen, das Staatsregiment zu ſtärken. Die höchſte 
Aufgabe für den Neubau der halb zertrümmerten 
Geſellſchaft iſt für jeden gegeben in der Erneuerung 
der Familienſitten. Selbſt den Frauen iſt hier das 
Reich ihrer politiſchen Wirkſamkeit angewieſen. 
Statt über neue Verfaſſungen zu phantaſieren, wollen 
wir unſere Familie wieder in Zucht und Ordnung 
bringen, dann ſind wir auch politiſche Männer: Wer 
den Teufel bannen will, muß ſelber rein ſein. 


Im eigenen Hauſe müſſen wir uns zuerſt rein 
machen. 


Anderthalb 7 


Dr. fi. R. Ceiſtritʒ: 


ahrtaulind 
olitik ohne Dolk 


Die Auflöfung der genoſſenſchaſtlichen Lebens oroͤnung 
von der Völkerwanderung bis zum Zweiten Reiche 


Durch Adolf Hitler und ſeine Gefolgſchaft iſt das Volk 
Ausgangspunkt und Ziel der deutſchen Politik geworden. 
Alle anderen Geſichtspunkte „Politik“ zu treiben, ob 
dynaſtiſch, klerikal, kapitaliſtiſch oder marxiſtiſch, wurden 
als das erkannt, wozu ſie allein tauglich ſind: als volks⸗ 
ſchädliche Politiſiererei. 


Die bedingungsloſe Ausrichtung des politiſchen Denkens 
zum Volke iſt in ihrer weitreichenden Bedeutung nur von 
der Kenntnis der Geſchichte her zu verſtehen. Nichts ver⸗ 
mittelt beſſer als die Geſchichtskenntnis ein wirkliches 
Wiſſen um Urſprung und Herkunft der reaktionären Poli⸗ 
tiſierer der Gegenwart, gleichgültig in welcher Maske fie 
auch auftreten. Im Spiegelbilde der geſchichtlichen Tat⸗ 
ſachen tritt uns ihr wirkliches Geſicht und ihre verderb⸗ 
liche politiſche Abſicht ſchonungslos entgegen; ihre Wurzeln 
liegen bloß, und immer wieder zeigt ſich derſelbe Nähr⸗ 
boden, auf dem ſie wuchern konnten: das mangelnde Raſſe⸗ 
bewußtſein und die ſich daraus ergebende deutſche Zwietracht. 

Und noch mehr: unſer Blick für die Bedeutung der 
nationalſozialiſtiſchen Politik wird durch den Blick auf die 
Geſchichte unendlich vertieft. Wir erkennen plötzlich, dea ß 
in unſerer Gegenwart eine mindeſtens 
anderthalb Jahrtauſend alte Verfalls⸗ 
tendenz aufgehalten und zum Gegenteile 
gewendet wird. Heute wird politiſchen Irrtümern, 
die ſich 15 Jahrhunderte erhielten, Einhalt geboten, und 


Mächten, die in dieſer Zeit ununterbrochen an ihrer Macht⸗ 


ergreifung über das deutſche Leben zimmerten, werden die 
Vorausſetzungen ihrer Schädlingsarbeit genommen. Grund⸗ 
lagen werden geſchaffen, die es Kindern und Kindeskindern 
ebenſo wie uns ſelbſt ermöglichen, das ewige Leben unſeres 
Volkes weiterzutragen und jede Bedrängung der deutſchen 
Lebenskraft ſiegreich abzuwehren. 
Gehen wir in der nüchternen Sprache der Tatſachen den 
Weg durch die Geſchichte. 
— 


Die Begegnung mit der Mittelmeer- 
welt zeitigte bei allen deutſchen Stäm- 
men verhängnisvolle Folgen. Die Germanen 
lernten den Herrſchaftsapparat des ſpätrömiſchen 
Weltreiches kennen. Sie traten in eine Welt des 
raſſiſchen Verfalls und der Entartung und ſahen 
ſich jener eigenartigen Miſchung hochgezüchteter Zi- 
viliſation und komplizierter Verwaltungsformen mit 
charakterlicher Unzulänglichkeit und intellektueller 
Geſchmeidigkeit, wie ſie alle Verfallszeiten kenn⸗ 
zeichnen, gegenüber. Da war vieles, was dem Ger⸗ 
manen neu war und ſeinem aufgeſchloſſenen Geiſte 
verwendbar ſchien, aber da war auch vieles, was 
ihn täuſchte und blendete, und da war anderes, was 
er einfach brauchte und verwenden mußte, nachdem 
er ſich darauf eingelaſſen hatte, ganze Teile des 


Weltreiches herrſchaftlich zu übernehmen. 


Wir wollen dieſen Vorgang bei dem fränkiſchen 
Stamme verfolgen; denn dieſer war es, der ſeit 
Chlodwig aus dem Haufe der Merowinger (481) 
bis zu Kaiſer Karl (und zwar im Jahre 804) ſämt⸗ 
liche deutſchgebliebenen Stämme unter ſeiner obrig⸗ 
keitlichen Gewalt vereinigte und dadurch für die 
deutſche Geſchichte von ausſchlaggebender Bedeutung 
wurde. Es ſind hier insbeſondere folgende Erſchei— 
nungen, die einen tiefen Einſchnitt in die alte Ver⸗ 
faſſung der deutſchen Gefolgsordnung darſtellen. 


1. Die raſſiſche 2 der ng 


Gefolgsordnung. 


Die deutſchen Stämme hatten zum erheblichen 
Teile das ſpätrömiſche Raſſengemiſch als politiſche 
Herrenſchicht überlagert. Sie lebten nach ihrem eige⸗ 
nen alten Blutsrechte und ließen der überlagerten 
Bevölkerung das herkömmliche Rechtsleben. Die 
Zeit zerſtörte aber dieſe ſtrenge Trennung, und wir 
bemerken dreierlei: 


a) Das Haus der Merowinger ging eine Ver⸗ 
miſchung mit Frauen unfreier Herkunft ein und ver⸗ 
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fiel dadurch einer zunehmenden Degeneration. Die 
Folge war nicht nur ſein ſpäterer Sturz, ſondern 
bereits während ſeiner Herrſchaft die Entſtehung 
eines fränkiſch⸗ſpätrömiſchen Miſchrechtes. 

b) Das königliche Gefolge, das die Kerntruppe 
der öffentlichen Macht darſtellte, wurde durch die 
Erhebung Freigelaſſener raſſiſch verſchlechtert. Ab⸗ 
geſehen davon, daß die vornehmſten römiſchen Pro⸗ 
vinzialen zu politiſchen Beratern erhoben wurden, 
gelangten die meiſt minderraſſigen Freigelaſſenen 
auch zu den wichtigſten Ämtern der Staatsorgani⸗ 
ſation, insbeſondere zum Grafenamte. 


Das geht z. B. aus der Lex Ribuaria (741-747) her⸗ 
vor, die im 53. Abſchnitt folgende Beſtimmungen enthält: 


1. Wer einen öffentlichen Richter, den man Gaugrafen 
nennt, tötet, werde mit 600 Schillingen beſtraft. 


2. Iſt aber ein Königsknabe oder ein Freigelaſſener bis 
zu dieſer Stellung aufgeſtiegen, dann beträgt die Strafe 
nur 300 Schillinge. | 

c) Innerhalb der kirchlichen Immunität, die den 
Biſchöfen und Abten die Gerichtshoheit verſchaffte, 
ſind bereits im Anfange des 6. Jahrhunderts durch 
die Kirche Juden zu Richtern eingeſetzt worden. Der 
wachſende Widerſtand gegen dieſe ſemitiſche Über- 


fremdung veranlaßte im Jahre 535 eine unter dem 


König in der Auvergne zuſammentretende Synode, 
hiergegen ein Verbot auszuſprechen. Ein Edikt Chlo⸗ 
thars aus dem Jahre 615 befiehlt, daß geiſtliche und 
weltliche Große in ihren Gerichtsbezirken nur Ein⸗ 
heimiſche (de loco) einſetzen dürfen. Das alles 
beweiſt, daß bereits im 6./7. Jahrhundert 
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ein fremdraſſiges Eindringen in die höch— 
ſten Beamtenſtellen ſtattfand. 

Wie war dieſer fremdraſſige Einbruch 
möglich geworden? 

Das germaniſche Recht war urſprünglich ſo be⸗ 
ſchaffen, daß die Reinheit des Blutes geſichert war. 


Noch die ſpätere Faſſung der Lex Salica be- 
ſtimmt im Titel 14 Abſchnitt 6 und 7, daß der 
Königshörige oder Halbfreie, der eine freie Frau 
raubt, zu töten ſei, und daß die freie Frau, die 
einem ſolchen freiwillig folge, ſelbſt unfrei werde. 

Auch der germaniſche Glaube forderte die 
Blutsreinheit und die Aufrechterhaltung der Tren⸗ 
nung zwiſchen verſchiedenem Blut. 


Odin nimmt die Edlen, welche in der Schlacht 
fallen, in ſeine Hallen auf — das Geſchlecht der 
Unfreien aber ſammelt ſich bei Thor, ſo ſingt die 
alte Edda. Die Heimdallr⸗Sage iſt eines der 
tiefſten Gleichniſſe von der Verſchiedenwertigkeit 
des Blutes, von der inneren und äußeren Ver⸗ 
ſchiedenheit der Menſchen und von der edlen Schön⸗ 
heit und Kraft der nordiſchen Raſſe. 

Die römiſch⸗kirchliche Lehre ſetzte dem deutſchen 
Wiſſen von der Ungleichheit der Menſchen das 
Dogma von der Gleichheit der Menſchen 
entgegen. Die Auffaſſung von der raſſiſchen Ver⸗ 
ſchiedenwertigkeit wurde als roh und barbariſch ver- 
ſchrien und die Lehre von der menſchlichen Gleichheit 
als edel und fortgeſchritten ausgegeben. Der ganze 
kirchliche Propagandaapparat wurde gegen das blut⸗ 
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gebundene raſſengeſetzliche Denken eingeſetzt. Die 
vielfältigen offenen und geheimen Beziehungen des 
Klerus zu den weltlichen Machthabern dienten der 
Anderung des deutſchen Volksrechtes. Und die Folgen 
ließen nicht lange auf ſich warten. 


Die Bemühungen des römiſchen Klerus 
richteten ſich mit Erfolg gegen den deuf- 
ſchen Rechtsſatz, daß die Nachkommen aus 
Miſchehen als unfrei zugelten haben. 

Es iſt feſtzuſtellen, daß infolge der kirchlichen Gegen⸗ 
propaganda, die nach der alten Lex Salica ergangenen 
volksrechtlichen Beſtimmungen eine immer ſtärkere Milderung 
des alten Blutrechtes aufweiſen. Schließlich ſetzte der Klerus 
Sonderregelungen durch, die den Miſchlingen praktiſch das 
volle politiſche Recht gaben. 


Die Kirche propagierte mit größtem Er- 
folg die Freilaſſungen. 

Hierfür bedarf es einiger Vorausſchickungen. Es 
gab bei den Germanen nicht nur die Stände der 
Unfreien, die größtenteils Reſtbeſtände einer über⸗ 
lagerten Bevölkerung darſtellten. Die Berührung 
mit der ſpätrömiſchen Mittelmeerwelt brachte die 
Germanen vielmehr auch mit der ſpätrömiſchen 
Sklaverei zuſammen, die einen ganz anderen Cha⸗ 
rakter hatte als der den Germanen bekannte Zu⸗ 


ſtand der Unfreiheit. War die Unfreiheit im ger⸗ 


maniſchen Sinne lediglich eine Angelegenheit politiſch 
minderen Rechtes, ſo war die ſpätrömiſche Sklave⸗ 
rei gleichbedeutend mit der politiſchen Rechtloſigkeit. 
Es zeigte ſich nun die überall auftauchende Er⸗ 
ſcheinung, daß die ſpätrömiſche Auffaſſung über die 
Sklaverei auf die germaniſche Auffaſſung der Un⸗ 
freiheit abfärbt. So faßte ſelbſt der Sklavenhandel 
in Gallien Fuß — allerdings: ausgeübt durch 
Juden, die ſich bereits im 5. Jahrhundert in 
großen Scharen in Spanien und im füdlichen 
Gallien eingeniſtet hatten. 


Der Klerus geriet in einen großen Streit mit 
den jüdiſchen Sklavenhändlern, der ſich auf Jahr⸗ 
hunderte erſtreckte. Die Haltung, die von der römi⸗ 
ſchen Kirche in dieſer Sache eingenommen wurde, 


hat aber nicht nur ihre poſitive Seite, ſondern eine 


viel folgenſchwerere negative. Das Beſtreben der 
Kirche konzentrierte ſich nämlich nicht darauf, die 
fremden Anſchauungen vom deutſchen Leben abzu⸗ 
wehren und der Sklaverei ein Ende zu ſetzen, um die 
alte deutſche Auffaſſung von der Blutstrennung wieder 
zur Herrſchaft zu bringen. Die Kirche ſetzte ſich viel⸗ 
mehr nur für die Sklavenbefreiungen ein, und 
ſo geſchah es, daß gerade dadurch der alte 
Grundſatz von der Blutsverſchiedenheit 
am folgenſchwerſten getroffen wurde. Im 
Jahre 538 erwarb die Kirche in beſtimmten Fällen 
das Recht, den Juden die Sklaven zu einem ge⸗ 
ſetzlichen Preiſe abzukaufen, um ſie freizumachen. 
So rückten auf dem Wege über die Kirche Fremd⸗ 
blütige in die deutſche Ordnung ein. Die maſſen⸗ 
weiſen Freilaſſungen wurden als gottgefällige Werke 
propagiert und ſo auch allmählich von weltlichen 
Machthabern, teils freiwillig, teils unter dem 


9 


Druck des Klerus, vorgenommen. Unſere Geſchichts⸗ 
quellen ſind reich an Belegen dafür, daß bei feſt⸗ 
lichen Ereigniſſen unter dem Einfluß der Kirche 
„in Dei nomine“ („in Gottes Namen“) frei⸗ 
gelaſſen wurde. Den Höhepunkt dieſer Entwicklung 
ſtellt die Erlaubnis Ludwigs des Frommen an den 
Klerus dar, Unfreie in dem Umfange, der erforder⸗ 
lich ſei, mit Freibriefen auszuſtatten (817). 

Die Kirche nahm Unfreie in den geiſt— 
lichen Stand auf. 


Das geſchah bereits ſeit dem 5. Jahrhundert. 


Die erſte Synode von Orleans, die unter Chlodwig 


im Jahre 5711 zuſammentrat, beſchloß: „... wurde 
ein Unfreier ohne Wiſſen und Anweſenheit ſeines 
Herrn von einem Biſchof, der wußte, daß er einen 
Unfreien vor ſich habe, zum Diakon oder Presbyter 
geweiht, ſo behält der Sklave die Weihe und die 


Freiheit, aber der Biſchof ſoll dem Herrn das 


doppelte Wergeld ſeines Sklaven erſetzen.“ Kannte 
der Biſchof die Unfreiheit nicht, ſo hatte er das 
Wergeld nicht zu entrichten. Nun geſchah mit dieſen 


und anderen Mitteln die Auffüllung von Klöſtern, 


Kloſterſchulen und des Kirchendienſtes mit Unfreien, 
die ſich in Maſſen auf dieſen Weg zur „Freiheit“ 
begaben, ein Vorgang, der uns ſo manche 
artfremde Geiſteswelle, die von dieſen 
Orten ausging, erklären hilft. Es wurde ſo 


ſchlimm, daß der ſpätere Kaiſer Karl es in einem 


Kapitular aus dem Jahre 789 für nötig hielt, den 
Klerus zu ermahnen, es ſollten doch nicht nur leib⸗ 
eigene Kinder, ſondern auch Söhne von Freien in 
die geiſtlichen Anſtalten aufgenommen werden! 


Durch alle dieſe klerikalen Erfolge unter der Fahne 


des Gleichheitsdogmas wurde der artgemäße Bluts⸗ 


inſtinkt der Deutſchen nach und nach verſchüttet und 
jene weltanſchauliche Überfremdung ermöglicht, die 
das Mittelalter ebenſo kennzeichnet wie die raſſiſche 
Verſchlechterung. 


2. Die fränkiſche Übernahme des ſpätrömiſchen 
Verfallsbeamtentums. Die merowingiſchen Könige 
betrieben in allergrößtem Maßſtabe die Ubertra⸗ 
gung ſpätrömiſcher Einrichtungen auf ihren 
Herrſchaftsbereich. So finden wir bei den Franken 
neue, der ſpätrömiſchen Welt entnommene Beamten⸗ 
einrichtungen bzw. die Umdeutung alter Volksämter 
auf das ſpätrömiſche Verfallsdenken. 


Das fränkiſche Obrigkeitsſyſtem kennt 
(nach dem ſaliſchen Geſetz) folgende Stufung: den 
König (als Titel laut Gregor von Tours erſt ſeit 
dem 5. Jahrhundert), das königliche Gefolge, den 
graf io (Graf), den thung inus (Thingwalter), 
den sacebaro und die rachimburgi (die 
beiden letzteren beim Rechtsgang beteiligt). Dieſe 
Amterfolge iſt noch weitgehend urſprünglich⸗ 
germaniſcher Art; denn zur Zeit der Abfaſſung des 
älteren ſaliſchen Geſetzes, dem ſie entnommen iſt, 
waren die Franken noch nicht einmal Chriſten. Das 
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ſchließt römische Beeinfluſſung keineswegs aus, und 
es iſt dem älteren ſaliſchen Geſetz der römiſche Einfluß 
auch anzumerken; es legt lediglich die Wahrſcheinlich⸗ 
keit nahe, daß die Gefolgsordnung in ihrer inneren 
Struktur von der germaniſchen Grundart noch vieles 
in ſich trägt. Beſonders unterſtrichen wird dieſe Auf⸗ 
faſſung durch die Tatſache, daß die zunehmende 
Romaniſierung der Gefolgsordnung in den ſpäteren 
merowingiſchen Urkunden ganz unverkennbar hervor⸗ 
tritt und deutlich wird, wie das Königtum einen nur 
auf ſich ſelbſt bezogenen und vom Volke gelöſten Be⸗ 
amtenapparat römiſchen Muſters ausbildet, in deſſen 
Hände mehr und mehr die öffentliche Gewalt gelangt. 
Wir bemerken hier den Beamtentyp, der 
nicht wie zuvor der freie bäuerliche Ge— 
folgsmann iſt, ſondern nur Werkzeug. Die 
Bezeichnung, welche in den lateiniſchen Urkunden für 
ihn verwendet wird, charakteriſiert ihn auch nach 
unſerem Sprachgefühl völlig: ſeit dem Jahre 560 
taucht die Bezeichnung ‚agentes‘ für dieſe Be⸗ 
amten auf. Und es iſt nicht überraſchend, daß ſich in 
dieſen Urkunden, die den Beamtentyp des rei- 
nen Staatsagenten (manchmal auch „actor 
publicus‘ genannt) herausſtellen, der römiſche Aus⸗ 
druck für „Staatsdiener“, minister rei publicae, 
findet. Ebenſo der Ausdruck ministerialis, der ſeit 
dem 4. Jahrhundert für eine niedrige römiſche Be⸗ 
amtenklaſſe verwendet wurde. Die deutſchen Stämme 
gebrauchten dieſe Bezeichnung zuerſt für die Unfreien, 
die für allerlei Dienſtleiſtungen verwendet wurden, 
ſpäter aber — insbeſondere die fränkiſche Monarchie — 
für alle Beamten, auch die von freier Herkunft. Die 


Miniſterialität vereinte alſo Freie und Unfreie in ſich 


und ſtellte das Fachbeamtentum „als ſolches“ dar, 
d. h. ohne Rückſicht auf die raſſiſche Herkunft. Für 
die Unfreien war die Miniſterialität ein 
Weg, in das königliche Gefolge und zur 
Waffenfähigkeit zugelangen. Das rein ſtaat⸗ 
liche Denken trat vor das Volkstum („Etatismus“). 


Der Wandel der politiſchen Auffaſſung 
zeigte ſich am deutlichſten bei dem Amte, das für die 
Reichsverwaltung ausſchlaggebend wurde und ſie 
machtpolitiſch ſicherte, dem Grafenamte. Der 
Graf iſt Obrigkeit des Gaues. Bereits in mero- 
wingiſcher Zeit leitet er ſeine öffentliche Gewalt in 
erſter Linie vom Könige her und nicht vom Volke. 
Dieſer Grundzug trat noch mehr hervor, als die 
Franken ihre Herrſchaft auf andere Stämme und 
Gebiete erweiterten, auf dieſe die alte Gaueinteilung 
übertrugen bzw. dort beſtehen ließen oder die erwor⸗ 
benen römiſchen Städte mit ihren Territorien als 
Gaue bezeichneten; überall erſcheint hier der Graf 
als Obrigkeit. 


Dieſe Grafſchaftsverfaſſung war in 
einer Hinſicht eine geſchichtliche Notwen— 
digkeit. Die fränkiſchen Könige hatten die Herr⸗ 
ſchaft über frühere römiſche Provinzen angetreten. 
Sie ſetzten ihre gräflichen Beamten meiſt an die 
Stelle der früheren abſoluten römiſchen Obrigkeits⸗ 
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„Wiſlenſchaftliche“ Sleichberechtigung als Mittel 
zum weiteren Einbruch in das Dolk 


Seſpräch zwiſchen chtiſtlichen Alerikern (geführt von 
einem Dominikanermönch] und Juden [durch Ringfleck 
und Mantel gekennzeichnet] 1477 


gewalt und führten damit wohl einen Wechſel der 
Herrſcherſchicht, nicht aber einen Wechſel in der 
Sache herbei; denn die öffentliche Gewalt wurde in 
gleicher Weiſe ausgeübt wie zuvor: ſie war abſolute 
Gewalt, ſie war polizeiliche Obrigkeit, und ſie ſah ſich 
einer Untertanenſchicht gegenüber. Der römiſche 
Untertan war fränkiſcher Untertan geworden. 

In anderer Hinſicht war die Grafſchafts⸗ 
verfaffung der Beginn einer taufendjäh- 
rigen geſchichtlichen Tragik: dort, wo fie über 
die Menſchen artgleichen Blutes gebreitet wurde und 
nicht über eine raſſiſche Miſchbevölkerung weſtlicher 
Art. Denn hier trat der Graf in der gleichen obrig⸗ 
keitlichen Weiſe römiſcher Art auf wie in den früher 
römiſchen Provinzen. Hier, wo es geſchichtliche Auf⸗ 
gabe geweſen wäre, die deutſche Einheit nicht nur 
mit der dünnen Schale von zentralen Gewalthabern 
zu ſichern, hier, wo der deutſchen Einheit die geſchicht⸗ 
liche Dauer nur dadurch hätte werden können, daß 
die brutal erkämpfte Befehlseinheit zur willigen und 
überzeugten Einheit der deutſchen Herzen wurde und 
die fränkiſchen Grafen zu wirklichen Führern deut⸗ 
ſcher Gefolgſchaften — hier blieb es bei der Aus⸗ 
bildung eines obrigkeitlichen Herrentums. 


Jo 


Konnte der fränkiſche Amtsgraf fein Amt wenig. 
ſtens noch vom Staatsgedanken herleiten und auf 
Staatsnotwendigkeiten verweiſen, um daraus Pflich⸗ 
ten aufzuerlegen, ſo iſt das dem Vogte, einem Be⸗ 
amtentyp, der vornehmlich bei Klöſtern und Fiskal⸗ 
gut auftaucht, gewöhnlich nicht mehr möglich. Er ver⸗ 
körperte keinen Staatsbegriff mehr. Er verkörperte 
nur die Berechtigung. Und bei ihrer Verſagung: die 


Gewalt. 


Die ſeit den Merowingern zur deutſchen Wirk⸗ 
lichkeit gewordene römiſche Staatsauffaſſung ent⸗ 
leerte das politiſche Leben des notwendigen völkiſchen 
Gehalts, aus dem es allein ſinnvoll ſein kann. 


Man verſteht hieraus die entſcheidende Tatſache, 
daß die fränkiſche Herrſchaft über die deutſchen 
Stämme nicht zu einem Volksreich führte. Der 
Franke vergaß über feiner imperialen Herrſchafts⸗ 
idee die volksgenoſſenſchaftliche Lebensordnung. Ru⸗ 
dolf Sohm hat das klar ausgeſprochen: „Dem 
Herrſchaftszweck opferte der Franke ſein 
Volkstum.“ Um dieſen Zuſtand der politiſchen 
Ordnung, der weitgehend von Raſſe und Volks⸗ 
tum gelöſt worden war, muß man wiſſen, wenn 
man die nun beginnende Geſchichte des Erſten 
Reiches verſtehen will. 


Schultheiß im 15. Jahrhundert 
fjolzſchnitt von Peter Slötner 


7 


Das Erſte Reich 


Nach den Teilungsverträgen von Virten (Ver⸗ 
dun) 843 und Merſen 870 (ſiehe Bildſeite 3 dieſes 
Heftes) beginnt die Eigenentwicklung des Deutſchen 
Reiches aus dem Karolingerreiche. 


Vertrag zu Virten (Verdun) 843: Teilung des Reichs; 
es erhalten Lothar Mittelfranken (zwiſchen Schelde, 
Maas, Saöne, Rhone im Weſten und Rhein und Alpen 
im Oſten), Friesland und Italien, Ludwig der Deutſche 
Oſtfranken (alles rechts des Rheinufers außer Friesland) 
und die Gaue von Mainz, Worms und Speier auf dem 
linken Ufer (alſo im allgemeinen das Land zwiſchen Rhein 
und Elbe), Karl (der Kahle) Weſtfranken (Neuſtrien, 
Aquitanien, Nordweſt⸗Burgund, Septimanien, die ſpaniſche 
Mark). Dieſer Vertrag iſt ein Familienvertrag und berück⸗ 
ſichtigt die nationalen Unterſchiede nicht; da aber in Ludwigs 
Reich die germaniſche und in Karls Reich die roma⸗ 
niſche Bevölkerung überwog, entwickelten ſich Frankreich 
und Deutſchland als nationale Staaten (vgl. Bildbeilage 
Straßburger Eide). 


Vertrag zu Merſen 870: Nach dem Tode der beiden 
jüngeren Söhne Lothars (Karl und Lothar II.) teilen Lud⸗ 
wig der Deutſche und Karl der Kahle deren Erbe unter ſich: 
der germaniſche Teil (Friesland, Lotharingien und Elſaß) 
kommt zu Ludwig, der romaniſche Teil (Burgund und Pro- 


vence) zu Karl; Grenze iſt die Maas. 


Die Kaiſerwürde, die bei der Dreiteilung der 
fränkiſchen Macht zu Virten (Verdun) an Lothar, 
den Herrſcher über Mittelfranken, Friesland und 
Italien, gelangt war, kommt 962 an Otto I., den 
Großen, der das Erbe Heinrichs I. weiterführte, 
und wird damit an die deutſche Nation gebunden. 
Sie wird zum Ausdruck des Grundprinzips des 
Erſten Reiches: des Heiligen Römiſchen Reiches 
Deutſcher Nation. In dieſem Charakter des Erſten 
Reiches ſind die Gründe für die hohe Aufgabe und 
für den Verfall dieſes Reiches gleichzeitig ein⸗ 
begriffen. Sein großer Wert iſt der Grundgedanke 
der deutſchen Geſchloſſenheit, ſeine Eigenſchaft als 
Reich deutſcher Nation. Sein Verhängnis be⸗ 
ruht darin, daß es den fremden Einfluß nie über⸗ 
wunden hat, daß der Blick der deutſchen Männer zu 
oft in die Fremde gerichtet war und darüber die 
Wohlfahrt der Heimat vernachläſſigte: daß die 
deutſche Nation dem Gedanken, das „Heilige 
Römiſche Reich“ fortzuführen, nachhing. Dieſes 
Zweierlei, dieſe dauernde Begegnung des Eigenen 
und des Fremden ſteht im Vordergrunde aller Aus⸗ 
einanderſetzungen und beſtimmt die Eigenart der Er⸗ 
ſcheinungen mittelalterlicher Welt, der Gegenſätze 


von Stadt, — Bauerntum, Hofleben, Ritter⸗ 


tum, Handwerk, Handel, kirchlichem Leben. Scharf 
prägt es ſich aus in der Kunſt, im Bau und Bild, 
und noch ſchärfer in den Weltanſchauungen, in denen 
der entſcheidende Schritt vom gemeinen Wiſſen um 
Volk und Blut und Ehre gegangen wird zur Wiſſen⸗ 
ſchaft weniger, die unter dem Scheine der Vergeiſti⸗ 
gung dem einfachen bäuerlichen Menſchen die Ent⸗ 
ſcheidungen des täglichen Lebens aus der Hand 
nimmt, ein Vorgang, der ſich am auffälligſten beim 
Einbruch des römiſchen Rechtes zeigt (ſiehe „Schu⸗ 
lungsbrief“ 1936, Folge 5), als die fremdgelehrten 
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Doktoren den Bauern ihr 
Recht nehmen. Das Erſte 
Reich iſt an dieſem Zweier⸗ 
lei des Eigenen und Frem. | 
den, das ihm als dem „Her Fa ss 
ligen Römiſchen Reich Deut. Pe e 
ſcher Nation“ von vornher⸗ - 
ein mitgegeben war, zerbro⸗ 

chen. In Zeiten der deutſchen 
Not iſt das Eigene, Blut. 
bewußte immer elementar 
hervorgebrochen und hat der 
völligen Vernichtung die 
Stirn geboten. Unſere Be⸗ 
trachtung der Geſchichte des 
Erſten Reiches gliedert ſich 
damit notwendig in die Dar⸗ 
ſtellung zu lebensentſcheiden⸗ 
den Taten für die Erhaltung 
der deutſchen Exiſtenz und in 
die Darſtellung der Vor⸗ 
gänge, welche die deutſche 
Lebensſubſtanz minderten. 


L 


Das Erſte Reich als deutſche Nation. 


1. Das Gefolgſchaftsprinzip hielt die vielen Ein⸗ 
zelgewalten zuſammen und bewirkte die deutſche Ge— 
ſchloſſenheit, wo fie in Erſcheinung trat. Das Lehns⸗ 
weſen ift die ſpätere Verfaſſungsform dieſes Ge- 
folgſchaftsprinzips. Das Lehen hat zwei Weſens— 
beſtandteile, die innig zuſammengehören und eins 
ohne das andere unverſtändlich find: das Treue ver— 
hältnis und das dadurch vermittelte Beſitzverhält⸗ 
nis. Erſt als im Ausgang des 1 2. Jahrhunderts das 
Gefolgſchaftsverhältnis an Kraft verlor, verlegte ſich 
das Schwergewicht rein auf die feudale Macht, die 
durch das Lehen gewährt wurde. Das formale Lehns⸗ 
prinzip erhielt ſich bis Mitte des 19. Jahrhunderts. 

Vgl. Allgemeines Landrecht von 1794 (für die preußiſchen 
Staaten), Teil J, Tit. 18, wo ſich noch folgende Begriffs⸗ 
beſtimmung findet (§ 13): „Eine Sache, deren nutzbares 
Eigentum jemand unter der Bedingung einer dem Obereigen⸗ 
tümer zu erweiſenden beſonderen Treue gegen den von 
dieſem ihm zu leiſtenden Schutz beſitzt, wird ein Lehn 
genannt.“ Durch die Niederlegung der Kaiſerwürde 1806 
wurde der Lehnsſchichtung die Spitze abgebrochen und die 
Reichsſtände wurden entpflichtet; aber erſt die durch Geſetz 
vom 5. Juni 1852 abgeänderte preußiſche Verfaſſungs⸗ 
ur kunde vom 31. Januar 1850 beſtimmte in Art. 40: „Die 
Errichtung von Lehen iſt unterſagt. Der in bezug auf die 
vorhandenen Lehen noch beſtehende Lehnsverband ſoll durch 
geſetzliche Anordnung aufgelöſt werden.“ (Vgl. auch VO. 
Friedrich Wilhelms JI. vom 5. Januar 1717 und Geſetz vom 
2. März 1850.) 

Der Verfall des auf der ordnungsbewußten poli⸗ 
tiſchen Gefolgſchaft beruhenden Lehnsgedankens zur 
rein machtpolitiſchen individuellen Feudalität bringt 
den Verfall der deutſchen Geſchloſſenheit und damit 
die Auflöſung des Erſten Reiches und ſeine Ohn⸗ 
macht mit ſich. 


Als das männerbündiſche Gefolgſchaftsverhältnis 
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Die Sprachgrenze 


8 Ss Al Die Reichsteilung von 843 | 
Vertrag von Virten (Verdun) 


abgeftorben war, als alſo die Ordnung der Ie- 
bendigen Menſchen vergangen war, zeigt das 
abſterbende Reich als Ordnungserſatz eine Fülle von 
Ordnungsgeſetzen, insbeſondere die Landfrieden. 
(Siehe letzte Umſchlagſeite dieſes Heftes! Schriftltg.) 


Erſter weſentlicher Landfriede 1103 zu Mainz auf vier 
Jahre beſchworen, bedeutendſter Landfriede durch Friedrich II. 
am 15. Auguſt 1235: Constitutio Moguntina, danach 
noch verſchiedene Landfrieden, ſchließlich 1495 der ſogenannte 
ewige Landfriede; wichtig die Goldene Bulle Karls IV. von 
1356, die Reichskammergerichtsordnung von 1495, die Pein⸗ 
liche Gerichtsordnung von 1532, Reichspolizeiordnungen. 


Dieſe Ordnungsgeſetze waren erforderlich ge— 
worden, weil die Lebensordnung der Menſchen aus- 
geſetzt hatte. Da ſie aber keine echte Neuordnung ein⸗ 
leiteten, haben ſie das Erſte Reich nicht erhalten. 


2. Die Erhaltung des deutſchen Beſtandes durch 
das Erſte Reich zeigt als entſcheidende Taten die 
Aufhaltung der Magyaren (933 durch Heinrich I. an 
der Unſtrut, 955 durch Otto I. auf dem Lechfeld), 
des ſlawiſchen Nachdrängens (Sicherung der Elbe— 
grenze durch Heinrich I. 928 934, Wendenkriege 
Ottos I., Zurückdrängung unter Lothar von Sachſen, 
1125 - 1137), der Mongolen, die nach Dſchingis 
Chan vorſtießen (Schlacht bei Wahlſtatt 1241), der 
Türken (1683 — 1699; Karl Martel hatte ſchon 
732 in der Schlacht bei Tours und Poitiers die 


Araber aufgehalten). Dazu kam die Oſtſied⸗ 


lung: 1. Anfänge 10. 12. Jahrhundert, 2. im 
13. Jahrhundert Eindeutſchung Pommerns, Schle⸗ 
ſiens (Piaſten), Böhmens und Mährens, Süpdoft- 
ſiedlung, J. Deutſcher Ritterorden (1211: Südoſt⸗ 
ſiedlung, 1201: Gründung von Riga, 1231: von 
Thorn, 1255: von Königsberg, 1310: Erwerb von 
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Der Deutſche Ritterorden als Schutz gegen die Gefährdung unferer 
öſtlichen Land- und Seegeltung auf der fjöhe feiner Macht um 1400 


Pommerellen, 1330: Neugründung von Danzig, 
1410: Niederlage bei Tannenberg in tragiſcher Gleich- 
zeitigkeit mit dem Türkenſiege bei Nikopolis 1396 
und der rückſichtsloſen Ausnutzung deutſcher Schwäche 
mit konfeſſionellen Mitteln durch die Tſchechen (Huſ⸗ 
ſiten) ſiehe Skizze Seite 76 dieſes Heftes], 1455: 
Verkauf der Neumark an Brandenburg und dadurch 
Rettung vor Polen, 1466: erhebliche Landverluſte 
im Frieden von Thorn). Die Oſtſiedlung brachte dem 
deutſchen Volke 200 000 Quadratkilometer ge⸗ 
ſchloſſenen deutſchen Volksboden. Nicht zu vergeſſen 
iſt der nordiſche Städtebund, die Hanſa, die den 
deutſchen Norden vor Dänemark ſchützte und die 
Ausbreitung der deutſchen Stadtrechte weit über 
deutſches Volksgebiet hinaus (vgl. „Schulungsbrief“ 
1938, Folge 1, Seite 21; über den Höhepunkt der 
were n Kaifermadht vgl. die Karte * Umſchlag⸗ 
ſeite 2 


3. Die besen rechtspolitiſchen Gedaltungs⸗ 
verſuche, mit denen die Deutſchen ſich gegen das 
römiſche Recht, das ſeit der fränkiſchen Herrſchaft 
Geltung errungen hatte, wehrten. In erſter Linie 
iſt hier der Sachſenſpiegel des Eike von Repgow 
zu nennen, über den im „Schulungsbrief“ 1936, 
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Folge 5, berichtet wurde. Er 
ift eine Kampfpoſition des 
alten Volksrechtes, wurde 
durch den Mönch Klenkok 
wütend angegriffen und 
ſchließlich in den entſchei⸗ 
dendſten Stellen von Papſt 
Gregor XI. verdammt. 
Schließlich ſind noch 3 
ſam: | 


a) Die Stadtrechte (berühm- 
teſte: Magdeburgi⸗ 
ſches, Lübiſches, 
Soeſter und Cölni⸗ 
ſches); Fortbildung des 
Rechtes durch die Stadt⸗ 
gerichte im Rahmen der 
Autonomie (Oberhöfe). 
So ſtarke genoſſenſchaft⸗ 
liche Elemente noch in 
den Stadtrechten enthal⸗ 
ten waren — ſie wurden 
zuſehends mehr und mehr 
Gerichtsrechte und ver⸗ 
fielen dem Fremdrecht; 


b) Candes-, fjof-, Dienft-, 
£Lehnstedtte; 


c) die Weistümer des bäuer- 
lichen Rechtes vom 14. bis 
18. Jahrhundert tragen 
den Charakter genoſ⸗ 
ſenſchaftlicher Orts⸗ 
ordnungen weit mehr als 
die Stadtrechte; dafür 
ſind ſie aber beſchränkter 
in den Gegenſtänden, die ſie ordnen, denn durch 
obrigkeitliche Gewalten war ihnen — mehr als 
den Städten — die entſcheidende Rechtsgewalt 
großenteils entriſſen worden. 


Die außerdeutſche Verzettelung der Kräfte 
und die Förderung des fremden Einfiufles 
im Erften Reich | 


1. Die Kaiſerwürde des Erſten Reiches iſt zu 
der Zeit, in der das Kaiſertum der beherrſchende 
Machtfaktor war, den römiſch⸗ internationalen 
Charakter niemals losgeworden. 

Das lag bereits in der Kaiſerkrönung Karls in 


der Peterskirche in Rom im Jahre 800; Otto I. 


erhielt 962 ebenfalls vom Papſte die Krone und ſo 
ging es fort; weſentlich war der Kurverein zu Renſe 
1338, der jeden rechtmäßig gewählten deutſchen 
König auch ohne päpſtliche Krönung zum römiſchen 
Kaiſer erklärt; das große Reichsgrundgeſetz von 


1356, die Goldene Bulle, überträgt die Kaiſerwahl 


endgültig auf die 7 Kurfürſten, davon waren aber 
3 geiſtlich: die Erzbifhöfe von Mainz, Trier und 
Köln; ſchließlich verlor das Kaiſertum den großen 
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deutſchen Gemeingedanken und wurde Inſtrument 
der habsburgiſchen Hausmacht. 

2. Der Weg des Fremdblütigen ging über die 
kaiſerliche und fürſtliche Macht: das Judentum er 
hielt Privilege, die ihm die Exiſtenz in Deutſchland 
erſt ermöglichten (vgl. Seite 60 unten), denn es 
waren das Befreiungen von der Strenge des deut⸗ 
ſchen Rechtsganges; die Reichsgeſetzgebung ſchritt 
gegen den ſtrengen Ausleſemaßſtab der Städte bei 
Einbürgerungen ein und begünſtigte den fremdblü⸗ 
tigen Zulauf. | 

3. Die politifierende Kirche wurde durch die 
kaiſerliche Gewalt gefördert: Ausnahmegeſetze und 
Landverleihungen begründeten die Exiſtenz der Kirche 
in Deutſchland. Nach den Grundſätzen des alten 
deutſchen Rechtes hätte ſich die Kirche nie Erde an⸗ 
eignen können. Dort galt der Grundſatz, daß Erde 
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nicht frei verfügbar iſt, daß „das Gut rinnt wie das 
Blue“. Sie hätte auf dem natürlichen Wege des 
deutſchen Volksrechtes alſo nie zu Grundbeſitz ge⸗ 
langen können. Sie gelangte dazu auf eine zweifache 
Weiſe. Erſtens dadurch, daß die fränkiſche Staats⸗ 
gewalt mit einer Königsurkunde Grund und 
Boden anwies. Dieſe Urkunden der öffentlichen Ge⸗ 
walt hatten als Exiſtenzvorausſetzung einer weltpoli⸗ 
tiſch mächtigen Kirche eine ſolche Bedeutung, daß 
Kirchenmänner ſich nicht ſcheuten, umfangreiche Ur⸗ 
kundenfälſchungen zu begehen. Zweitens durch die 
Ausgeſtaltung des dem deutſchen Volksrechte un⸗ 
bekannten römiſchen Teſtamentsweſens, das es 
ermöglichte, Bauernland um des Seelenheils willen 
der Kirche zu vermachen und den Kindern und Kin⸗ 
deskindern die Heimat zu nehmen. 


Schon 812 zählte das Bistum Augsburg 
1507 Hufen; das Kloſter 
Tegernſee beſaß 11 866 
Hufen; Kloſter Benedikt⸗ 
beuren beſaß bei Stiftung 
über 6700 Zinsgüter; Kloſter 
Fulda war gleich nach Grün⸗ 
dung 15000 Hufen groß; im 
11. Jahrhundert war Grund⸗ 
beſitz von etwa 15000 Mor⸗ 
gen in geiſtlichen Händen die 
Regel, ſolcher bis zu 60000 
Morgen nicht ſelten. Die 
größten Landeinbußen erlitt 
die Kirche bekanntlich durch 
den Weſtfäliſchen Frieden im 
Jahre 1648 und den von 
Napoleon diktierten Reichs⸗ 
deputationshauptſchluß 1803. 
Durch letzteren gab die Kirche 
wieder ab: linksrheiniſch 424 
Quadratmeilen mit 800 600 
Einwohnern und jährlichen 
Einkünften von 5340000 
Gulden, rechtsrheiniſch 1295 
Quadratmeilen mit 2361176 
Einwohnern und jährlichen 
Einkünften von 12 726 000 
Gulden, hierzu kamen an reichs⸗ 
mittelbaren Beſitzungen 78 
Stifte und 809 Abteien mit 
jährlich 2 870 000 Gulden. 
Das war ein rieſiger Verluſt 


Erklärungen: 


1. Fürſtentum Moskau um 1300 

2. Großfürſtentum Moskau bis 1462 

3. Erweiterungen bis 1689 

4 Erwerbungen Peters des Großen 

5, Erwerbungen von 1725 1800 
(Teilungen Polens u. a.) 

6. Erwerbungen bis zum Wiener 
Kongreß (Finnland, Kongreß⸗ 
polen, Beſſarabien) 

. Nuß lands Streben nach dem 
„Warmen Meer (eisfreie Häfen) 
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weltlicher Macht, ſo daß der gegenwärtige Kirchen⸗ 
grundbeſitz im Reich „nur noch“ der Größe des 
Landes Thüringen gleichkommt. 


Die Verleihung weltlicher Amter und ins⸗ 
beſondere die Entſtehung des Kirchen für ſtentums 
nach 955 ſicherte den kirchlichen Einfluß auf das 
politiſche Geſchick der Deutſchen. Dieſe Ausſtattung 
der Kirche mit politiſcher Macht wurde zum Ver⸗ 
derben des Kaiſertums: der dann erforderliche poli⸗ 
tiſche Kampf gegen das Papſttum, der deshalb not⸗ 
wendigſt eintreten mußte, weil das Papſttum nicht 
im Dienſte des deutſchen Gemeinintereſſes. ſtand, zer⸗ 
rüttete die deutſche Einheit; die Kreuzzüge im Dienſte 
des Papſttums, die Unentſchloſſenheit und Unfähig⸗ 
keit des Kaiſertums zur Verhinderung der durch 
politiſch⸗kirchlichen Streit veranlaßten Religions- 
kriege und Ketzerverfolgungen vernichteten wertvolles 
deutſches Blut. 


Die Blutsverluſte durch den 30jährigen ig 
werden auf 12 bis 13 Millionen Menſchen geſchätzt: 
in der Zeit von 1631 1649 verminderte ſich z. B. die 
Bevölkerung der Gemeinden Ilmenau, Fiſchberg und 
Kaltennordheim von 12285 auf 2864, der Ge⸗ 
meinden Meiningen und Mansfeld von 12740 auf 
2 764; von 1634 1639 verminderte ſich die Bevöl⸗ 
kerung Württembergs von 414536 auf 97258; 
Deutſchlands Bevölkerung betrug nach dieſem Kriege 
nur etwa 8 Millionen (zuvor 20 Millionen). Noch 
1740 wurde in Würzburg eine Siebzigjährige als 
Hexe verbrannt; in Landshut noch 1756 eine Drei⸗ 
zehnjährige enthauptet; in der Schweiz, in Glarus, 
noch 1782 eine Magd als Hexe hingerichtet (in 
Preußen wurden die Hexenprozeſſe durch eine Ver⸗ 
ordnung Friedrich Wilhelms I. vom 13. Dezember 
1714 beſeitigt und die Wegnahme der Brandpfähle 
angeordnet (ſiehe „Schulungsbriefe“ 3/37). 

4. Der Einbruch artfremden Geiſtes bewirkt, daß 
ſich unter dem Deckmantel fremder Autoritäten volks⸗ 
feindliche Anſchauungen wie eine Nebelſchicht über 
die Deutſchen breiten und den geſunden Raſſen⸗ 
inſtinkt, der Vorausſetzung aller Entſchlußfreudig⸗ 
keit iſt, trüben. Im politiſchen Kampf der Kirche 
wird ſyſtematiſch eine Denkweiſe gelehrt 
und mit allen Mitteln (Univerſitäten) gezüchtet, 
die den beruflich nichtkirchlichen Menſchen bewußt 
von jedem Einſatz für Volk und Ehre fernhält. 
Auguſtins Lehre der Weltverachtung verrichtet 
hier ihr volkszerſtörendes Werk. Dieſe Erziehung 
zur Weltverneinung hat darin ihr Verhängnis, daß 
ſie nicht nur zur Beherrſchung des Sinnlichen, zur 
Verachtung des Laſterhaften und zur Achtung des 
Sittlichen aufruft, ſondern in einem Atemzuge 
zur Verachtung des Völkiſchen. Dafür iſt 
das Wort des heiligen Bernhard von Clairvaux 
(12. Jahrhundert) kennzeichnend: „Vergiß dein 
Volk, dein Vaterland, entſage den fleiſchlichen 
Neigungen, verlerne die weltlichen Sitten, enthalte 
dich deiner früheren Laſter.“ Es wird ein Geiſt ge⸗ 
lehrt, der von den Wirklichkeiten des echten Volks⸗ 
lebens entfernt, der damit entwirklichend wirkt 
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und in ſich den Trieb hat, das Leben nach Unwirklich⸗ 
keiten auszurichten. Die Kirche wurde als das Reich 
des Geiſtes, der Staat dagegen nur als Reich des 
Leibes bezeichnet; darin lag grundſätzlich die Erniedri⸗ 
gung des Staates zur rohen, äußerlichen Einrichtung 
und ſeine Abhängigkeit von der Kirche (der Staat 
als Kirchendiener). 


Da die Kirche entſcheidenden Einfluß auf das 
Erziehungsweſen erhielt (ſiehe oben Seite 49: 
ſeit den Franken!), waren die Hochſchulen Feine. 
Pflanzſtätten völkiſchen Geiſtes. Bereits das Latein 
als Gelehrtenſprache verweiſt auf ihre internationale 
Ausrichtung. So kam es, daß die Hochſchulen mit die 
erſten öffentlichen Einrichtungen waren, die im 
19. Jahrhundert ſeit der Judenemanzipation den 
Juden anheimfielen und daß wir noch heutzutage 
ſelbſt im Volksſchulweſen Reſtbeſtände aus den 
Kirchenſchulen auszutreiben haben. Wiederum war es 


Preußen, das hier den erſten Schritt zur Überwin⸗ 


dung des Mittelalters tat: mit der Errichtung 
der Wehrpflicht 


(ſeit Niedergang des Lehnsweſens Söldnerheere; ſeit dem 
Großen Kurfürſten ſtehendes Söldnerheer, Bürgeraushebung 
nur für Grenze und Feſtung; durch Kabinettsorder Friedrich 
Wilhelms I. vom 1. und 18. Mai 1733 für jeden Truppenteil 
Aushebungskantone; Kantonreglement vom 15. September 
1733 bringt Militärdienſtbefreiung nur für Adel und 
Bürger mit 10 000 Thlr. Mindeſtvermögen, ſpäter dasſelbe 
für Einwohner der großen Städte, höhere Beamtenſöhne 
und erſte Bauernſöhne; Offiziere nur vom Adel, Ausnahme 
bei Artillerie; allgemeine Wehrpflicht durch VO. vom 9. Fe⸗ 
bruar 1813 vorläufig, uu VO. vom 3. September 1814 
endgültig) 


der Errichtung der Schulpflicht 


(im erſten allgemeinen Schulgeſetze vom 28. rer 1207 
hieß es: „. . . daher verordnen Wir ernſtlich, d ß künftig⸗ 
hin an den — wo Schulen ſind, die Eltern bei nach⸗ 
drücklicher Strafe gehalten ſein ſollen, ihre Kinder gegen 
zwei Dreier wöchentliches Schulgeld von einem jeden Kinde 
im Winter täglich und im Sommer, wenn die Eltern der 
Kinder bei ihrer Wirtſchaft benötigt find, zum wenigſten ein⸗ 
oder zweimal die Woche, damit ſie dasjenige, was im Winter 
erlernt worden, nicht gänzlich vergeſſen, in die Schule 
ſchicken. Falls aber die Eltern das Vermögen nicht haben, ſo 
wollen Wir, daß ſolche zwei Dreier aus jedes Orts Almoſen 
bezahlt werden ſollen.“) 


und der Verſtaatlichung des Schulweſens 


(der Weſtfäliſche Friede von 1648 bezeichnet das Schulweſen 
als Annex [> Anhängfel] der Religionsübung; noch das 
preußiſche Schulregulativ von 1736, die Verordnung von 
1738 und das Reglement von 1743 erlauben den Predigern 
und Erzprieſtern die Beſtellung der Lehrer und deren Beauf⸗ 
ſichtigung; entſcheidend iſt das Preußiſche Allgemeine 
Landrecht von 1794, das Schulen und Univerſitäten zu 
„Veranſtaltungen des Staates“ erklärt, die 
„nur mit Vorwiſſen und Genehmigung des Staates Bra: 
werden“ dürfen). 


Preußen hat den Weg zur W u 
gemacht und die politifierende Kirche nach und nach 
aus ihrer mittelalterlichen Vormachtſtellung ver⸗ 
trieben. 
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5. Das römische Fremdrecht ſetzte ſich durch. Die 
Geſetzbücher der ſpätrömiſchen Verfallszeit kamen 
zur unmittelbaren Anwendung in Deutſchland. Das 
große ſpätrömiſche Geſetzbuch (Corpus iuris civilis), 
das nun als die angeblich neue deutſche Rechtsgrund— 
lage galt, wurde geſchaffen unter Juſtinian (geb. 
482 n. Chr. in Weſtillyrien, 527 römiſcher Kaiſer, 
geſtorben 565). Der Jude Tribonian war die trei⸗ 
bende Kraft dieſer Geſetzesausarbeitung und ⸗zuſam⸗ 


menfaſſung. Er berief und leitete die Kommiſſionen, 


er wurde Anfang des Jahres 534 beauftragt, das 
endgültige Geſetz herzuſtellen, und noch vor Ablauf 
des Jahres war er (unterſtützt von Dorotheus und 
drei Advokaten) damit fertig. 


Das kirchliche Geſetzbuch (Corpus juris cano- 
nici) ging aus Sammlungen von Konzilienbeſchlüſſen 
hervor, darunter eindeutigen Fälſchungen, über die 
Hinſchius (1835 bis 1898; Profeſſor für Kirchen⸗ 
recht in Halle, Kiel, Berlin) folgendes ſagt (über 
die ſogenannte Pſeudo⸗Iſidoriana): „.. . ge⸗ 
fälſchte Vorrede, in der ſich der Verfaſſer als 
Isidorus Mercator (lediglich nach dem Vorbilde 
eines Zeitgenoſſen des heiligen Auguſtin, Marius 
Mercator) bezeichnet. Nach dieſer Vorrede und 
einigen kurzen, gleichfalls unechten Dokumenten, 
welche allein den Zweck haben, jeden Zweifel 
an der Echtheit des Dargebotenen von vornherein 
niederzuſchlagen, folgen 60 gefälſchte Dekre⸗ 
talen von Clemens I. ... bis auf Papſt Mel⸗ 
chiades ... in chronologiſcher Ordnung ... Für den 
dritten Teil hat die in der Hiſpana (Spanien) ent- 
haltene Dekretalenſammlung als Grundlage gedient, 
jedoch hat dieſer nicht nur durch einzelne echte Dekre⸗ 
talen, ſondern auch durch Vor- und Hinein- 
ſchiebung von weiteren 35 gefälſchten 
Papſtbriefen eine bedeutende Vermehrung er⸗ 
fahren. Eigentümlich iſt die Fälſchung dadurch, daß 
ihr Urheber — fiber ein fränkiſcher Geiſt— 
licher —, deſſen Perſon aber ſonſt in rätſelhaftes 
Dunkel gehüllt iſt, .. . jene Dichtungen — freilich 
im Einklang mit der das 9. Jahrhundert charakteri- 
ſierenden geiſtigen Unſelbſtändigkeit — nicht frei ge⸗ 
ſchaffen, ſondern die einzelnen Briefe moſaikartig 
aus nur teilweiſe und mitunter nur in einzelnen 
Worten veränderten Stellen der echten 
Dekretalen (Briefe der Päpſte als Richtlinien 
für die Entſcheidung von Streitfällen. Schriftltg.) 
und Coneilien, der Bibel, einzelner Kir- 
chenväter .., der Capitularien (Erlaß⸗) 
ſammlung des Benedictus Levita uſw., komponiert 
hat. Dagegen, daß der Fälſcher ... allein den in 
der Vorrede angegebenen Zweck, eine vollſtändigere 
Sammlung als die bisherige anzufertigen, verfolgt und 
lediglich in unſchuldsvoller Naivität auf die Namen 
der älteſten Päpſte, von welchen keine Dekretalen 
erhalten ſind, ſolche erdichtet hat, ſpricht der Umſtand, 
daß in ſeinen Dekretalen ganz beſtimmte The⸗ 
mata, und zwar mit unendlichen Variationen, ab⸗ 
gehandelt wurden. Er vindiziert (überträgt) dem 
geiſtlichen Stande die entſchiedene Su⸗ 
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periorität über die Laien und verpflichtet 
dieſelben den Geiſtlichen gegenüber zur de⸗ 
mütigen Unterwerfung... daß Laien überhaupt 
Biſchöfe nicht anklagen dürfen, .. daß ein gefangen⸗ 
gehaltener oder ſpoliierter (amtsentſetzter) Biſchof vor 
der Reſtitution (Wiedereinſetzung) in ſeinem Biſchofs⸗ 
fig nicht angeklagt werden kann .. Wenngleich die un⸗ 
mittelbaren Zwecke, welche der Verfaſſer im Auge 
hatte, . . nicht verwirklicht worden find, fo wurden doch 
die Ausſprüche jener falſchen Dekretalen ... in die 
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Ein Richterkollegium 


Holzschnitt von H. Burgkmair (1473—1531) 


ſpäteren Sammlungen mit übernommen. 
So find jene Anſchauungen über das Verhältnis der 
geiſtlichen zur weltlichen Gewalt und die bevorzugte 
Stellung des römiſchen Stuhls fort und fort über- 
liefert worden, und ſie haben mit dem geſchloſſenen 
Syſtem aus der uralten Beglaubigung, in der ſie 
dargeboten wurden, dem hierarchiſchen Bewußtſein in 
dem gewaltigen Kampfe zwiſchen Papſttum und 
Kaiſertum eine energiſche Kräftigung gewährt.“ 
(Sperrungen und deutſche Erklärungen von der 
Schriftleitung.) 


Die Lehnrechtsbücher (Libri feudorum) ſchließ⸗ 
lich ſind eine Darſtellung des deutſchen Lehnsprinzips 
in ſpätrömiſchem Rechtsdenken (1 1./12. Jahrh.). Sie 
wurden dem Corpus juris civilis angefügt und 
wirkten ſich folgenſchwer gegen die deutſche Ge- 
folgſchaftsauffaſſung aus. 


Seit dem 10. Jahrhundert kam bei den (im 
römiſch⸗katholiſchen Denken erzogenen) „gebildeten“ 
Ständen Deutſchlands die Überzeugung auf, daß das 
Corpus juris civilis für Deutſchland gültig ſei (im 
Zuſammenhang mit der Auffaſſung, daß das Reich 
das Imperium Romanum fortſetze). Die erſten deut⸗ 
ſchen Univerſitäten (Prag 1348, Wien 1365, Heidel⸗ 
berg 1386, Köln 1388, Erfurt 1392, Leipzig 1409) 

lehrten anfangs nur kanoniſches Recht. Entſcheidend 
war die Einſetzung des Reichskammergerichts 1495 
und damit die Einführung fremdgelehrten Richter⸗ 
tums. 


Am Anfang des 16. Jahrhunderts erfolgte die 
Umgeſtaltung der unteren Gerichte nach dem 
Vorbilde des Reichskammergerichts. Damit war das 
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Fremdrecht im deutſchen Le⸗ 
bensraum geſichert. (Über 
die' Überwindung des Mit⸗ 
telalters auf dem Gebiete 
des Rechtes vgl. Schu⸗ 
lungsbrief 1936, Folge 5.) 


6. Die feindliche Aus⸗ 
nutzung jeder deutſchen 
Schwäche. Aber nicht nur 
die Fremden, die ſich im 
Reiche eingeniſtet hatten, 
auch die außerhalb des Rei⸗ 
ches befindlichen Mächte 
betrachteten Volk und Land 
im ver fallenden Reich als 
Beuteobjekt. C. Th. 
Perthes ſagt darüber: 
„Kein Kanonenſchuß 
iſt ſeit dem Weſtfäli⸗ 
ſchen Frieden (1648) 
gehört worden, wel⸗ 
cher nicht den Fran⸗ 
zoſen, den Schweden, 
den Ruſſen zum Sig⸗ 
nal diente, herbeizu⸗ 
laufen und das Reich 
zu verwüſten. Bald ſind ſie Garanten, 
bald Schiedsrichter, und immer ſengen 
und brennen, rauben und verheeren ſie ..“ 


ur 


1806 legte Franz II. die deutſch⸗römiſche Kaiſer⸗ 
krone nieder, nachdem er bereits 1804 als Franz I. 
den Titel Kaiſer von Oſterreich angenommen hatte. 
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Auf Grund des Lunéviller Friedens von 1801, auf dem 
Napoleon die Abtretung des linken Rheinufers dem Reiche 
diktierte, trat nach Reichstagsbeſchluß vom Oktober 1801 
eine „Reichsfriedensdeputation“ zuſammen, die 
unter franzöſiſchem Druck eine Entſchädigung der deutſchen, 
auf dem linken Rheinufer begütert geweſenen Fürſten in 
Deutſchland regelte, ſogenannter Reichsdeputationshauptſchluß 
vom 27. April 1803. Hiernach erfolgte die Säkulariſation 
faſt aller geiſtlichen Fürſten und Körperſchaften (Einziehung 
von 23 Bistümern; ähnlicher Vorgang zugunſten der Landes⸗ 
fürſten bereits durch den Weſtfäliſchen Frieden von 1648), 
Mediatiſierung der freien Reichsſtädte bis auf 6 (Mediate = 
Mittelbare Herrſchaften, die nicht unmittelbar dem Kaiſer, 
ſondern einem Reichsſtand als Zwiſchenherrn untergeordnet 
waren; Mediatiſierte = die früheren Reichsunmittelbaren, 
die ihre Reichsunmittelbarkeit durch Einordnung in einen 
größeren Staat verloren), neue Territorialverteilung. Dieſe 
Neugeſtaltung der deutſchen Verhältniſſe 
unter franzöſiſchem Druck wurde durch den Rhein⸗ 
bund fortgeſetzt. Weſentlich insbeſondere die durch 
den Rheinbund erfolgte Mediatiſterung der Reichsritter. 


Der Rheinbund vom 12. 7. 1806 war ein deut⸗ 
ſcher Verrat erſten Ranges. 16 „deutſche“ Fürſten 
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trennten ſich aus dem deutſchen Reichsverbande und 
traten in einen Bund mit Napoleon. Es waren die 
Könige von Bayern und Württemberg, der Kur⸗ 
erzkanzler und der Kurfürſt von Baden, der neue 
Herzog von Kleve und Berg, der Landgraf von 
Heſſen⸗Darmſtadt, die Fürſten von Naſſau⸗Uſingen 
und Naſſau⸗Weilburg, die Fürſten von Hohenzollern⸗ 
Sigmaringen und von Hohenzollern⸗Hechingen, die 
Fürſten von Salm⸗Salm und von Salm⸗Kyrburg, 
der Fürſt von Iſenburg⸗Birſtein, der Herzog von 
Ahremberg, der Fürſt von Lichtenſtein und der Graf 
von der Leyen. Dieſes fürſtliche Geſchäft brachte den 
Verrätern folgendes ein: die alte landſtändiſche 
Verfaſſung wurde in ihren Ländern aufgehoben 
und die Verräterfürſten wurden gegenüber ihren 
Untertanen ſchrankenloſe Abſolutiſten; der Kur⸗ 
erzkanzler wurde „Fürſtprimas“, Kurfürſt von 
Baden, Herzog von Kleve-Berg, Landgraf von 
Heſſen⸗Darmſtadt hießen „Großherzoge“ (mit könig⸗ 
lichen Rechten), der Naſſauer hieß „Herzog“, der 
Graf von der Leyen „Fürſt“. Die Verräter ver- 
pflichteten ſich zur Truppenſtellung von 63000 Mann. 
Später traten noch bei: der Kurfürft von Würzburg 
als „Großherzog“, der Kurfürſt von Sachſen als 
„König“, die ſächſiſchen Herzöge, die Fürſten von 
Schwarzburg, die Herzöge von Anhalt, die Fürſten 
von Lippe⸗Detmold und Schaumburg-Lippe, die Für⸗ 
ſten von Reuß und der Fürſt von Waldeck, der neue 
König von Weſtfalen, die Herzöge von Mecklenburg⸗ 
Strelitz und Mecklenburg⸗Schwerin, der Herzog 
von Oldenburg. Das Bundesheer betrug ſchließlich 
119 180 Mann. Die Bundesverſammlung iſt nie 
zuſammengetreten. Der Zuſammenbruch der napole⸗ 
oniſchen Herrſchaft bewirkte die ſtillſchweigende Auf⸗ 
löſung des Rheinbundes. 


Die kaiſerliche Führung des Reiches 
reagierte auf dieſe Ereigniſſe mit Ab- 
dankung (1806). Zum organiſierten Widerſtand 
gegen die Fremdherrſchaft war fie unfähig. 


Das war das formelle Ende des zur treuhände⸗ 
riſchen Bewahrung der Reichsidee und zur Erhal- 
tung der deutſchen Ordnung längſt untauglichen 
Kaiſertums habsburger Art. In der Wirklichkeit 
hatte bereits ein neuer Faktor die Verantwortung 
und die Aufgabe der deutſchen Neuordnung über⸗ 
nommen: die aufſtrebende Landes macht, und hier 
wird Preußen zum neuen Kerne deutſcher Ordnung. 
Das wirkliche Ende des Erſten Reiches datiert 
vom Weſtfäliſchen Frieden im Jahre 1648, 
in dem die Landesgewalten Staatshoheit erhielten 


(dieſe Entwicklung wurde durch die Umwandlung des 


Lehns⸗ in ein Landesfürſtentum durch Friedrich II. 
1232 eingeleitet). Wie wenig das formell noch weiter⸗ 
exiſtierende Reichskaiſertum moraliſch galt, zeigt die 
Tatſache, daß 1750 in ganz Preußen das gewohnte 
Kirchengebet für den römiſchen Kaiſer abgeſchafft 
wurde. Im Jahre 1648 bereits iſt das Erſte Reich 
tot. Bis 1871 iſt Kampfzeit um die Grundlagen 
für ein Zweites Reich der Deutſchen. 
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| „Möge Deutſchland nie ſeine Größe und ſein 
Glück auf anderen Grundlagen erbauen wollen, als 
auf der Geſamtheit aller ſeiner zur vollſten Aus⸗ 
bildung der in jedes Einzelne von ihnen gelegten 
Anlagen und Kräfte erzogenen Kinder, alſo auf ſo 
vielen Grundlagen, als es Söhne und Töchter hat... 

.. Schlimme Folgen einer Uneinheit find nach 
Außen hin nicht mehr zu befürchten: die Einheit ſelbſt 
ſoll erſt noch kommen, und ſie kann nur von Innen 
heraus kommen ... Was hilft es, unverdroſſen auf 
des jetzigen Reichskanzlers Weisheit ſchwören, und 
dabei ganz ſo erbärmlich thatenlos bleiben, wie man 


unter dem Bundestage geweſen? Deutſchland iſt kein 


geographiſcher, aber auch kein in dem gewöhnlichen 
Sinne des Wortes Politiſch politiſcher Begriff. Ein 
Vaterland gehört in die Zahl der ethiſchen Mächte, 
und darum können ſeine Angelegenheiten nicht vom 
Regierungstiſche aus, ſondern nur durch das ethiſche 
Pathos aller ſeiner Kinder beſorgt werden. Deutſch⸗ 
land iſt die Geſamtheit aller deutſch empfindenden, 
deutſch denkenden, deutſch wollenden Deutſchen: jeder 
Einzelne von uns ein Landes verräther, wenn er nicht 
in dieſer Einſicht ſich für die Exiſtenz, das Glück, die 
Zukunft des Vaterlandes in jedem Augenblicke ſeines 
Lebens perſönlich verantwortlich erachtet, jeder Ein⸗ 
zelne ein Held und ein Befreier, wenn er es thut.“ 


Paul de Lagarde 


In „Deutſche 
Schriften“, 4. Aufl., Göttingen 1903, S. 166 f. 


— 


Das Zweite Reich 


Die kleindeutſche Gründung Bismarcks 


Die fränkiſche Reichsorganiſation, aus der die 
Eigenentwicklung des Erſten Reiches der Deutſchen 
den Ausgang nahm, hatte ſich gewaltmäßig über die 
Vielzahl der deutſchen Stämme gebreitet und damit 


den einzelnen Stämmen das politiſche Beſtimmungs⸗ 


recht in allen großen Dingen genommen. Dieſe Über- 
windung der germaniſchen Stammespolitik blieb 
durch das Ausbleiben einer zentralen Volksidee eine 
halbe Löſung. Je mehr im Erſten Reiche die zentrale 
Gewalt verfiel, um ſo mehr machte ſich wieder die 
ſtammesmäßige Eigenart geltend. Je mehr ſich her⸗ 
ausſtellte, daß der fränkiſche Gefolgſchaftsverband 
verfallen mußte, weil er nicht auf der volksbewußten 
Grundlage einheitlicher Blutsgenoſſenſchaft beruhte, 
um ſo mehr verlegte ſich das politiſche Schwergewicht 
ſchon im Erſten Reiche zu den örtlichen Gegeben⸗ 
heiten. Hier entſtanden die aus dem Verfall des 
Erſten Reiches neu auflebenden Ordnungszellen. Sie 
ſammelten als Ordnungskerne das Deutſchbewußte, 
nachdem die gigantiſchen Anſtrengungen der Großen 
unter den Deutſchen Kaiſern des Mittelalters keinen 
dauerhaften Erfolg brachten (vgl. die Karte auf 
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dkĩraaꝛõs. Staatsgebiet bis 1807 
— 2 — 81809 
Die Verbündeten Frankreichs nach 1807: 
i —— DerRheinbund.die Schweiz, Italien, Polen, Dänemark 
Preussen u. Osterreich nach den Friedensschlüssen 
S ie feidzũqe Napoleons in Deutschland 


Die endgültige Auflöfung des Erſten Reiches (1805) 


Umſchlagſeite 2: Höhepunkt der Kaiſermacht) und 
das Erſte Reich als Sammler der Deutſchen un⸗ 
tauglich geworden war. Eins war aber dieſer Ent⸗ 
wicklung von vornherein mitgegeben: daß einmal 
die Auseinanderſetzung erfolgen mußte, die jene 
Vielfalt zur deutſchen Willens einheit zuſammen⸗ 
ſchmilzt. Dieſe Auseinanderſetzung war die große 
Aufgabe des Zweiten Reiches. Das Zweite 
Reich trägt deshalb gegenüber dem Erſten Reich zwei 
beſondere Züge: 1. Die aus der alten deutſchen 
Stammesverfaſſung, den Marken und ſonſtigen ört⸗ 
lichen Neubildungen hervorgegangenen deutſchen Län⸗ 
der werden aus dem Verfall der Reichsgewalt des 
Erſten Reiches die neuen deutſchen Ordnungszellen; 
2. deren Auseinanderſetzung bewirkt ihre ſtaatliche 
(leider aber wiederum nicht auch völkiſche) Aus⸗ 
richtung zum Reichsgedanken unter der Führung der 
Ordnungszelle Preußen. 

— 


Zur Vorgeſchichte des Zweiten Reiches gehört 
alſo die Vorgeſchichte der Landes macht Preußen. 
Ihre Grundlage iſt die Grenzmark des Erſten Reiches 
gegen die Wenden. Wir wollen die äußeren ſtaats⸗ 
politiſchen Vorgänge, die ſich um die Geſtalten der 
drei Großen Brandenburg ⸗ Preußens, den Großen 
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Kur fürſten, Friedrich Wil⸗ 
helm und Friedrich den Gro⸗ 
ßen, ranken, hier nicht dar⸗ 
ſtellen und uns auf gewiſſe 
innerpolitiſche Vor— 
gänge beſchränken, die für 
die deutſche Geſchichte von 
weittragender Bedeutung ge- 
worden waren: die Ein⸗ 
reihung der Juden als 
Staatsbürger und die preu⸗ 
ßiſchen Bemühungen um eine 
neue politiſche Gemeinde. 
Unſere Darſtellung ſieht alſo 
bewußt von den preußiſchen 
Taten um die Erneuerung 
von Heer, Beamtentum und 
Schule ab und verfolgt die 
völkiſchen Verfallstendenzen 
weiter, um die Unzulänglich⸗ 
keit des nachfolgenden Zwei⸗ 
ten Reiches zu erklären. 


— 


Die Juden 


Im mittelalterlichen Rechte 
wurden die Juden wie 
Fremde behandelt. Sie be⸗ 
ſaßen alſo nicht die Rechte 
des Volksgenoſſen. Wenn ſie 
in den Beſitz einzelner ſol⸗ 
cher Rechte gelangen wollten, 
bedurfte es eines Spezialprivilegs ſeitens der 
öffentlichen Gewalt. Ihre Exiſtenz war nur bei Vor⸗ 
handenſein eines beſonderen königlichen Schutz⸗ 
briefes geduldet. Der Jude iſt alſo in Deutſchland 
nicht in organiſcher Weiſe zu Exiſtenz gelangt, ſondern 
indem er ſich bei der öffentlichen Gewalt dieſe Exiſtenz 
als Duldung erkaufte. Mit einem Geldgeſchäft hat 
die Anweſenheit der Juden in Deutſchland begonnen. 
Dieſes Geſchäft ſah aber auf der anderen Seite nicht 
das Volk, ſondern die öffentliche Gewalt, die ihren 
Geldnutzen daraus zog. Das Volk war immer 
gegen die Juden. Im Jahre 1236 erließ Fried⸗ 
rich II. das erſte allgemeine Judengeſetz für ganz 
Deutſchland, das für alle Juden noch einmal feſt⸗ 
ſtellte, was bisher nur durch Spezialbeſtimmungen 
feſtgeſtellt war: daß die Juden ihre Exiſtenz nur der 
Duldung durch die öffentliche Gewalt verdanken. 
Der Ausdruck „servi camere“ (kaiſerliche Kam⸗ 
merknechte) wurde nunmehr ihre offizielle Bezeich⸗ 
nung. Aus dieſer klaren Rechtslage ergab ſich mit 
Selbſtverſtändlichkeit, daß der Kaiſer die Häuſer, 
Grundſtücke und Mobilien von Juden, die aus- 
wanderten, für das Reich in Anſpruch nahm. 


Man ſoll übrigens nicht meinen, daß das in 
Frankreich oder in England anders geweſen iſt. 
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In England ift der Grundſatz des jüdischen Rechts⸗ 
ſtandes als geduldete Fremde vielleicht noch ſtrenger 
durchgeführt worden: der König galt als Erbe des 
verſtorbenen Juden, und Kinder und Verwandte 
mußten ihr Erbrecht erſt vom König erneut gewährt 
erhalten; 1230 verlangte Heinrich III. als Gebühr 
für weitere Anerkennung der Juden ein Drittel ihres 
ganzen Vermögens; 1290 verfügte Eduard I. wegen 
ſchlechter Erfahrungen mit den Juden, daß fie inner- 
halb zweier Monate wegzuziehen hätten. In Frank⸗ 
reich zeigt die mittelalterliche Geſchichte noch mehr, 
welche ſchlechten Erfahrungen mit den Juden gemacht 
wurden: 1182 wies Philipp II. die Juden aus und 
behielt, wie es dem Rechte entſprach, deren Beſitz, 
die Schuldforderungen kaſſierte er; ſehr charakteri- 
ſtiſch iſt eine Beſtimmung, die er für ſpäter wieder⸗ 
aufgenommene Juden traf, um deren bekannte un⸗ 
lautere Art einzuſchränken: das für Darlehn er- 
forderliche Siegel der Juden ſollten in jeder Stadt 
zwei angeſehene Bürger in der Weiſe verwahren, 
daß einer das Siegel, der andere die Rolle behütete, 
und in jeder Stadt ſollte ein einziger Schreiber der 
Judenbriefe ſein, der dafür bürgte, daß er ſein Amt 
in geſetzlicher Weiſe verwaltete (alſo ein Beamter 
zur Überwachung des jüdiſchen Geſchäftsgebarens). 
Wie ſehr die Juden in Frankreich gehauſt und den 
Wohlſtand des Volkes zerſtört hatten, ergibt eine 
Beſtimmung Louis IX., wonach keiner gezwungen 
werden durfte, zwecks Bezahlung einer jüdiſchen 
Forderung ſeine ererbten Güter zu verkaufen. Phi⸗ 
lipp IV. verbot 1299 und 1303 den Wucher und 
alle Wucherkontrakte, verhaftete 1306 alle Juden 
und verwies ſie bei Todesſtrafe außer Landes. Die 
Juden ſchlüpften aber immer wieder in das Land 
hinein. Deshalb begegnen wir 1394 bereits wieder 
einer Verfügung (Karls IV.), wonach die Juden 
in Monatsfriſt das Land zu verlaſſen haben. (Hierzu 
ſiehe Bild Seite 64: Judenkäfig. Schriftltg.) 


Bis zum Ende des 18. Jahrhunderts behauptete 
der geſunde ariſche Sinn ſeine Abwehrſtellung gegen 
die Juden (neben der Kontrolle ihres Gebarens 
Zwangsſiedlung im Getto). Auch die für das ganze 
Reich geltenden Beſtimmungen von Karl V. (1530 
und 1541) waren aus dieſer Grundhaltung. Das 
intellektuelle Deutſchland aber zeitigte die eifrigſten 
Wortführer für das Hebräertum. Ein Beiſpiel: Wil⸗ 
helm von Humboldt fordert in ſeinem Gutachten 
über den Entwurf zu einer neuen Konſtitution für 
die Juden 1809: „Meiner Überzeugung nach wird 
daher keine Geſetzgebung über die Juden ihren Ein⸗ 
druck erreichen, als nur diejenige, welche das Wort 
„Jude“ in keiner anderen Beziehung mehr auszu⸗ 
ſprechen nötigt, als in der religiöſen, und ich würde 
daher allein dafür ſtimmen, Juden und Chriſten 
vollkommen gleichzuſtellen.“ 


Die Gleichſtellung der Juden 


erfolgte in der Zeit von 1808 — 1813 in den ver- 
ſchiedenen deutſchen Staaten, nachdem 1803 bereits 
der Leibzoll in ganz Deutſchland aufgehoben worden 
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war. Grundlegend iſt das preußiſche Edikt 
Hardenbergs vom 11. März 1812. Es folgt hier 
ein Textauszug: „Wir Friedrich Wilhelm, von 
Gottes Gnaden König von Preußen uſw., haben 
beſchloſſen, den jüdiſchen Glaubensgenoſſen in Unſerer 
Monarchie eine neue, der allgemeinen Wohlfahrt 
angemeſſene Verfaſſung zu ertheilen, erklären alle 
bisherige, durch das gegenwärtige Edict nicht be- 
ſtätigte Geſetze und Vorſchriften für die Juden für 
aufgehoben und verordnen wie folgt: § 1. Die in 
Unſern Staaten jetzt wohnhaften, mit General⸗ 
Privilegien, Naturaliſationspatenten, Schutzbriefen 
und Konzeſſionen verſehenen Juden und deren Fa⸗ 
milien ſind für Einländer und Preußiſche 
Staatsbürger zu achten. § 2. Die Fortdauer 
dieſer ihnen beigelegten Eigenſchaft als Einländer 
und Staatsbürger wird aber nur unter der Ver⸗ 
pflichtung geſtattet: daß ſie feſt beſtimmte Familien⸗ 
Namen führen, und daß ſie nicht nur bei Führung 
ihrer Handelsbücher, ſondern auch bei Abfaſſung 
ihrer Verträge und rechtlichen Willenserklärungen 
der deutſchen oder einer andern lebenden Sprache, 
und bei ihren Namens⸗Unterſchriften keiner andern 
als deutſcher oder lateiniſcher Schriftzüge ſich be⸗ 
dienen ſollen. § 3. Binnen ſechs Monaten, von 
dem Tage der Publikation dieſes Ediets an gerechnet, 
muß ein jeder geſchützte oder konzeſſionierte Jude 
vor der Obrigkeit ſeines Wohnortes ſich erklären, 
welchen Familien⸗Namen er beſtändig führen will. 
Mit dieſem Namen iſt er, ſowohl in öffentlichen 
Verhandlungen und Ausfertigungen, als im ge⸗ 
meinen Leben, gleich einem jeden andern Staats⸗ 
bürger, zu benennen. § 4. Nach erfolgter Erklärung 
und Beſtimmung ſeines Familien⸗Namens erhält 
ein jeder von der Regierung der Provinz, in welcher 
er ſeinen Wohnſitz hat, ein Zeugniß, daß er ein Ein⸗ 
länder und Staatsbürger ſei, welches Zeugniß für 
ihn und feine Nachkommen künftig ſtatt des Schutz⸗ 


briefes dient ... § 6. Diejenigen Juden, welche den 


Vorſchriften der §§ 2 und; zuwiderhandeln, ſollen 
als fremde Juden angeſehen und behandelt 
werden. § 7. Die für Einländer zu achtende Juden 
hingegen ſollen, inſofern dieſe Verordnung nichts 
Abweichendes enthält, gleiche bürgerliche 
Rechte und Freiheiten mit den Chriſten ge⸗ 
nießen. § 8. Sie können daher akademiſche Lehr⸗ 


und Schul-, auch Gemeinde⸗Amter, zu welchen fie 


ſich geſchickt gemacht haben, verwalten. § 9. In 
wie fern die Juden zu andern öffentlichen Bedienun⸗ 
gen und Staats⸗Amtern zugelaſſen werden können, 
behalten Wir Uns vor, in der Folge der Zeit, geſetz⸗ 
lich zu beſtimmen. § 10. Es ſteht ihnen frei, in 
Städten ſowohl als auf dem platten Lande ſich 


niederzulaſſen. $ 11. Sie können Grund⸗ 


ſtücke jeder Art, gleich den chriſtlichen Einwoh⸗ 


nern, erwerben, auch alle erlaubte Gewerbe 


mit Beobachtung der allgemeinen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften treiben. $ 12. Zu der aus dem Staats- 
bürgerrechte fließenden Gewerbefreiheit gehöret auch 
der Handel. ... § 16. Der Militär-Konfeription 

(Fortſetzung Seite 63) 
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Die Straßburger Eide (4. 2. 842 


Alteftes Zeugnis für die ſprachliche Trennung 
germaniſcher und romaniſcher Bevölkerung im 
Karolinger⸗Reich 


Karl der fahle von Weſtfranken beſchwört in rhein⸗ 
fränkifchem Deutſch (unten), Ludwig der Deutfche 
in Altfranzöfifch (oben) das Bündnis gegen ihren 
Bruder Lothar von Burgund. Die feere dagegen 
ſchwuren jedes in ihrer eigenen Landesſprache 


(Siehe Textteil, Beginn des bſchnittes: Erſtes Reich. Schrifleitung) 


0 Rechts: 
Eines für viele: Alemannifches Fachwerkhaus 
(1589) in Straßburg, ein hervorragendes 
Zeugnis deutſcher Baukultur im Weſten 


Aufn.: Historischer Bilderdienst, Berlin (2) 
Herrfurth, Merseburg (1) 
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‘ Bepölterungsdichte 1933 
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Aufn.: E. Lendvai-Dircksen, 
Berlin (5) 
H. Retzlaff, Berlin (1) 


Deutſchlanbs Bevölkerungsdichte 1933 


Zu der Karte auf den mittleren W 


Im Jahre 1816 iſt Deutſchlands Bevölkerungs⸗ 
dichte noch weitgehend ausgeglichen, obwohl das Ge⸗ 
fälle von Weſten nach Oſten bereits beſteht. Die 
Rheinprovinz zählt faſt 73 Einwohner auf das 
Quadratkilometer, Weſtfalen 72; Pommern 
umgekehrt 23, Oſtpreußen 25. Doch nehmen von 
1816 bis 1834 Rheinland, Weſtfalen und Saar 
nur um 27 v. H. an Bevölkerung zu, während das 
Land öſtlich der Elbe um 34 v. H. wächſt: ein für 
heute unerhörtes Schauſpiel! Der Oſten entwickelt 
ſich prächtig und läßt die Erfüllung der deutſchen 
Sehnſucht nach voller Durchdringung des Oſtens 
erhoffen. Die weitgehend ausgeglichene Bevölke⸗ 
rungsſtruktur Deutſchlands ſcheint in jener Zeit noch 
ausgeglichener werden zu wollen. Einesteils iſt der 
Oſten äußerſt geburtenreich, andernteils aber ging 
doch ſchon jahrhundertelang der Strom der 
überſchüſſigen Bevölkerung aus dem 
Rheintal hinüber nach Oſten. Von 1640 bis 
1840 betrug die Zuwanderung in die preußiſchen 
Oſtmarken nicht weniger als 300000 Köpfe! Aber 
in Mecklenburg iſt es ſchon in den 20er Jahren, 
in Pommern und Oſtpreußen in den 40er Jahren 
endgültig damit zu Ende. 


Anders aber ſeit der Jahrhundertmitte, vor allem 
jedoch ſeit 1871 und dem Beginn des Großinduſtrialis- 
mus im Jahre 1890. Die Maſchiniſierung, In⸗ 
duftrialifierung und een — 
bringt 


die Zuſammenballung der Menſchenmaſſen 


mit ſich. Gewerbe und Kleininduſtrie gehen von der 
Nahrungsgrundlage des Landes, aus Märkten und 
kleineren Städten weg — bzw. machen dieſe zu Groß⸗ 
induſtrieorten — und ballen ſich in den Zentren der 
Rohſtoffgrundlage und des Verkehrsnetzes. Die 
Ballung vollzieht ſich in einigen wenigen Induſtrie⸗ 
bezirken vor allem des Weſtens, während der größere 
Reſt zurückbleibt oder gar zurückgeht. Sie iſt mit 
Opfern beſten Blutes verbunden, das in einem un⸗ 
aufhörlichen Strom aus dem Oſten ins Gebiet der 
Erze und der Kohle herüberkommt. Die Entwicklung 
kehrt ſich um: Der Volksſtrom flutet nun 


aus dem Oſten zurück nach dem Weſten. 


Die oſtdeutſche Koloniſation ſcheint zu Ende: es wird 
zum Rückzug geblaſen. Deutſchland wendet 
ſein Geſicht wieder dem Weſten zu. Agenten 
holen die Menſchen nach Rheinland⸗Weſtfalen hin⸗ 
über. Deutſchland vergißt in dieſer Zeit ſeine große 
Miſſion und feine Zukunft, opfert fie der Rieſen⸗ 
ſtadt. Das ländliche Volk Oſtpreußens wandert 
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— Berlin und dem Weſten 7 wo die Bevölke⸗ 
rungszahlen ſteil emporſchnellen. Es iſt die Zeit, wo 
die „Vergoldung“ Berlins aus dem neuen Reichtum 
des Weſtens ebenſo an Stelle des rauhen und kargen 
Potsdamer Lebens im Stile des „Ich dien“ tritt 
wie an Stelle der Herrſchaft des öſtlichen Grund. 
befißes diejenige der Hochfinanz. 


Schon vor dem Weltkrieg, mehr noch nach ihm, 
iſt Deutſchland zerriſſener als je. Zwar iſt es ſtaats⸗ 
politiſch durch Bismarck geeint, aber innerlich zerfällt 
es mehr und mehr in das Stadt- und Landreich, die 
ſich gegenſeitig nicht mehr verſtehen, in reiche und 
verarmende, in übervölkerte und untervölkerte, in 
kinderarme und kinderreiche, in „fortſchrittliche“ und 
„rückſtändige“ Gebiete. Damit läuft parallel die 
ſeeliſche, geiſtige, politiſche und ſoziale Zerklüftung 
des deutſchen Volkes. Die Bevölkerungsdichte des 
Weſtens überſteigt die des Nordoſtens ſchon um ein 
Vielfaches. | 


Hier nun ſtanden wir im Jahre 1933, an der 
deutſchen Schickſalswende. Wir ſehen auf der Karte 
der „Bevölkerungsdichte 1933 *“ (Bildſeite 
4 und 5) weite Gebiete Deutſchlands mit Dichten 
unter 50 Einwohner auf das Quadratkilometer 
(Grenzmark 43,8, Reg.⸗Bez. Köslin 48,6, 
Allenſtein 48,0), daneben Ballungen unerhörten 
Ausmaßes (Bezirk Düſſeldorf 742, Chemnitz 
502, Köln 388). Hohe Dichtegebirge wechſeln mit 
tiefen Dichtetälern. Über alle völkiſchen, wirtſchaft— 
lichen und politiſchen Gefahren hinaus bedeutet dieſe 
Verödung einerſeits und Ballung anderſeits eine 
Verengung des Horizonts und eine weltanſchauliche 
Gefahr. Von der ſächſiſchen, Berliner und ober- 
ſchleſiſchen Ballung abgeſehen, häufen ſich die Men— 
ſchenmaſſen an der Weſtgrenze, den Rhein entlang. 
Der Rhein iſt wahrlich Deutſchlands Schickſals⸗ 
ſtrom geworden. Weichſel, Oder, Elbe und 
Donau, um die wir tauſend Jahre kämpften, 
ſcheinen bedeutungslos, wenn es auf die Bevölke⸗ 
rungsdichte ankommt. Deutſchlands Blick iſt einſeitig 
geworden. Die franzöſiſche Bewegung von 1793 
ſchreckte uns noch, die Bewegung von 1830 griff 
ſchon auf Deutſchland über, weil wir bereits gaffend 
mit dem Geſicht zum Rhein ſtanden. Der Freiherr 
vom Stein äußerte ſich darüber empört in ſeinen 
Briefen an Viehbahn und Hüffer. Den Libe— 
ralismus übernahmen wir Deutſche in wefteuro- 


päiſcher Prägung, ſtatt ihn aus der Freiheit der 


bayeriſchen Bergwelt, wo die beſten Demokraten 
wohnen, oder aus der Weite der norddeutſchen Tief⸗ 
ebene, die bis nach Mittelaſien hinein verläuft, zu 


*) Aus Korherrs Atlas: „Volk und Raum“ 
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Zugleich trat mit der räumli⸗ 
chen Auseinanderentwicklung des 
deutſchen Volkes eine politiſche 
Gefahr erſten Ranges hervor, 
indem die Ballung im Weſten 
für Frankreich dauernd ein An⸗ 
laß zum Ruf nach Sicherheit 
vor dieſer Menſchenflut wurde. 

Demgegenüber richtet das 
neue Deutſchland ſeinen 


Blick nach Weſt und Oſt. 


Es wird einen verſtärkten Men⸗ 
ſchenwall im Oſten auf dort 
noch vorhandenem Raum auf⸗ 
bauen. Dieſer Wall wird 
nur ein Ausfluß, nur eine Form 
der Kräftigung der ganzen deut⸗ 
ſchen Kulturlandſchaft ſein. Wir 
werden uns in den Städten be⸗ 
ſchränken, damit der Wall von 
ſelbſt wächſt. Denn der Oſten 
gibt uns die Kraft. Hier im 
Grenzraum gegen die öſt⸗ 
lichen Bedrohungen aus 


ie — 
der Vergangenheit und 


Ohne macht und Wehrbereitfchaft kein ſicherer Oſten, | | . 

folange der Bolſchewismus Angriffsarmeen ſchafft | ſch — — N — 2 1 

ten Probleme der deut⸗ 

ſchöpfen, wozu Kant auf dem öſtlichen deutſchen ſchen Seele, der deutſchen Kultur, der 

Lehrſtuhl uns ſo herrlich vorgearbeitet hatte — nicht deutſchen Koloniſation entſtanden, von 

frei fein von etwas, ſondern für etwas (kategoriſcher Eſtland bis hinunter zum Banat und nach 

Imperativ). N Blick nach dem Weſten hat uns Steiermark. Die Grenze iſt der Mutterboden der 
aufgezehrt. | großen Probleme. 3 
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Gegen Arendt, Fichte, Jahn und Menzel! 


In Nr. 163 des „Mühldorfer Tageblattes“ erdreiſtet ſich ein Jemand“, in dem Leitartikel 
„Die Bedeutung des Korbinian⸗Jubiläums“ zu ſchreiben: 

„Korbinian iſt ein leuchtendes Vorbild deutſcher Art. Und dieſe it von Haus aus Beſcheiden⸗ 
heit. Sie hat das Deutſchtum angenehm und beliebt vor aller Welt gemacht. Hochmut iſt dem 
echten deutſchen Weſen ein völlig fremder Charakterzug. Dieſe abſtoßende und uns mit dem 
Haſſe einer Welt belastende Charaktereigenſchaft iſt unſerem Volke erſt ſeit Anfang des 19. Jahr⸗ 
hunderts anerzogen worden. Als erſte Wortführer zu dieſer Verbildung unſeres Volkes nennen 
wir Arndt, Fichte, Jahn und Menzel. 

Gegen dieſe ſchwarze Geſchichtsklitterung ſchreibt ein tapferer deutſcher Lehrer und Kampf⸗ 
genoſſe in meiner „Inn⸗ und Salzachwacht“ folgende Entgegnung: 

„Das heißt alſo auf gut Deutſch: Wir Deutſchen ſind nur mehr ein hochmütiges Voll. Unſer 
Stolz hat uns den Haß der ganzen Welt zugezogen und alle Freunde abgeſtoßen. In unſerem 
Charakter liegt die Schuld am Weltkriege. Zum Hochmutsdünkel verführt, verzogen, verbildet 
haben uns Männer wie Arndt, Fichte, Jahn und Menzel. So beſchimpft und beſudelt ein 
Deutſcher das deutſche Volk und die beſten, auserleſenſten deutſche Männer, deutſche Führer, 
edelſte Charaktere, die deutſchen Befreier von fremder Knechtſchaft. Das bringt nur ein wald: 
echter Internationaliſt oder ein politiſcher Altramontan iſt über ſein Herz. Ein Pfui ſolcher 


armſeligen Kreatur, ſolcher Judasnatur! 
Auszug aus dem in vorliegender Folge beſprochenen Werk: 


Haus Hinkel, „Einer unter Hunderttauſend“. 


(Fortſetzung von Seite 60) 


oder Kantonpflichtigkeit, und den damit in Verbin⸗ 
dung ſtehenden beſonderen geſetzlichen Vorſchriften 
ſind die einländiſchen Juden gleichfalls unterworfen. 
. . . § 20. Die privatrechtlichen Verhältniſſe der 
Juden ſind nach eben denſelben Geſetzen zu beurtheilen, 
welche andern Preußiſchen Staatsbürgern zur Richt⸗ 
ſchnur dienen. § 21. Ausnahmen finden bei ſolchen 
Handlungen und Geſchäften ſtatt, welche wegen der 
Verſchiedenheit der Religionsbegriffe und des 
Kultus an beſondere geſetzliche Beſtimmungen und 
Formen nothwendig gebunden ſind. ... § 31. Frem⸗ 
den Juden iſt es nicht erlaubt, in den hieſigen 
Staaten ſich niederzulaſſen, ſo lange ſie nicht das 
Preußiſche Staatsbürgerrecht erworben haben 
§ 36. Ausländiſchen Juden iſt der Eintritt in das 
Land zur Durchreiſe oder zum Betrieb erlaubter 
Handels⸗Geſchäfte geſtattet. Über das von denſelben 
und gegen dieſelben zu beobachtende Verfahren 
ſollen die Polizei⸗Behörden mit einer beſondern In⸗ 
ftruetion verſehen werden. ... Hiernach haben ſich 
Unſere ſämmtliche Staats - Behörden und Unter⸗ 
thanen zu achten.“ 


Ein grelles Licht auf die ſchlechten Erfab- 
rungen, die mit obigem Edikt bereits nach kurzer 
Zeit gemacht wurden, wirft folgende knappe Ver⸗ 
ordnung vom 4. Dezember 1822: „Seine Majeſtät 
der König haben durch Höchſte C. O. vom 18. Auguſt 
d. J. die Beſtimmung des Ediets vom 11. März 
1812, 55 7 und 8, wonach die für Einländer zu 
achtenden Juden zu akademiſchen Lehr- und Schul⸗ 
ämtern, zu welchen ſie ſich geſchickt gemacht haben, 
zugelaſſen werden ſollen, wegen der bei der Aus- 
führung ſich zeigenden Mißverhältniſſe 
aufgehoben, welches hierdurch bekannt gemacht 
wird.“ 

Treitſchke ſagt in ſeiner „Deutſchen Geſchichte“ 
über die Namensänderung der Juden: „. .. ges 
ſchah nun die große Umtaufung der preußiſchen 
Judenſchaft. Die Levi, Cohn und Jakobſohn be⸗ 
hielten ihre ſemitiſchen Namen bei, die Wolf und 
Kuh begnügten ſich mit den Spottnamen, welchen 
ihnen der grauſame Volkshumor der Germanen an⸗ 
gehängt, die Zwickauer und Bamberger nannten ſich 
einfach nach ihrer Heimat; jene ſinnigen Naturen 
aber, die der ſanfte Hauch dieſer ſentimentalen 
Epoche angeweht hatte, wählten holdere Namen, um 
die Schönheit der Seele getreulich auszudrücken, 
alſo daß die Türen unſerer Börſen noch heute von 
Blümchen, * Nelken und Roſenzweigen dicht 
umrankt find. 


Dieſes Fan Edikt bedeutet einen ge⸗ 


ſchichtlichen Markſtein — allerdings nicht des Auf⸗ 
ſtiegs, ſondern des Verfalles. Es feſtigt ein Ent⸗ 


wicklungsergebnis, an dem die internationale Juden⸗ 


ſchaft ein Jahrtauſend emſig gezimmert hatte. Es 
bedeutet den Umbruch von der bluteinheitlichen 
Volksgenoſſenſchaft zur „Staatsgemeinſchaft“ der 
auf einem Gebiet befindlichen „Menſchen“. Welcher 
Art dieſe Menſchen ſind, welcher Ehrbegriff ihre 
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Handlungen leitet — das iſt gleichgültig geworden. 


Sie ſind alle „gleich“ geworden, ſo ungleich ſie in 


Wirklichkeit auch ſein mögen. Das iſt die liberale 
Gedankenwelt der Franzöſiſchen Revolution und die 
Verſchiebung der Gegenſätze aus der völkiſch⸗raſ⸗ 
ſiſchen in die religiöſe Ebene, nicht zuletzt durch 
klerikale und jüdiſche Propaganda (vergleiche oben 
Seite 49). Dem Deutſchen wird die Heimat ge⸗ 
nommen; denn nichts anderes bedeutet es, wenn 
Fremdraſſigen deutſche Erde ausgeliefert wird (§ 11 
des Ediktes): Für den Juden iſt die Erde nicht 
Heimat, denn er iſt trotz aller abendländiſchen Tünche 
immer Nomade geblieben, ſie iſt für ihn nur Ware. 
Und es war nicht nur ein Raub der Heimat, es 
war auch ein Raub des politiſchen Grundrechtes der 
Deutſchen, als der Jude mit der Phraſe des „Men⸗ 
ſchenrechtes“ Staatsbürger wurde; denn damit war 
nicht das Volk Grundlage der Staatsgewalt, weil 
mit der Aufnahme der Juden jene „Staatsgemein⸗ 
ſchaft“ nie und nimmer wirkliche Volksgemeinſchaft 
ſein konnte. Das Volk war durch eine Summe von 
„Menſchen“ erſetzt worden. Das iſt echt liberale 
Lehre. 

Hardenbergs Edikt war durchaus gegen jede 
preußiſche Tradition: noch das Judenedikt von 1750 
unterſagte den Juden den Grunderwerb und be— 
ſchränkte fie hinſichtlich Aufenthalt, Niederlaſſung 
und Verheiratung erheblich; ſelbſtverſtändlich befahl 
es auch den Leibzoll; noch 1772 jagte Friedrich der 
Große 4000 Juden aus Weſtpreußen und ſetzte eine 
genau beſtimmte Zahl, die er duldete, feſt; Friedrich 
Wilhelm I. befahl am 4. 1. 1726, alle Zigeuner 
unter 16 Jahren ſollten ins Zuchthaus, alle darüber 
ſollten gehängt werden. 


Auf dieſem Erfolge hat die Judenſchaft weiter- 
gebaut: die Taufe wird zum beliebteſten Mittel, 
im deutſchen Volk unterzutauchen und unter dieſer 
Maske das Werk der Volkszerſtörung fortzuführen. 
Die damalige Staatsführung bleibt weiter mit 
Blindheit geſchlagen: am 2. Februar 1827 taucht 
ein Reſkript des Miniſteriums der geiſtlichen An⸗ 
gelegenheiten und des Innern auf, worin ausgeführt 
wird, daß Se. Königl. Majeſtät ausdrücklich befohlen 
haben, darauf zu halten, daß den Juden, welche zum 
Chriſtentume übergehen wollen, gar keine Schwie⸗ 
rigkeiten gemacht, „vielmehr ihnen darin ae 
Vorſchub geleiſtet werden ſoll“. ! 


Ein kleines Beiſpiel dafür, wie ſich nun auf 
allen Gebieten der Einbruch jüdiſchen Geiſtes 
ſtärker denn je vollzog. Im Jahre 1825 trat der 
Jude Eduard Gans zum Chriſtentum über. 1828, 
alſo ſchon drei Jahre ſpäter, wurde er ordentlicher 
juriſtiſcher Profeſſor. Er nahm den „wiſſenſchaft⸗ 
lichen“ Streit gegen den deutſchen Rechtslehrer 
von Savigny auf und verſuchte durchzuſetzen, daß 
der Dieb in ſeiner Rechtsperſönlichkeit nicht geringer 
angeſehen werde wie der, der nicht geſtohlen habe; 
weiterhin: daß diebiſcher Beſitz als „anfangendes 
Eigentum“ angeſehen werden ſolle. Wir ſehen 
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darin, wie die jüdiſche Hehlerraſſe ihre „Rechts“ vorſtellungen mit 
den raffinierteſten, angeblich philoſophiſchen Mitteln dem deut⸗ 


ſchen politiſchen Leben einzuverleiben ſuchte. 


Das Geſetz vom J. Juli 1869 bringt die völlige Gleichſtellung 
| der Juden mit den Deutſchen. 1 


Einziger Artikel: „Alle noch beſtehenden, aus der Verſchiedenheit 
des religiöſen Bekenntniſſes hergeleiteten Beſchränkungen der bürgerlichen und 
ſtaatsbürgerlichen Rechte werden aufgehoben. Ins beſondere fol die Befähigung 
zur Teilnahme an der Gemeinde⸗ und Landesvertretung und zur Bekleidung 
öffentlicher Amter vom religiöſen Bekenntnis unabhängig ſein.“ 


Hierdurch wurde die letzte Schranke, die die Juden von der Zu⸗ 
laſſung insbeſondere zum Richter amt abhielt, beſeitigt. Ebenſo 
wurde es dem Juden ermöglicht, Vormund deutſcher Kinder zu 
fein. Das Reichsgeſetz vom 6. Februar 1875 (Reichsperſonen⸗ 
ſtandsgeſetz) beſeitigte die letzten Beſchränkungen des Rechts der 
Eheſchließung ($ 39) und hob die formell beſtehende Ungültig⸗ 
keit der Ehe zwiſchen Juden und Chriſten, wie ſie nicht nur das 
gemeine Recht, ſondern ſogar das römiſche Recht vertrat, auf. 


Dieſe Gleichſtellung der Juden als Staatsbürger iſt der eine 
politiſche Vorgang innerhalb der Länder, vornehmlich Preußens, 
den man kennen muß, um zu verſtehen, wie das ſpätere Zweite 
Reich ausſag. | | 

Der andere innerpolitiſche Vorgang ift der Kampf um ein 
neues Verhältnis der Deutſchen zueinander, 


der Kampf um eine neue Gemeinde. 
Der Freiherr vom Stein kennzeichnet das damalige politiſche 


Problem folgendermaßen (Brief aus Troppau vom 9. Juli und 


3. Auguſt 1809 an Gentz und Stadion): 


„Beurteilt man den Geiſt der verſchiedenen Klaſſen der bürger⸗ 
lichen Geſellſchaft in dem nördlichen Deutſchland, ſo herrſcht bei 
dem wohlhabenden Adel überwiegend der Wunſch, ſein Eigentum 
ruhig zu genießen, auf den ärmeren würde die Ausſicht, bei den 
neuen militäriſchen Einrichtungen angeſtellt zu werden, wirken, 
die handelnde Klaſſe wünſcht die Wiederherſtellung des freien 
Verkehrs, inſofern er ohne große 
Aufopferung zu erhalten iſt, der 
Mittelſtand und der Bauer hängt 
treu und feſt an Deutſchland, ſei⸗ 
nem alten Landesherrn und dem 
alten Zuſtand der Dinge. Dieſen 
Stand muß man ehren, heben 
und ihm die Ausſicht zu großen 
Vorteilen verſchaffen. Am ge⸗ 
meinſten denken die öffentlichen 
Beamten, bei ihnen iſt der Miet⸗ 
lingsgeiſt der herrſchende, ſie wird 
man ſtrenge ſichten und die bei⸗ 
behaltenen unter genaue Aufſicht 
nehmen müſſen. Alle kleinen 


wird man daher entweder alle vorläufig 
entfernen oder an einem ſicheren Ort 


ſammeln und unter ſtrenge Aufſicht 
nehmen müſſen, da man denn ihr Land 


in ihrem Namen verwaltet, bis man 
imſtande ſein wird, eine dauerhafte 
Ordnung der Dinge zu berückſichtigen.“ 


Stein unternahm nun den großen 
Verſuch einer erneuten politiſchen Ein⸗ 
ſchaltung des Bauerntums und kleinen 
Bürgertums. 
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Fürſten haben aus Egoismus und | Geheimer Sinanzrat Süß im Galgenkäfig (4. 2. 1738) 


Gefühl der Schwäche denſelben 
Geiſt; ihnen kommt es nur an 


Kupferstich, Germanisches Museum, Nürnberg 1738 
Süß -Oppenheimet war ein Mufter des fürſtlichen fioffſudentums, der das 


auf Erhaltung ihres winzigen pertrauen des geldbedürftigen fjerzogs Marl Alerander von Württemberg 
Daſeins, gleichgültig gegen das hemmungslos und ohne Erbarmen gegen Nichtjuden mißbrauchte, den Staat 
Schickſal des Vaterlandes; ſie kortumpierte und die Finanzen in Unordnung brachte 
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Das Wert des Reichsfreiherrn vom Stein 
und fein Scheitern. 


Laſſen wir Stein über ſein Werk ſelbſt ſprechen 
(aus feinen „Lebenserinnerungen“): 


„Man ging von der Hauptidee aus, einen ſitt⸗ 
lichen, religiöſen, vaterländiſchen Geiſt in der Nation 
zu heben, ihr wieder Mut, Selbſtvertrauen, Bereit⸗ 
willigkeit zu jedem Opfer für Unabhängigkeit von 
Fremden und für Nationalehre einzuflößen und 
die erſte günſtige Gelegenheit zu ergreifen, den bluti⸗ 
gen, wagnisvollen Kampf für beides zu beginnen. 
Man zählte auf den Beiſtand von England, hoffte 
auf Rußland und auf mögliche unberechenbare Er⸗ 
eigniſſe — die dann in der Folge auch bald eintraten. 
Die zur Erreichung jenes allgemeinen Zweckes er⸗ 
griffenen Maßregeln waren: 


1. Aufhebung der perſönlichen Leibeigenschaft in 
der preußiſchen Monarchie; durch ein Edikt Oktober 
1807 ſollte mit dem 8. Oktober 1809 die perſönliche 
Leibeigenſchaft mit ihren Folgen, insbeſondere dem 
ſehr drückenden Geſinde⸗Zwangsdienſt, aufgehoben 
ſein, die aus dem dinglichen Beſitz fließenden Verpflich⸗ 
tungen des Bauern blieben unverändert. Es war 
der Meuerungsſucht des Staatskanzlers Hardenberg 
(beraten von einem Phantaſten, Herrn Scharren⸗ 
weber, der im Irrenhaus zu Eberbach 1820 ſtarb) 


vorbehalten, die Verhältniſſe des Gutsherrn zum 


Bauernſtand und deſſen innere Familienverhältniſſe 
auf eine dieſem verderbliche Art 1811 umzuwälzen; 
hieran hatte ich keinen Anteil. 


2. Verwandlung der Domänenbauern in Oſt⸗ und 
Weſtpreußen in freie Eigentümer. 


3. Bildung ſtädtiſcher Gemeinden durch die 


Städteordnung von 1808, verſehen mit dem Wahl⸗ 


recht ihrer Magiſtrate und einer angemeſſenen inne⸗ 
ren Verwaltung, um die Liebe zur Gemeinde und 
Teilnahme an — — zu erwecken 
und zu unterhalten. 


4. Der König war — ſchon geneigt zur Bil⸗ 
dung von Reichsſtänden und zog in vielen Fällen die 
vorhandenen Landſtände zu Rat.“ 


Der Wert dieſer Maßnahmen Steins kann nur 
aus der geſchichtlichen Situation beurteilt werden, 
in der er ſich als deutſcher Mann befand. Sein 
großer Gedanke war, den deutſchen Män⸗ 
nern, die feſt und ſeßhaft im deutſchen 
Lande verwurzelt und daraus wahrhaft 
völkiſch gebunden find, politiſche Ver⸗ 
antwortung zurückzugeben. 


Stein will nicht eine bloße Verwaltungsorgani⸗ 
ſation, ſondern eine wirkliche Zuſammenfüh⸗ 
rung der Menſchen: 


„Erſparung der Verwaltungskoſten iſt r der 
weniger bedeutende Gewinn, der erhalten wird durch 
die vorgeſchlagene Teilnahme der Eigentümer an der 
Provinzialverwaltung, ſondern weit wichtiger iſt die 
Belebung des Gemeingeiſtes und Bürgerſinns, 
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die Benutzung der ſchlafenden oder falſchgeleiteten 
Kräfte und der zerſtreut liegenden Kenntniſſe, der 
Einklang zwiſchen dem Geiſt der Nation, ihren An⸗ 
ſichten und Bedürfniſſen und denen der Staats⸗ 
behörden, die Wiederbelebung der Gefühle für Vater⸗ 
land, Selbſtändigkeit und Nationalehre.“ 


So ſehr Stein aber das Ziel richtig erkannt hatte 
und ſich mit ganzer Lebenskraft dafür einſetzte, konn. 
ten doch ſeine Maßnahmen, ſo ſehr ſie dazu beitrugen, 
die Fremdherrſchaft abzuſchütteln, den langen ge⸗ 
ſchichtlichen Weg des Volkszerfalls nicht entſcheidend 
aufhalten. Die Gründe dafür ſind: 


1. Stein war (ähnlich wie ſpäter Bismarck) ein 
großer Einzelner. Er führte nicht eine Gefolgſchaft, 
die an allen Stellen des Volkslebens in geſchloſſener 
Willenseinheit anſetzt, um jeden deutſchen Menſchen 
zum Träger des Gemeingeiſtes und damit zum 
Volksgenoſſen zu machen. Seine Mittel zur Er⸗ 
reichung des großen Zieles der Volkwerdung waren 
alſo nicht Menſchen, ſondern Regierungs- 
maßnahmen, die von oben her verwaltend ver⸗ 
ordnet wurden. So wenig Stein ſelbſt eine bloße 
Verwaltungsreform wollte — er konnte als Ein⸗ 
zelner nicht bewirken, daß ſeine Maßnahmen mehr 
wurden. Nie kann ein Einzelner einen revolutionären 
Umbruch allein vollziehen, ſondern immer nur eine 
Mannſchaft. Dieſe war am Anfange des 19. Jahr- 
hunderts nicht vorhanden. Der großartige völkiſche 
Appell der Freiheitskriege ſetzte zwar die Männer in 
gleichen Schritt und Tritt — aber nur, ſolange es 
dem äußeren Feinde galt. Die letzte weltanſchauliche 
Ausrichtung der Herzen, denen die vielfältigen täg⸗ 
lichen Entſcheidungen des Volkslebens anvertraut 
ſind, kam nicht zuſtande. 


2. Die Stadtgemeinde Steins nach der Städte⸗ 
ordnung vom 9. November 1808 räumt zwar zu⸗ 
gunſten des Gemeinſinnes auf, 


a) mit der Abſonderung der Städte aus dem ge⸗ 
meinen Ganzen (indem ſie ihnen ihre bisherigen 
Hauptfunktionen, Gerichtsbarkeit und Polizei, nahm), 


b) mit der ſich in der Stadtverfaſſung ausprägen⸗ 
den Zerſpaltung der Stadt in Intereſſengruppen 
(indem die Wahl der Stadtverordneten nach Ord⸗ 
nungen, Zünften und Korporationen aufgehoben und 
anſtatt deſſen die Teilnahme der ganzen Bürgerſchaft 
geſetzt wurde), 


ſie vermag aber die verknöcherte Stadtver faſſung 
einer vergangenen Zeit nicht zu erſetzen durch eine 
neue lebendige Ordnung der Menſchen, 
ſondern allein durch eine Papierordnung der for⸗ 
malen Willensbildung der Stadt. Jede Lebens- 
ordnung bedarf einer blutgegründeten 
Weltanſchauung. Die Stadtgemeinde Steins 
gab den Menſchen keine innere Gerichtetheit ſolcher 
Art. Deshalb begünſtigte ſie die Entwicklung der 
Großſtadt mit ihrer meinungsloſen Maſſe. 


3. Zur Aufſtellung einer neuen Ordnung der | 
Landgemeinde iſt es nicht gekommen. Die Map 
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nahmen Steins, die in die alte Landordnung ein⸗ 
griffen, tragen den gleichen Charakter wie die ſtädti⸗ 
ſchen Maßnahmen: ſie beſeitigen wohl die längſt ver⸗ 
knöcherten Zuſtände der feudalen Abhängigkeits⸗ 
verhältniſſe, aber ſie ſetzen an deren Stelle keine 
neue Lebensordnung des Blutes. 

Ein Satz aus der Verordnung vom 27. Juli 1808 kenn⸗ 
zeichnet die nun entſtehende Lage am treffendſten: „Jeder 
rechtmäßige Inhaber eines bäuerlichen Immediatgrundſtücks 
in Unſern vorgedachten Domänen erlangt alſo von heute 
an die Befugnis, über dasſelbe frei und ungehindert, den 
Geſetzen gemäß, zu verfügen, ſolches nach Gefallen zu ver⸗ 
äußern, zu vererben und zu verpfänden und kann ſich über⸗ 
haupt davon aller Nutzungen, Vorteile und Rechte und 
Prärogativen erfreuen, welche gefeß- und verfaſſungsmäßig 
aus dem vollſtändigen Eigentum eines bäuerlichen Grund⸗ 
ſtücks entſpringen “??, | 

Nun iſt der Boden zur Sache geworden. Es iſt 
das Verhängnis dieſer Steinſchen Maßnahme, daß 
ſie den Männern zwar die Entſcheidungsfreiheit 
ſchenkt, nicht aber die Entſcheidungsgrundſätze, 
die verhüten, daß dieſe Freiheit Volkszerfall bewirkt. 
Der weitere Gang der Geſchichte brachte den Bauern 
in die Abhängigkeit der Geldmächte, denen nun der 
Zugriff zur Erde eröffnet war. Stein hat der 
neuen Landordnung nicht die Grundlage 
geſicherter Weltanſchauung zu geben ver- 
mocht. Die Landgemeinde iſt deshalb in der Zukunft 
dem Einbruche des liberalen ſtädtiſchen Geiſtes mehr 
denn je ausgeſetzt geweſen. 

4. Der große Angriff Steins gegen die anonymen 
Geldmächte und das Judentum blieb erfolglos. Es 
iſt das tragiſche Schickſal dieſes großen Deutſchen, 
daß ſein Schlag gegen das innerlich längſt abge⸗ 
ſtorbene Feudalſyſtem, alſo der Schlag gegen die 
Reſte der Vergangenheit, glückte, nicht aber 
der Schlag gegen den aufſtrebenden Ver⸗ 
fallsgeiſt der Gegenwart. Damit blieb ſeinem 
Wirken der Zukunftsſegen verſagt. 

Laſſen wir wieder Stein ſelbſt ſprechen: „Die 
Bank hielt ich für ein verderbliches Inſtitut, ſie 
zog bedeutende Geldſummen an ſich, deren Verwen⸗ 


dung Beamten anvertraut war; ſie ſollte zwar nicht 


auf Grundſtücke ausleihen, ſondern nur auf Waren, 
Papiere uſw. diskontieren. Die Beamten ihrer 
Provinzialkontors zu Elbing liehen leichtſinnig auf 
Güter in Preußiſch⸗Polen, woraus nachher ſehr ver- 
derbliche Transaktionen mit Napoleon, ſpäter mit 
Rußland entſtanden. Die anderen Kontors begünſtig⸗ 
ten hauptſächlich jüdiſche Bankiers, deren Liſt, 
Zuſammenhang, Beharrlichkeit, Mangel an Ehr⸗ 
gefühl, wenn nur Habſucht befriedigt wird, in jedem 
Staate verderblich iſt und beſonders nachteilig auf 
die Beamtenwelt wirkt. Ich verbot die hypothekari⸗ 
ſchen Geſchäfte in Südpreußen, zog alle zwei Monate 
die zum Teil ſeit Jahren ausſtehenden Fonds ein, 
bei welcher Gelegenheit ſich ein grober Betrug eines 
jüdiſchen Bankiers (Ephraim) entdeckte, der ihn zur 
Flucht nach Wien zwang, wo er Schutz durch ſeine 
Schwägerin Frau von Arnſtein und durch Verände⸗ 
rung der Religion fand und einen Offizianten zum 
Selbſtmord brachte. Zugleich entwarf ich einen Plan 
zur Beſchränkung des Zufluſſes des baren Geldes zu 
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der Bank, um den unmittelbaren Verkehr zwiſchen 
den Geldbeſitzenden und der das Geld zum Gewerbe— 
betrieb bedürfenden Klaſſe zu begünſtigen, welcher 
deſſen Erhaltung ohnehin erſchwert war durch die 
Vollkommenheit des Hypothekenweſens und die land⸗ 
wirtſchaftlichen Kreditſyſteme ..“ („Lebenserinne⸗ 
rungen“, Zeit von Nov. 1804 bis Sept. 1806.) 
Hardenberg, der Stein ablöſte, ließ das Wertvolle 
der Steinſchen Maßnahmen in das glatte Gegenteil 
umſchlagen. Es wurde oben hervorgehoben, daß es 
Stein nicht gelang, ſeine Maßnahmen in die Sicher⸗ 
heit einer blutgebundenen Weltanſchauung zu ſtellen 
und hieraus aufbauend wirken zu laſſen, daß ſein 
Werk gegen den liberalen Verfallsgeiſt nicht ge⸗ 


nügend Sicherungen beſaß. Hardenberg war (im 


Gegenſatze zu Stein, dem Kämpfer für Gemeingeiſt) 


der ausgeſprochene Verfechter der individuellen libe⸗ 


ralen Theorie. Sein Volksverbrechen iſt die politiſche 
Einordnung der Juden als Gleichberechtigte (ſiehe 
oben S. 60 ff.). Dieſer liberale Geiſt zog nun auch 
in den Gemeinden, in dem ganz anders gedachten Bau 
Steinſcher Selbſtverwaltung ein, und ſo ſieht Stein 
fein Werk vernichtet. Am 5. Januar 1818 klagt er 
in einem Briefe an Arndt: oe 


„So gehen wir blind in die Irre und hetzen 
uns auf die tollſte Art gegeneinander; der eine 
will das Volk in einen großen Brei auflöſen, 
alle Gliederungen und Abſonderungen zerſtören, 
der andere will die Bauern in Taglöhner, die 
Bürger in patentiſierte Pfuſcher und das Ganze 

in ein Aggregat von Geſindel, Juden, neuen 
Reichen, phantaſtiſchen Gelehrten verwandeln“ 
Stein hat die⸗-liberaliſtiſche Volksauf⸗ 
löſung, die feine Nachfolger in den ſtaats⸗ 
politiſchen Amtern betrieben, richtig 
durchſchaut. 


Er hat auch das treffendſte Urteil über das „Welt⸗ 
bürgertum“, die große Phraſe jener Zeit: „Der Kosmo⸗ 
polit iſt unter den Staatsbürgern, was der Polyhiſtor unter 
den Gelehrten: der eine gehört allen Staaten zu und tut 
für keinen nichts, der letzte treibt alle Wiſſenſchaften und 
leiſtet in keiner nichts.“ „Dem Geiſt des Zeitalters 
fehlt eine beſtimmte Richtung“, ſagt er ein 
andermal. | = 


Die Vernichtung der politifchen Gemeinde durch 
den nachfolgenden Liberalismus. 


So kennzeichnen die Gemeindemaßnahmen des 
Liberalismus zunächſt die Tendenz, die völkiſchen Wirk⸗ 


lichkeiten der Gemeinde zu unterſchlagen und als 


Grundlage der Gemeindearbeit nicht mehr die 
Menſchen ſo zu begreifen, wie ſie nach ihren Wirk⸗ 


lichkeiten ſind, ſondern als „Einzelne“, als „Indi⸗ 


viduen“. Dieſer Vorgang der Entwirklichung 
hat ſich in einer ſehr charakteriſtiſchen Weiſe voll⸗ 
zogen: er zeigt als Zwiſchenerſcheinung die Um⸗ 
deutung der Menſchen auf ihren Geldes 
wert. 

Die Stufen ſind für die Landgemeinde: 

I. Der Bauer iſt die urſprüngliche Lebenswirk⸗ 
lichkeit der Landgemeinde. Das Bauerntum als 
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Grundlage der Landgemeindeverfaſſung erhält ſich 
(wenigſtens der Satzung nach) noch bis zum All⸗ 
gemeinen Landrecht für die Preußiſchen Staaten 
(AL R.) von 1794. 


ALR. Teil II, Titel 7, § 18, heißt: „Die Beſitzer der in 
einem Dorfe oder in deſſen Feldmark gelegenen bäuerlichen 
Grundſtücke machen zuſammen die Dorfgemeinde aus.“ $ 20: 
„Nur die angeſeſſenen Wirte nehmen, als Mitglieder der 
Gemeine, an den Beratſchlagungen derſelben teil.“ Das iſt 
der letzte Reſt der alten deutſchen Bauernverfaſſung. Wer 
nicht Bauer iſt, der rechnet in der Gemeindegewalt nicht 
mit und gehört zu den „übrigen Dorfseinwohnern“. 

II. Die Umdeutung auf Geld beginnt damit, daß 
der Gemeindewert von der Bauerneigenſchaft zum 
Steuerwert verlegt wird. 

Beiſpiel iſt das Geſetz betr. die Landgemeinde⸗ 
verfaſſungen in den ſechs öſtlichen Provinzen der preu⸗ 
ßiſchen Monarchie vom 14. 4. 1856, $ 5: „I. Zur 
Teilnahme an dem Stimmrechte dürfen nur ſolche 
Einwohner des Gemeindebezirks verſtattet werden, 
welche einen eigenen Hausſtand haben und zugleich 
in dem Bezirk mit einem Wohnhauſe angeſeſſen ſind. 
2. Wenn aber jemand in dem Gemeindebezirk ein 
Grundſtück beſitzt, welches wenigſtens den Umfang 
einer die Haltung von Zugvieh zu ihrer Bewirt⸗ 
ſchaftung er fordernden Ackernahrung hat, oder auf 
dem ſich eine Fabrik oder eine andere gewerbliche 
Anlage befindet, deren Wert dem einer Ackernahrung 
mindeſtens gleichkommt, ſo iſt derſelbe zur Teilnahme 
am Stimmrechte auch dann zuzulaſſen, wenn er nicht 
Einwohner des Gemeindebezirks iſt (Forenſe). Das⸗ 
ſelbe gilt auch für juriſtiſche Perſonen, welche Grund⸗ 
ſtücke von einem ſolchen Umfange im Gemeindebezirke 
beſitzen. J. Den Beſitzern ſolcher Grundſtücke, welche 
die übrigen an Wert und Größe erheblich überſteigen, 
kann mehr als eine Stimme beigelegt werden. 4. 
Auch können die Gemeindeglieder in Anſehung ihrer 
Teilnahme am Stimmrecht in verſchiedene Klaſſen 
geteilt werden. 5. Die Stimmen der Beſitzer der⸗ 
jenigen kleinen Grundſtücke, welche zu ihrer Bewirt⸗ 
ſchaftung kein Zugvieh erfordern, können zu Geſamt⸗ 
ſtimmen (Kollektivſtimmen) verbunden werden. Der⸗ 
gleichen Beſitzer haben alsdann das Stimmrecht in 
der Gemeindeverſammlung durch Abgeordnete aus⸗ 
zuüben, welche ſie aus ihrer Mitte auf mindeſtens 
drei und höchſtens ſechs Jahre wählen.“ 

Die Anlegung dieſes Geldmaßſtabes an 
die Menſchen hat für das Gemeindeleben 
mehrere Folgen: 

1. Nicht mehr die ordnungs verwurzelte und auf⸗ 
gabenreiche Lebenslage bäuerlichen Eingeſeſſenſeins 
iſt Vorausſetzung des Gemeinderechtes, ſondern eine 
formale äußerliche Seßhaftigkeit (Haus⸗ 
ſtand und Wohnhaus, $ 5 Ziff. 1). 

2. Die Geſamtheit der Gemeindemitglieder wird 
nach der geldesmäßigen Verſchiedenheit ihres Be⸗ 
ſitzes in Klaſſen zerſpalten, und damit wird 
die Gemeinde der Geſchloſſenheit des politiſchen Ein⸗ 
ſatzes beraubt ($ 5 Ziff. 4). 

3. Der Geldmaßſtab bewirkt die Verleihung des 
höchſten Gemeinderechtes an anonyme jur iſtiſche 
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2. — —⅛ 6 ee cher 


Gebilde und bewirkt die Einflußnahme getarnter 
Intereſſen⸗ und Volkszerſetzungsgruppen auf das 
Gemeindeleben. Hier iſt ein glänzendes Beiſpiel da⸗ 
für, wie die Erhebung des Geldes zum Maßſtab 
immer einen völligen Verzicht auf die leibhaften 
Menſchen bedeutet ($ 5, Ziff. 2; hier iſt gleichzeitig 
für Menſchen, die am wirklichen Gemeinde⸗ 
leben nicht teilhaben, weil ſie in anderen Gemein⸗ 


den leben, das Stimmrecht geſichertl). 


4. Der Geldmaßſtab bewirkt für den kleinen 
Mann eine Entfernung von der unmittel- 
baren und perſönlichen Gemeindeverant⸗ 


wortung; es geſchieht die Zwiſchenſchaltung von 


Abgeordneten. In der Art, in der das geſchieht, liegt 
eine große Verachtung des Menſchen als Volks⸗ 
genoſſen: der Menſch iſt als deutſcher ehrbewußter 
Mann unerheblich gemacht, und er gewinnt Erheblich⸗ 
keit nur in dem Maße, in dem er Geld beſitzt. Beſitzt 
er wenig Geld, ſo wird er rechneriſch zuſammengefaßt 
und perſönlich von allen Entſcheidungen ferngehalten 
(Beſtimmung des $ 5, Ziff. 5). 


Zuſammenfaſſend iſt alſo feſtzuſtellen: der Geld⸗ 
maßſtab entfernt die Menſchen voneinander; zerſtört 
damit wirkliches Gemeindeleben; beſitzt als Grund⸗ 
lage nicht den leibhaften Menſchen, ſondern ſeinen 
errechneten Geldeswert; ſetzt alſo an Stelle der 
Lebenswirklichkeit die erdachte Zahl; faßt die Ge⸗ 
meinde nicht auf als politiſche Zelle der Volks⸗ 
genoſſenſchaft, ſondern als unperſönliche Anſtalt zur 
Erfüllung kapitaliſtiſcher Aufgaben; die wirkliche 
Sorge und die wirkliche Not der Menſchen iſt jener 
Gemeinde gleichgültig, denn ſie „reicht“ gar nicht bis 
* die Menſchen, ſondern nur bis an deren Geld- 

eutel. 


So war der — Steins um eine neue politische 
Gemeinde geſcheitert. Ein unperſönliches Verhältnis 
beherrſchte das Gemeindeleben, Juden waren in der 
Gemeinde politiſch vollberechtigt — in dieſer 
innerpolitiſchen Verfaſſung gingen die 
Deutſchen an den Bau des Zweiten 


Reiches! 
* 


Die Verfaſſung des Zweiten Reiches 


beruhte ganz und gar auf der Verfaſſung des 
Norddeutſchen Bundes. Es waren die Landes- 


gewalten, die zuſammengekommen waren, um ſich 


unter der Führung der Landesgewalt Preußens ftaat- 
lich auszurichten. Es war alſo keine durch und 
durch völkiſche Ausrichtung. Der politiſche 
Schwerpunkt der Staatsgewalt lag verfaſſungs⸗ 
gemäß beim Bundesrat. So war das Zweite 
Reich ſeiner Verfaſſung nach nicht die politiſche 
— des Volkes, ſondern der Landesgewalten 
(25 Staaten und Reichsland Elſaß⸗Lothringen). 
Trotzdem iſt nicht zu verkennen, daß es in ſeinen 
Schickſalsſtunden (1870/71 und 1914) immer ele⸗ 
mentar zur völkiſchen Aktion wurde. Der Reichstag 
war dem Bundesrat beigeordnet. Die geſamte Reichs⸗ 
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zuſtändigkeit (Art. 4 RV.: Freizügigkeit, Staats⸗ 
bürgerrecht, Heimat⸗ und Niederlaſſungsweſen, Ge⸗ 
werberecht, Zölle und Verbrauchsſteuern, Handel 
und Bankweſen, Maß⸗, Münz⸗ und Gewichtsweſen, 
bürgerliches und Strafrecht ſowie deren Verfahren, 
Poſt⸗ und Telegraphenweſen, Militär und Marine) 
war ſeiner Beſchlußfaſſung zugänglich, ſeine Zu⸗ 


ſtimmung war für jedes Geſetz erforderlich; er hatte 


Geſetzesvorſchlagsrecht und Aufſicht über die geſamte 
Reichsverwaltung, ihm waren Reichskanzler und 
Staatsſekretär verantwortlich. Der Kaiſer hatte die 
Vertretung des Reichs nach innen und außen (war 
aber hierin ſehr beſchränkt) und hatte insbeſondere 
das Verfügungsrecht über die Machtmittel des Reichs 
(Oberbefehl über Heer und Marine, Recht zur Ver⸗ 
hängung des Kriegszuſtandes, innerhalb der Reichs⸗ 
zuſtändigkeit das Begnadigungsrecht). Weſentlich 
war die ihm zuſtehende Ernennung der Reichs⸗ 
beamten (ſamt Reichskanzler). Am Geſetzgebungs⸗ 
recht hatte er keine Beteiligung, lediglich Ausübung 
der Formalakte Ausfertigung und Verkündigung. 


rd 


Zahlen: Bevölkerung am 1. Dezember 1910 
64 903 423; Größe: 540 857 qkm; auf 1 qkm 120 Ein- 
wohner (1871: 75,9 Einwohner); Außenhandel in 
Mill. Mark 1010: Einfuhr 8934, Ausfuhr 7475, im Jahre 
1880: Einfuhr 2803, Ausfuhr 2923 (England Einfuhr 
1910 11720, Ausfuhr 8780; Frankreich 1910 Einfuhr 
5739, Ausfuhr 4087); die in der Verwaltung der Kre⸗ 
ditbanken befindlichen eigenen und fremden Gelder 
beliefen ſich (in Millionen Mark) 1883 auf 1962, 1910 auf 
15 015; die Vertretung der Berliner Großbanken in 
den Aktiengeſellſchaften im Jahre 1910 (ausgedrückt in Auf⸗ 
ſichtsratsſtimmen): Deutſche Bank 134, Disconto⸗Geſell⸗ 
ſchaft 114, Dresdner Bank 102, Schaaffhauſ. Bankverein 112, 
Berliner Handelsgeſellſchaft 101, 2 * 
Bank für Handel und Induſtrie 
101, Nationalbank für Deutſch⸗ 
land 101, Commerz und Disconto⸗ 
bank 35; Länge der Eiſen⸗ 
bahnen 1880: 33865, 1910: 
59 031 km; Geſamtzahl der durch 
die Poſt beförderten Sen⸗ 
dungen 1872: 972 042 000, 1910: 
5 938 600 000 (Briefſendungen 
und Pakete); Telegraphenweſen: 
Geſamtzahl der vermittelten Ge⸗ 
ſpräche 1881: 511 354, 1910: 
1 850 700 000; von 1000 er 
werbstätigen Perfonen waren bes 
ſchäftigt in Betrieben bis 
5 Perſonen 1882: 551, 1907: 
295, in Betrieben über 
50 Perſonen 1882: 263, 
1907: 455; im preußiſchen Staate 
bezogen ein Einkommen von 
weniger als 900 Mark 1892: 
70,27 Prozent, 1910: 42,84 Pro⸗ 
zent aller Steuerzahler; Verhält⸗ 
nis zwiſchen Stadt und Land 
1871: Stadt 36,1 Prozent — 
Land 63,9 Prozent, 1910: Stadt 
60 Prozent — Land 40 Prozent. 
Heeresſtärke vgl, Schulungsbriefe 
11/37 und 12/37. Politiſche 
Ereigniſſe: 1878 Sozia⸗ 
liſtengeſetz; Berliner Kongreß; 


1881 Sozialverſicherungsgeſetzgebung; 1883 Bündnis mit 
Italien; 1884 Kolonialpolitik; 1887 (bis 1890) Rückver⸗ 
ſicherungsvertrag mit Rußland; 9. März bis 15. Juni 1888 
Regierung Friedrichs III. (99 Tage); 1888 (bis 1918) Wil- 
helm II.; 1890 (2. März) Entlaſſung Bismarcks; 1903 


Teilnahme am Borerfrieg; 1904 - 1907 Kämpfe in Süd⸗ 
weſtafrika; 1913 Wehrbeitragsgeſetz; 1. Auguſt 1914 Krieges. 


erklärung an Rußland, 3. Auguſt 1914 an Frankreich; 
9. November 1918: Wilhelm II. dankt ab. 5. 


Der Charakter des Zweiten Reiches. Jede politi⸗ 
ſche Form iſt verknüpft mit einem ganz beſtimmten 
politiſchen Denken. Dieſes iſt daraus zu ermitteln, 


daß feſtgeſtellt wird, welcher Begriff vom Volke 


und welcher Begriff vom Staate in den geſetz⸗ 
geberiſchen Maßnahmen zum Vorſchein kommt. 


1. Das Volk wird nicht begriffen als Einheit 
der Blutsgenoſſenſchaft. 


Es wurde überhaupt nicht bemerkt, daß das 


Blut es iſt, das die Menſchen zu einem Volke zus 


ſammenbindet. Deshalb wurde das höchſte politiſche 
Volksrecht, das Recht, an der Staatsgeſtaltung teil- 
zuhaben, auch dem Juden gewährt: das Geſetz vom 
3. Juli 1869 verfügt die Aufhebung aller „aus der 
Verſchiedenheit des religiöſen Bekenntniſſes her⸗ 


geleiteten Beſchränkungen der bürgerlichen und 


ſtaatsbürgerlichen Rechte“ (die Judenfrage wurde 


nur — vgl. S. 77 — als Verſchiedenheit des Lippen⸗ 


bekenntniſſes, nicht als elementare Verſchiedenheit 
des Blutes aufgefaßt). Das politiſche Denken des 
Zweiten Reiches kennt alſo den Begriff Deutſches 


Volk nicht als Blutsbekenntnis, ſondern als Lippen. 


Ein ſchwaches Deutſchland wird immer Firiegsfdjauplat; 
Das Beifpiel der europäifdyen Machtkämpfe 3. It. Napoleons: England und Frank- 


1870 Bündnis mit Oſterreich; reich benutzen Deutſchland als Schlachtfeld im Ringen um die Weltherrſchaſt 
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bekenntnis. (So iſt es nicht verwunderlich, daß die 
Juden Ballin und Rathenau engſte Berater Wil⸗ 
helms II. fein konnten. 

Wie unſicher das Zweite Reich in ſeinem Volks⸗ 
begriff war, zeigt der Erlaß des Staatsſekretärs im 
Reichskolonialamt (Solf) vom 7. Januar 1912 in 
der Frage der Miſchehen: „Ich habe in der langen 
Zeit, in der ich dem dortigen Schutzgebiet als Gou⸗ 
verneur vorgeſtanden habe, der Miſchlingsfrage un- 
ausgeſetzt meine beſondere Aufmerkſamkeit gewidmet. 
Die Erfahrungen und Beobachtungen, die ich dabei 
gemacht habe, haben mich immer mehr in der Über⸗ 
zeugung geſtärkt, daß es für Samoa die höchſte 
Zeit iſt, gegen die Verbreitung der Miſchlinge mit 
durchgreifenden Mitteln vorzubeugen. Zu dieſem 
Zwecke erſcheint mir die Beobachtung der nach— 
ſtehenden Grundſätze geboten, nach denen ich künftig 
hin zu verfahren bitte: 


1. Ehen zwiſchen Nichteingeborenen und Ein⸗ 
geborenen werden nicht geſchloſſen. 


2. Die Nachkommen aus den bisher legitim an- 
geſehenen Miſchehen ſind Weiße. zZ 

3. Die aus illegitimen Verbindungen ſtammenden 
Miſchlinge, ſoweit ſie in der gegenwärtig geführten 
Miſchlingsliſte eingetragen ſind, ſind den Weißen 
gleichzuachten. Die Liſte iſt zu revidieren, Unwürdige 
ſind zu ſtreichen. 

4. Miſchlinge, die nach Bekanntgabe dieſer Grund 
ſätze geboren werden, ſind Eingeborene. 

5. Solche Eingeborene, die fließend 
Deutſch ſprechen und europäiſche Bil. 
dung nachweiſen, können auf Antrag den 
Weißen gleichgeſtellt werden. 

Wie ich hinzufüge, ſoll den Grundſätzen lediglich 
die Bedeutung allgemeiner Richtlinien für die Be⸗ 
handlung der einſchlägigen Angelegenheiten zu— 
kennen 

Es iſt bemerkenswert, daß in Punkt; dieſes 
Solfſchen Erlaſſes dem „Fließend Deutſch Sprechen 


und europäiſche Bildung Nachweiſen“ dieſelbe ver⸗ 


hängnisvolle Rolle zukommt wie der Taufe im 
Hardenbergſchen Edikt 1812! (Seite 60 ff.) 


2. Das Zweite Reich kennt nicht den politiſchen 
Grundbegriff Volksgenoſſe, der jeden Träger des 
deutſchen Blutes als Träger derſelben deutſchen Ehre 
mit gleichem politiſchem Grundrecht auszeichnet, 
gleichgültig, ob er viel Geld hat oder wenig, ob er 
Arbeiter der Stirn oder Arbeiter der Fauſt iſt. 


Es kennt eine Verſchiedenheit des politiſchen 
Grundrechtes nach der Verſchiedenheit des kapita⸗ 
liſtiſchen Beſitzes und nach der Verſchiedenheit des 


Standes: Dreiklaſſenwahlſyſtem und Bevorrechti⸗ 


gung der Fürſten und der Standesherren. 


3. Der Staat wird nicht begriffen als Werk⸗ 
zeug der völkiſchen Blutsgenoſſenſchaft, nicht als 
politiſche Aktionsform des Volkes, ſondern als 
politiſche Aktionsform der deutſchen Landes gewal— 
ten unter Führung der Landesmacht Preußen. 
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Die Vorrede zur Verfaſſung des Norddeutſchen 
Bundes iſt der ſchlagende Beweis hierfür. Sie 
lautet: „Seine Majeſtät der König von Preußen, 
Seine Majeſtät der König von Sachſen, Seine 
Königliche Hoheit der Großherzog von Mecklenburg— 
Schwerin, Seine Königliche Hoheit der Großherzog 
von Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach, Seine Königliche 
Hoheit der Großherzog von Mecklenburg -⸗Strelitz, 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Olden— 
burg, Seine Hoheit der Herzog von Braunſchweig 
und Lüneburg, Seine Hoheit der Herzog von Sach— 
ſen⸗Meiningen und Hildburghauſen, Seine Hoheit 
der Herzog zu Sachſen⸗Altenburg, Seine Hoheit 
der Herzog zu Sachſen⸗Koburg und Gotha, Seine 
Hoheit der Herzog von Anhalt, Seine Durchlaucht 
der Fürſt zu Schwarzburg⸗Rudolſtadt, Seine Durch⸗ 
laucht der Fürſt zu Schwarzburg⸗Sondershauſen, 
Seine Durchlaucht der Fürſt zu Waldeck und Pyr⸗ 
mont, Ihre Durchlaucht die Fürſtin Reuß älterer 
Linie, Seine Durchlaucht der Fürſt Reuß jüngerer 
Linie, Seine Durchlaucht der Fürſt von Schaum⸗ 
burg⸗Lippe, Seine Durchlaucht der Fürſt zur Lippe, 
der Senat der freien und Hanſeſtadt Lübeck, der 
Senat der freien Hanſeſtadt Bremen, der Senat 
der freien und Hanſeſtadt Hamburg, jeder für den 
geſamten Umfang ihres Staatsgebietes, und Seine 
Königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen und 
bei Rhein, für die nördlich vom Main belegenen 
Teile des Großherzogtums Heſſen, ſchließen einen 
ewigen Bund zum Schutze des Bundesgebiets und 
des innerhalb desſelben gültigen Rechtes, ſowie zur 
Pflege der Wohlfahrt des Deutſchen Volkes ...“ 
Die Vorrede zur Verfaſſung des Deutſchen Reiches 
vom 16. April 1871 vermehrte dieſe Aufzählung der 
einen Bund Schließenden um Seine Majeftät den 
König von Bayern, Seine Majeſtät den König von 
Württemberg, Seine Königliche Hoheit den Groß— 
herzog von Baden und ſeine Königliche Hoheit den 
Großherzog von Heſſen und bei Rhein für die ſüd— 
lich vom Main belegenen Teile des Großherzogtums 
Heſſen und ſchließt: „Dieſer Bund wird den Namen 
Deutſches Reich führen und wird nachſtehende Ver— 
faſſung haben!“ | 


Aus dem Inhalte der Verfaſſung ergibt ſich die 
Führerbeſtimmung der Landesmacht Preußen. 


Der Begriff „Deutſches Volk“, der in 
dieſer Vorrede auftaucht, iſt nicht der politiſche 
Grundbegriff der Verfaſſung des Zwei— 
ten Reiches, ſondern in die Zweckbeſtimmung des 
Bundes der Landesgewalten als „Pflege der Wohl— 
fahrt des deutſchen Volkes“ neben „Schutz des 
Bundesgebiets“ und „Schutz ... des innerhalb des- 
ſelben gültigen Rechts“ eingefügt (unter letzterem 
iſt die Aufrechterhaltung der politiſchen Zerſplitte— 
rung in Länder und Ländchen einbegriffen). Das iſt 
für das Zweite Reich kennzeichnend: es iſt ver- 
faſſungsgemäß nie zur totalen völkiſchen Ausrichtung 
des Staates durchgedrungen. Hierüber iſt im letzten 
Heft der Schulungsbriefe (1/38) ausführlich. berich- 
tet worden. 


69 


Ergebnis: Das Deutſche Volk hatte in der 
Verfaſſung des Zweiten Reiches keine ihm gänzlich 
entſprechende politiſche Aktionsform erhalten; daraus 
ergab ſich zweierlei: 1. Ein fortwährender innerpoli⸗ 


tiſcher Kampf um neue Formen war an der Tages⸗ 


ordnung. 2. Da in dieſem innerpolitiſchen Kampfe 
das Volk an keiner blutsbewußten Führung (die not⸗ 
wendigſt Staatsführung geweſen wäre) Halt hatte, 
war es volksfremden, eigenſüchtigen Kräf⸗ 
ten ausgeſetzt, die ſich insbeſondere den wirtſchaft⸗ 
lichen Wandel zunutze machten. Aus ihrer eigenen 
Unzulänglichkeit mußte deshalb die Reichsgewalt 
zwei innerpolitiſchen Machtfaktoren er⸗ 
liegen: der politiſierenden Kirche und dem Marxis⸗ 
mus. e 


Politifierende Kirche gegen Zweites Reich 


Die Kirche hatte zu Beginn des 19. Jahrhunderts 
an politiſcher Poſition ſtark eingebüßt (Schulungs⸗ 
brief 8/37). Sie verſuchte nun ihre weltlich-politiſche 


Macht wiederherzuſtellen, um die mittelalterliche 


Verfaſſung wieder zu erreichen. Zuerſt wurden große 
Hoffnungen auf revolutionäre Ereigniſſe geſetzt (ſo 


Das deutſche Wafferfttaßennet 


noch nicht fertige Daſſerſttaßen 
„e Bereits fertiggeſtellte Wafferwege 


2 BREMEN 


%%% 
> et- o- re KAN 
MAGDEBE: 


DRESDEN 


0 — 
728 
\ ws 


gr 


*. U 
2 NURNBERSG 
217 


* a 

2 0 
K. REGENSBG 

* 

8 


70 


— ——— — 


I 


— — 


auf 1848, dann auf ſpätere, nie eingetretene Revo⸗ 
lutionen). Da wurde, als ſich auch dieſe Hoffnung auf 
eine deutſche Niederlage 1870/71 zerſchlug und ſich 
die deutſche Einheit allen Widerſtänden zum Trotz 
feſtigte, ein politiſches Zerſetzungsinſtrument ge⸗ 
ſchaffen: bereits 1852 hatte ſich im Landtag Preußens 
eine „Katholiſche Fraktion“ gebildet; ähn⸗ 
liche Erſcheinungen tauchten in den ſüddeutſchen 
Staaten auf, — nun nach der deutſchen Einigung 
konſtituierte ſich Anfang des Jahres 1871 die Zen⸗ 
trumsfraktion des Reichstages; es war kurz nachdem 
ſich das Papſttum im ganzen neu konſtituiert und 
damit ſeine weltlich⸗politiſche Schlagkraft ungeheuer 
geſteigert hatte, als es das Dogma der Unfehlbarkeit 
verkündete. Am 3. März 1871 zählte die Zentrums⸗ 
partei 718 348 Stimmen (53 Abgeordnete), am 
25. Januar 1907 bereits 2 190 976 Stimmen 
(105 Abgeordnete). 1 N 


Bismarck über feine Erfahrungen mit dem Zentrum 


(Rede am 8. Mai 1880): „Unſer Hauptgegner iſt 
die Partei des Zentrums geweſen. Das Zentrum hat 
ſeit 6 Monaten in allen Fragen des preußiſchen 
Landtags uud in allen Fragen des Reiches ausnahms⸗ 


ffünſtliche Weft-Oft- Kanäle überwinden die Vaſſerſcheiden 
(Vergleiche Sch. Br. 1/58 Bild Stizze S. 11: Flüſſe und Einigungswert, 
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los mit wenig Diskuſſion und wenig Aufwand von 
Argumenten geſchloſſen gegen die Regierung ge⸗ 
ſtimmt. Das iſt ein Gegner, der an und für ſich ſo 
ſtark, ſo diſzipliniert iſt, daß er von ſeinen über 
100 Mann ja an den meiſten Tagen reichlich die 
Hälfte der Präſenzzahl, die augenblicklich in dieſem 
Jahre üblich war, zu ſtellen imſtande ift..+ . Für 
mich liegt in dem Auftreten des Zentrums gegen die 
deutſche, reſpektive preußiſche Regierung eine Inter⸗ 
pretation für die Intentionen des römiſchen Stuhls, 
ein Barometer für das, was wir von Rom ſchließ⸗ 
lich zu erwarten haben...“ (Rede am 16. April 


1875): „An der Spitze dieſes Staates im Staate 


ſteht der Papſt mit autokratiſchen Rechten, welcher 
durch das Vatikanum die biſchöfliche Gewalt in ſich 
aufgenommen und ſich ſelbſtherrlich an deren Stelle 
geſetzt hat. Dieſer Monarch befindet ſich außerdem 


bei uns an der Spitze einer geſchloſſenen Partei, die 


wählt und abſtimmt nach ſeinem Willen, der durch 
die von ihm abhängigen, nie anders als der Papſt zu 
denken berechtigten Prieſter kundgegeben wird. Der 
Papſt hat in Preußen ſeine offiziöſe Preſſe beſſer 
bedient als die des Staates, wohlfeiler, ausgedehn⸗ 
ter, zugänglicher; er hat in dieſer offiziöſen Preſſe die 
Möglichkeit, feine Dekrete amtlich, wenigſtens mit 
amtlicher Glaubwürdigkeit, zu verkünden und die Ge⸗ 
ſetze unſeres Staates für null und nichtig zu er— 
klären; er hat außerdem auf unſerem Boden ein Heer 
von Geiſtlichen, er zieht Steuern ein, er hat uns mit 
einem Netz von Vereinen und Kongregationen über: 
ſponnen, deren Einfluß ſehr wirkſam iſt, kurz, es 
gibt kaum, ſeitdem wir verfaſſungsmäßig ſind, je⸗ 
manden, der in Preußen perſönlich und autokratiſch 
ſo mächtig wäre wie dieſer hohe italieniſche Prälat, 
mit ſeinem Rat des italieniſchen Klerus umgeben, — 
ſo mächtig wie er mit jenem Apparat kann kaum 
eine andere Perſönlichkeit auf unſere preußiſchen 
Verhältniſſe einwirken. Eine ſolche Stellung, mit 
ſo viel Machtmitteln umgeben, wäre an ſich eine ſehr 
gefährliche und für den Staat kaum erträgliche, 
wenn ſie einem Inländer verliehen und garantiert 
wäre, und zwar einem ſolchen, der dieſelben Ziele er⸗ 
ſtrebt wie der Staat, aber vielleicht mit anderen 
Mitteln ... Hier aber ſteht die Macht einem Aus⸗ 
länder zu, gewählt von italieniſchen oder mehr als 
zur Hälfte italieniſierten Prälaten, die mit dem 
Deutſchen Reiche und mit dem Königreich Preußen 
ſehr wenig zu tun haben...“ Am 16. Mai 1873 
verlieſt Bismarck einen diplomatiſchen Bericht über 
die Tätigkeit der ultramontanen Preſſe im Verhält⸗ 
nis zwiſchen Großbritannien und Irland: „... fie 
ſuchen die Achtung vor dem Geſetz und die Autorität 
der Obrigkeit zu untergraben — und indem ſie an⸗ 
ſcheinend zur Ruhe und mit Märtyrermiene zur 
chriſtlichen Duldung der Unbilden ermahnen, ſchüren 
ſie, befördern Unzufriedenheit und Zwietracht im 
Volke und ſuchen durch Entſtellung von Tatſachen, 
Verdrehung und Übertreibung die alten Wunden 
offen, Haß und Verachtung gegen die Regierung 
rege zu halten. Während ſie ſo das arme Volk in Er⸗ 
regung halten, haben ſie, unbekümmert um des 
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Volkes Wohl, nur das einzige Ziel, Roms Allmacht, 
im Auge ...“ Rede am 24. April 1873: „Ich mache 
nur aufmerkſam auf die Tatſache ., daß bis zum 
Jahre 1871, bis zur Bildung der Zentrumspartei 
und bis zur ſyſtematiſchen Herſtellung der hetzenden 
Kaplanpreſſe in ganz Deutſchland, bis zur Bildung 
einer polniſchen Partei in Schleſien, bis zu dem 
Mißbrauch der Kirchengewalt zu national⸗polniſchen 
Zwecken unter der Mitwirkung der Geiſtlichen, daß 
bis zu dieſer Zeit eine wohlwollende, verſöhnliche 
Stimmung geherrſcht hat.“ Rede am 10. März 
1873: „Das Ziel, welches der päpſtlichen Gewalt, 
wie den Franzoſen die Rheingrenze, ununterbrochen 
vorſchwebte, das Programm, welches zur Zeit der 
mittelalterlichen Kaiſer ſeiner Verwirklichung nahe 
war, iſt die Unterwerfung der weltlichen Gewalt 
unter die geiſtliche, ein eminent politiſcher Zweck..“ 
In zwei kurz aufeinander folgenden Reden, am 
4. und 5. Dezember 1874, gibt Bismarck über die 
Art, in der man kämpfte, Auskunft. In dieſem Jahre 
wurde auf ihn ein Attentat verübt. Bismarck zitiert 
nun die verbürgte Außerung des damaligen Nun⸗ 
tius Meglia, München: „Wir können uns auf 
Vergleiche nicht mehr einlaſſen, uns kann doch nichts 
helfen als die Revolution.“ Dieſe Revolution fand 
allerdings nicht ſtatt; dagegen kam der Krieg von 
1870. „Daß der Krieg im Einverſtändnis mit der 
römiſchen Politik gegen uns begonnen worden ift..., 
daß an dem franzöſiſchen Kaiſerhofe gerade die katho⸗ 
liſchen Einflüſſe den eigentlichen Ausſchlag für den 
kriegeriſchen Entſchluß gaben, ein Entſchluß, der dem 
Kaiſer Napoleon ſehr ſchwer wurde und der ihn faſt 
überwältigte, daß eine halbe Stunde der Frieden 
dort feſt beſchloſſen war und dieſer Beſchluß um⸗ 
geworfen wurde durch Einflüſſe, deren Zuſammen⸗ 
hang mit den jeſuitiſchen Prinzipien nachgewieſen 
iſt: — über das alles bin ich vollſtändig in der Lage, 
Zeugnis ablegen zu können.“ 

— 


Die weſentlichſten Maßnahmen des 
Zweiten Reiches gegen die politiſierende 
Kirche ſind: « | Br 

1. Der Kanzelparagraph, neuer § 130a des Strafgeſetz⸗ 
buchs, der Mißbrauch der Kanzel in „Angelegenheiten des 
Staats“ unter Strafe ſtellt. Verſchärfung durch Geſetz vom 
26. Februar 1876. 


2. Das Jeſuitengeſetz vom 4. Juli 1872 verfügte über 
200 Jeſuiten die landesgeſetzliche Ausweiſung (§ 2) und 
enthält das Niederlaſſungsverbot (§ 1). Aufhebung des 52 
im März 1904, der übrigen durch Bundesratsbeſchluß 1917. 


3. Das Prieſterausweiſungsgeſetz vom 4. Mai 1874 für 
durch gerichtliches Urteil aus ihrem Amte entlaſſene Geift- 
liche. Aufgehoben am 6. Mai 1890, 1 

4. Ausdehnung des preußiſchen Zivilehegeſetzes auf Deutſch⸗ 
land durch Geſetz vom 6. Februar 1875. 

5, Einzelne preußiſche Maßnahmen: Schulaufſichtsgeſetz 
(Aufſicht geht endgültig über an den Staat), Aufhebung der 
Art. 15 und 18 Vu., Geſetz über kirchliche Diſziplinargewalt, 
Geſetz über den Gebrauch kirchlicher Straf- und Zuchtmittel, 
Geſetz über den Austritt aus der Kirche (zur Stützung des 


79 


Altkatholizismus), obligatoriſche Einführung der Zivilehe am 
9. März 1874, Geſetz über Verwaltung erledigter Bis⸗ 
tümer, Einſtellung aller ſtaatlichen Leiſtungen für Bistümer 
und Geiſtliche am 22. April 1875, Ordensausweiſung vom 
31. Mai 1875, Geſetz über Vermögenverwaltung in den 
katholiſchen Kirchengemeinden, Altkatholikengeſetz vom 4. Juli 
1875, Geſetz über das Aufſichtsrecht des Staates bei der 
Vermögensverwaltung in den katholiſchen Diözeſen. 


Am 20. Mai 1880 mußte Bismarck ſeine Aktion 
gegen die politiſierende Kirche einſtellen. Das Zen⸗ 
trum hatte geſiegt. Neben ihm gewannen andere poli⸗ 
tiſch⸗kirchliche Organiſationsformen an zunehmendem 
Einfluß: insbeſondere der 1890 von Windthorſt ge⸗ 
gründete Volksverein für das katholiſche Deutſch⸗ 
land ($ 1 der Satzungen: „Zweck des Vereins iſt die 
Förderung der chriſtlichen Ordnung der Geſell⸗ 
ſchaft ...“; im Geſchäftsjahr 1913/14 wurden 2873 
Verſammlungen veranſtaltet; in demſelben Jahr 
wurden 36 Millionen Flugblätter ſozialpolitiſchen, 

13 Millionen apologetiſchen, 38 Millionen agitatori⸗ 
ſchen Inhalts verbreitet; Mitglieder 1913/14 im 
Deutſchen Reich 805 478). 


Die am 14. Mai 1891 erſchienene Arbeiter» 
enzyklika Leos XIII. machte die Gründung kon⸗ 
feſſioneller Arbeitervereine dringlich: die katholiſchen 
Arbeitervereine zählten 1895 etwa 80000 Mit⸗ 
glieder, 1914 etwa 450000 Mitglieder; die chriſt⸗ 
lichen Gewerkſchaften (interkonfeſſionell, 1910: 
76000 Mitglieder, 1912: 344000 Mitglieder) ge⸗ 
rieten immer mehr unter römiſch⸗katholiſchen Ein⸗ 
fluß. 1887 und 1893 wurde der Reichstag auf⸗ 
gelöſt, weil das Zentrum, das ausſchlaggebend ge⸗ 
worden war, die notwendigen Militärvorlagen ab⸗ 
lehnte; als Deutſchland in die ausſchlaggebende Kriſe 
des Weltkrieges geriet, vollzog das Zentrum den 
„Ruck nach links“ (aufſehenerregende Rede Erz⸗ 
bergers im Hauptausſchuß des Reichstages zu⸗ 
gunſten des „Verſtändigungsfriedens“ gegen den 
„ſtarken“ Frieden Anfang Juli 1917, Bildung eines 
Arbeitsblocks zwiſchen Zentrum, Fortſchrittlern und 
Sozialdemokratie: Hier fand die Geburt der 
parlamentariſchen Grund konſtellation 
des Weimarer Zwiſchenreiches ſtatt). 


Marxismus gegen Reid) 


Zuſammen mit der ungeheuren Anderung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe war im 19. Jahrhundert 
eine Anderung der ſozialen Schichtung des Volkes 
vor ſich gegangen. Die entſtehende ſoziale Frage war 
aber nicht, wie die Staatsmänner meinten, ein nur 
materielles Problem; das war lediglich ihre äußer⸗ 
lich vordringlichſte Erſcheinungsform. Die ſoziale 
Frage war von vornherein ein Problem, welches an 


das innere Verhältnis von Menſch zu Menſch rührte, 


an das Verhältnis von Volksgenoſſe zu Volks⸗ 
genoſſe. Es kennzeichnet die unter dem Namen 
„Sozialgeſetzgebung“ oder „Arbeiterſchutzgeſetzge⸗ 
bung“ zögernd entſtandenen Maßnahmen des Zwei⸗ 
ten Reiches, daß ſie nur die materielle Seite be⸗ 


trafen (und auch dieſe unzulänglich) und daß ſie das 
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Seeliſche nicht bemerkten; daß ſie nur die geldliche 
Seite erfaßten, nicht aber die menſchliche. So er⸗ 
ſchöpfte ſich der Sozialismus der Vergangenheit in 
einer Summe materialiſtiſcher Hilfsmaßnahmen. 
Er kam innerlich an das eigentliche, nämlich volks⸗ 
politiſche Problem nicht heran. Das genoſſenſchaft⸗ 
liche Verhältnis, das zwiſchen den Schaffenden der 
alten Handwerkerſchaft beſtand, hatte ſich in der 
Großinduſtrie in ein Herren —Knechte⸗Verhältnis 


verwandelt. Jeder echte Sozialismus packt hier an 


und ändert von hier aus die materiellen Fragen. 
Das Zweite Reich hat das Herren —Knechte⸗Ver⸗ 
hältnis beſtehen laſſen und mit ſeinen äußerlichen 
Maßnahmen deshalb nichts erreicht; es zeigte zwar 
guten Willen, wie die folgenden Erlaſſe der Kaiſer 
zur Arbeiterfrage erkennen laſſen: 


1881: Botſchaft Wilhelms I. über Arbeiterver⸗ 
ſicherung („Reichs- u. Staatsanzeiger“ vom 17. No⸗ 
vember): 


.. . Schon im Februar dieſes Jahres haben Wir Unſere 
Überzeugung ausſprechen laſſen, daß die Heilung der ſozialen 
Schäden nicht ausſchließlich im Wege der Repreſſion ſozial⸗ 
demokratiſcher Ausſchreitungen, ſondern gleichmäßig auf dem 
der poſitiven Förderung des Wohles der Arbeiter zu ſuchen 
ſein werde. Wir halten es für Unſere Kaiſerliche Pflicht, 
dem Reichstage dieſe Aufgabe von neuem ans Herz zu 
legen, und würden Wir mit um ſo größerer Befriedigung 
auf alle Erfolge, mit denen Gott Unſere Regierung ſichtlich 
geſegnet hat, zurückblicken, wenn es uns gelänge, dereinſt das 
Bewußtſein mitzunehmen, dem Vaterlande neue und dau⸗ 
ernde Bürgſchaften feines inneren Friedens und den Hilfs- 
bedürftigen größere Sicherheit und Ergiebigkeit des Bei⸗ 
ſtandes, auf den ſie Anſpruch haben, zu hinterlaſſen. In 
Unſeren darauf gerichteten Beſtrebungen ſind Wir der Zu⸗ 
ſtimmung aller verbündeten Regierungen gewiß und ver⸗ 
trauen auf die Unterſtützung des Reichstags ohne Unterſchied 
der Parteiſtellungen. 


In dieſem Sinne wird zunächſt der von den verbündeten 
Regierungen in der vorigen Seſſion vorgelegte Entwurf 
eines Geſetzes über die Verſicherung der Arbeiter gegen Be⸗ 
triebsunfälle mit Rückſicht auf die im Reichstage ſtatt⸗ 
gehabten Verhandlungen über denſelben einer Umarbeitung 
unterzogen, um die erneute Beratung desſelben vorzubereiten. 
Ergänzend wird ihm eine Vorlage zur Seite treten, welche 
ſich eine gleichmäßige Organiſation des gewerblichen Kranken⸗ 
kaſſenweſens zur Aufgabe ſtellt. Aber auch diejenigen, welche 
durch Alter und Invalidität erwerbsunfähig werden, haben 
der Geſamtheit gegenüber einen begründeten Anſpruch auf ein 
höheres Maß ſtaatlicher Fürſorge, als ihnen bisher hat zuteil 
werden können. 


Für dieſe Fürſorge die rechten Mittel und Wege zu 
finden, iſt eine ſchwierige, aber auch eine der höchſten Auf⸗ 
gaben eines jeden Gemeinweſens, welches auf den ſittlichen 
Fundamenten des chriſtlichen Volkslebens ſteht. Der engere 
Anſchluß an die realen Kräfte dieſes Volkslebens und das 
Zuſammenfaſſen der letzteren in der Form korporativer Ge⸗ 
noſſenſchaften unter ſtaatlichem Schutz und ſtaatlicher Für⸗ 
ſorge werden, wie Wir hoffen, die Löſung auch von Auf⸗ 
gaben möglich machen, denen die Staatsgewalt allein in 
gleichem Umfange nicht gewachſen ſein würde. Immerhin 
aber wird auch auf dieſem Wege das Ziel nicht ohne die Auf⸗ 
wendung erheblicher Mittel zu erreichen fein... 


Gegeben Berlin, den 17. November 1881. Wilhelm. 
(I. S.) von Bismarck. 
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1890: Die Februarerlaſſe Wilhelms II.: 


a) Kaiſerlicher Erlaß betr. — 
Arbeiterſchutzkonferenz: | 


Ich bin entſchloſſen, zur Beſſerung der K. der deutſchen 
Arbeiter die Hand zu bieten, ſoweit die Grenzen es geſtatten, 
welche Meiner Fürſorge durch die Notwendigkeit gezogen 
werden, die deutſche Induſtrie auf dem Weltmarkte kon⸗ 
kurrenzfähig zu erhalten und dadurch ihre und der Arbeiter 
Exiſtenz zu ſichern. Der Rückgang der heimiſchen Betriebe 
durch Verluſt ihres Abſatzes im Auslande würde nicht nur 
die Unternehmer, ſondern auch ihre Arbeiter brotlos machen. 
Die in der internationalen Konkurrenz begründeten Schwie⸗ 
rigkeiten der Verbeſſerung der Lage Unſerer Arbeiter laſſen 
ſich nur durch internationale Verſtändigung der an der Be⸗ 
herrſchung des Weltmarktes beteiligten Länder, wenn nicht 
überwinden, ſo doch abſchwächen. In der Überzeugung, daß 
auch andere Regierungen von dem Wunſche beſeelt ſind, die 
Beſtrebungen einer gemeinſamen Prüfung zu unterziehen, 
über welche die Arbeiter dieſer Länder unter ſich ſchon inter⸗ 
nationale Verhandlungen führen, will Ich, daß zunächſt in 
Frankreich, England, Belgien und der Schweiz durch Meine 
dortigen Vertreter amtlich angefragt werde, ob die Regie⸗ 
rungen geneigt find, mit uns in Unter handlung zu treten 
behufs einer internationalen Verſtändigung über die Mög⸗ 
lichkeit, denjenigen Bedürfniſſen und Wünſchen der Arbeiter 
entgegenzukommen, welche in den Ausſtänden der letzten 
Jahre und anderweit zutage getreten ſind. Sobald die Zu⸗ 
ſtimmung zu Meiner Anregung im Prinzip gewonnen ſein 
wird, beauftrage Ich Sie, die Kabinette aller Regierungen, 
welche an der Arbeiter frage den gleichen Anteil nehmen, zu 
einer Konferenz behufs Beratung über die einſchlägigen 
Fragen einzuladen. 


Berlin, 4. Februar 1890, 
An den Reichskanzler. 


Wilhelm J. R. 


b) Königlicher Erlaß über die Aufgaben der 
Staatsgewalt hinſichtlich der Arbeitsregelung: 


Bei Meinem Regierungsantritte habe ich Meinen Ent⸗ 
ſchluß kundgegeben, die fernere Entwicklung Unſerer Geſetz⸗ 
gebung in der gleichen Richtung zu fördern, in welcher Mein 
in Gott ruhender Großvater ſich der Fürſorge für den wirt⸗ 
ſchaftlich ſchwächeren Teil des Volkes im Geiſte chriſtlicher 
Sittenlehre angenommen hat. So wertvoll und erfolgreich 
die durch die Geſetzgebung und Verwaltung zur Beſſerung 
der Lage des Arbeiterſtandes bisher getroffenen Maßnahmen 
ſind, ſo erfüllen ſie doch nicht die ganze Mir geſtellte Auf⸗ 
gabe. Neben dem weiteren Ausbau der Arbeiter⸗Verſiche⸗ 
rungsgeſetzgebung ſind die beſtehenden Vorſchriften der Ge⸗ 
werbeordnung über die Verhältniſſe der Fabrikarbeiter einer 
Prüfung zu unterziehen, um den auf dieſem Gebiete laut 
gewordenen Klagen und Wünſchen, ſoweit ſie begründet ſind, 
gerecht zu werden. Dieſe Prüfung hat davon auszugehen, 
daß es eine der Aufgaben der Staatsgewalt iſt, die Zeit, 
die Dauer und die Art der Arbeit ſo zu regeln, daß die 
Erhaltung der Geſundheit, die Gebote der Sittlichkeit, die 
wirtſchaftlichen Bedürfniſſe der Arbeiter und ihr Anſpruch 
auf geſetzliche Gleichberechtigung gewahrt bleiben. 


Für die Pflege des Friedens zwiſchen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern ſind geſetzliche Beſtimmungen über die For⸗ 
men in Ausſicht zu nehmen, in denen die Arbeiter durch Ver⸗ 
treter, welche ihr Vertrauen beſitzen, an der Regelung ge⸗ 
meinſamer Angelegenheiten beteiligt und zur Wahrnehmung 
ihrer Intereſſen bei Verhandlung mit den Arbeitgebern und 
mit den Organen Meiner Regierung befähigt werden. Durch 
eine ſolche Einrichtung iſt den Arbeitern der freie und fried⸗ 
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liche Ausdruck ihrer Wünſche und Beſchwerden zu ermög⸗ 
lichen und den Staatsbehörden Gelegenheit zu geben, ſich 
über die Verhältniſſe der Arbeiter fortlaufend zu unterrichten 
und mit den letzteren Fühlung zu behalten. 


Die ſtaatlichen Bergwerke wünſche ich bezüglich der Für. 
ſorge für die Arbeiter zu Muſteranſtalten entwickelt zu ſehen, 
und für den Privatbergbau erſtrebe ich die Herſtellung eines 
organiſchen Verhältniſſes Meiner Bergbeamten zu den Be⸗ 
trieben behufs einer der Stellung der Fabrikinſpektionen 
entſprechenden Aufſicht, wie ſie bis zum Jahre 1865 be⸗ 
ſtanden hat. 

Zur Vorbereitung dieſer Fragen will Ich, daß der Staats⸗ 
rat unter Meinem Vorſitz und unter Zuziehung derjenigen 
ſachkundigen Perſonen zuſammentrete, welche Ich dazu be⸗ 
rufen werde. Die Auswahl der letzteren behalte Ich Meiner 
Beſtimmung vor. 

Unter den Schwierigkeiten, welche der Ordnung der Ar⸗ 
beiterverhältniſſe in dem von Mir beabſichtigten Sinne ent⸗ 
gegenſtehen, nehmen diejenigen, welche aus der Notwen⸗ 
digkeit der Schonung der heimiſchen Induſtrie in ihrem 
Wettbewerb mit dem Auslande ſich ergeben, eine hervor⸗ 
ragende Stelle ein. Ich habe daher den Reichskanzler ange⸗ 
wieſen, bei den Regierungen der Staaten, deren Induſtrie 
mit der Unſrigen den Weltmarkt beherrſcht, den Zuſammen⸗ 
tritt einer Konferenz anzuregen, um die Herbeiführung gleich⸗ 
mäßiger internationaler Regelungen der Grenzen für die 
Anforderungen anzuſtreben, welche an die Tätigkeit der 
Arbeiter geſtellt werden dürfen. Der Reichskanzler wird 
Ihnen Abſchrift Meines an ihn gerichteten Erlaſſes mit- 
teilen. 

Berlin, 4. Februar 1890. Wilhelm, R. 


An die Miniſter der öffentl. Arbeiten und für Handel 
und Gewerbe. 


Aber die Staatsmänner des Zweiten Reiches kamen 
über den teilweiſe vorhandenen guten Willen nicht 
hinaus und bewieſen keine Fähigkeit zum Volksführer⸗ 
tum. Das Zweite Reich überwand nicht den Gegen⸗ 
ſatz Arbeitgeber — Arbeitnehmer, ſondern erkannte 
ihn ſchließlich an und baute ſeine Maßnahmen darauf 
auf (vgl. z. B. die §§ 1, 13 und 67 des Gewerbe⸗ 
gerichtsgeſetzes 1890 / 1901); der Marxiſt Radbruch 
konnte deshalb am 24. Februar 1922 als Reichs⸗ 
juſtizminiſter den Gewerbegerichten, alſo Einrich— 
tungen des Zweiten Reiches, das lobende Zeugnis 
ausſtellen, daß ſie muſtergültige Klaſſenkampfeinrich⸗ 
tungen darſtellten: „Sie ſind die einzigen Gerichte, 
die das volle Vertrauen des Volkes genießen, weil 
ſie auf den Klaſſenſtaat zugeſchnitten ſind, in dem 
wir nun einmal leben. In ihnen tritt durch die Ver⸗ 
treter der Arbeitgeber und Arbeitnehmer der Partei⸗ 
gegenſatz zutage und dadurch kommt dem Richter zum 
Bewußtſein, daß der Einzelſtreit nur eine Einzel⸗ 
erſcheinung eines gewaltigen Klaſſenkampfes iſt.“ 


Wir ſehen daraus, daß das politiſche Denken der 
bürgerlichen Welt ſich im Grunde auf der gleichen 
Denkebene befindet wie das marriftifche 
Denken. Das kaiſerliche Gewerbegerichtsgeſetz hatte 
die gleiche grundſätzliche Anlage wie das Betriebs⸗ 
rätegeſetz des Weimarer Syſtems vom 4. Februar 
1920 (vgl. deſſen $ 1 mit den $$ 1, 13 GGG.). 


So wäre ein Sozialismus unſerer Auffaſſung 
auch bei einem Siege des Zweiten Reiches über den 
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Marxismus nicht Wirklichkeit geworden. Es kam 
aber nicht einmal zu einem ſolchen äußeren Siege. 


1890 wuchs die SPD. auf 1427298 Stimmen 
an. Bismarck nahm Ende März ſeinen Abſchied. 
Die neue Regierung ließ das am 19. Oktober 1878 
mit 221 gegen 149 Stimmen angenommene „Sozia⸗ 
liſtengeſetz“ im September 1890 einfach ablaufen. 


Adolf Hitler über das Scheitern von Bismarcks 
Kampf gegen den Marxismus: 


„Jeder Verſuch, eine Weltanſchauung mit Macht⸗ 
mitteln zu bekämpfen, ſcheitert am Ende, ſolange 
nicht der Kampf die Form des Angriffs für eine 
neue geiſtige Einſtellung erhält. Nur im Ringen 
zweier Weltanſchauungen miteinander vermag die 
Waffe der brutalen Gewalt, beharrlich und rück⸗ 
ſichtslos eingeſetzt, die Entſcheidung für die von ihr 
unterſtützte Seite herbeiführen. 


Daran aber war bislang noch immer die Be⸗ 


kämpfung des Marxismus geſcheitert. 


Das war der Grund, warum auch Bismarcks 
Sozialiſtengeſetzgebung endlich trotz allem verſagte 
und verſagen mußte ..“ | 0 


Der Erfurter ſozialdemokratiſche Parteitag 1891 
nahm das (bis 18. September 1921 grundlegend 
gebliebene) auf rein marxiſtiſchen Gedankengängen 
beruhende neue Programm der Sozialdemokratiſchen 
Partei Deutſchlands an. Die Lehre war nun fertig. 
Die Front der Anhänger war hergeſtellt. Der große 
Schlag gegen das Gefüge des Zweiten Reiches 
konnte vorbereitet werden. Zu ihm wurde ausgeholt, 
als das Reich in Not kam. 


Der Weltkrieg war die Gelegenheit, um dem 
deutſchen Heere den 


Dolchſtoß 


in den Rücken zu verſetzen und das vom äußeren 
Feinde nun abhängige Reich an ſich zu reißen. 

Laſſen wir über die Wühlarbeit des Marxismus 
ein Dokument ſprechen, das von dem Leiter des 
Archivs der SPD. ſtammt und eine Zuſammenſtel⸗ 
lung der einzelnen Aktionen dieſes Dolchſtoßes bringt. 
Es befindet ſich im „Deutſchen Revolutionsalmanach 
1919 Seite 45 ff. Weſentlich iſt hier das Zu— 
geſtändnis, daß der Dolchſtoß mit Geldern 
des feindlichen Auslandes finanziert 
wurde. 


1914 
2. Dezember. Die Oppoſition des linken Flügels 


in der Sozialdemokratie Deutſchlands tritt zuerſt in 


öffentliche Erſcheinung durch die Ablehnung der 
Kriegskredite durch Karl Liebknecht im Reichstage. 


1915 


September. Zuſammentritt der Zimmerwalder 
internationalen Konferenz. 
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1916 


27. Januar. Erſtes Erſcheinen der Spartakus⸗ 
Briefe. 5 

Februar. Zweite internationale Konferenz in 
Bern. 


1. Mai. Karl Liebknecht ſucht zur Front gehende 
Soldaten auf dem Potsdamer Bahnhof an der Ab⸗ 
reife zu verhindern. — Rede auf dem Potsdamer 
Platz. — Auf Grund dieſer Agitation wurde L. zu 
Zuchthaus verurteilt (23. Auguſt). — Maidemon⸗ 
ſtration. „5 r 

Mai- Juni. „Hungerdemonſtrationen“ in ver⸗ 
ſchiedenen Städten Deutſchlands. 

Juni Juli. Verbreitung von revolutionären 


Flugblättern in Deutſchland und an den Fronten 
(Hunger, Handelspolitik, U⸗Boot⸗Krieg. Was iſt 


mit Liebknecht). 


Sommer. Erſte vorbereitende Anſätze von ſeiten 
linksradikaler Kreiſe, die Revolution in Deutſchland 


zum Ausbruch zu bringen (laut Rede Richard Mül⸗ 
lers in der Vollverſammlung der A.- und S.⸗Räte 
Deutſchlands in Berlin). — Zum Streik auffor⸗ 


dernde Flugblätter werden in größeren Städten 
Deutſchlands verbreitet. 


28. bis 30. Juni. Maſſenſtreik in Berliner und 
Braunſchweiger Munitionsbetrieben. 


23. September. Die erſte Nummer der geheim 
verbreiteten Zeitſchrift „Spartakus“ erſcheint. — 
Reichskonferenz der Deutſchen Sozialdemokratiſchen 
Partei. 


21. Oktober. Friedrich Adler erſchießt den öſter⸗ 
reichiſchen Miniſterpräſidenten Graf Stürgkh in 
Wien. 


1917 


9. Februar. Manifeſt der Sozialdemokratiſchen 
Arbeitsgemeinſchaft. 


27. Februar. Der deutſche Reichskanzler ſpricht 
ſich über die Neuorientierung in Preußen aus. 


Anfang März. Zuſammenſchluß der Linksradikalen 
in Hamburg, Bremen, Hannover, Rüſtringen uſw. 


7. März. Kaiſerliche Botſchaft zur Wahlreform 
in Preußen. 


6. bis 8. April. Parteitag der Sozialdemokrati⸗ 
ſchen Arbeitsgemeinſchaft in Gotha. Gründung der 
„Unabhängigen“ und des Spartakus⸗Bundes. 


14. April. Gründung der „Freien Zeitung“ in 
Bern. Demokratiſch⸗ revolutionäre Kreiſe ſchaffen 
ſich damit unter Zuhilfenahme von Ententemitteln 
eine Zentrale in der Schweiz. 


16./ 17. April. Große Streiks in den Kriegs⸗ 
induftrie-Zentren gegen die Herabſetzung der Brot⸗ 
ration, Hilfsdienſtpflicht uſw. (Dazu Auftreten von 
gedrucktem Agitationsmaterial aus dem Auslande.) 
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19. April. Reſolution der Sozialdemokratiſchen 


Partei mit der Forderung auf ſofortige Beſeitigung 
aller Ungleichheit der Staatsbürgerrechte in Reich, 
Staat und Gemeinde ſowie Beſeitigung jeder Art 
bürokratiſchen Regiments und feine Erſetzung durch 
entſcheidenden Einfluß der Volksvertretung. 


Sommer. Revolutionäre Agitation in der Ma⸗ 
rine. Gehorſamsverweigerungen auf Schiffen der 
Nordſeeſtation. (Vollſtreckung von Todesurteilen an 
Marineangehörigen: Reichpietſch und Gen. — Zucht⸗ 
hausſtrafen.) 

11. Juli. 2 des gleichen Wahlrechts 
für Preußen. 


November. Beginn der ruſſiſch⸗bolſchewiſtiſchen 
Agitation an der Oſtfront und im Innern Deutſch⸗ 
lands. 


1918 


Januar. Verſtärkte revolutionäre Ententepropa⸗ 
ganda im Innern und an der Weſtfront durch Flug⸗ 


blattſchmuggel und Fliegerabwürfe beginnt. 


16. Januar. Beginn des politiſchen Maſſenſtreiks 
in Wien. Bildung von Arbeiter⸗Räten. 


28. Januar. Erſte politiſche Maſſenſtreiks in 
Deutſchland. Arbeiterräte treten hier zum erſten 
Male in öffentliche Erſcheinung. 


Auguſt. Nachlaſſen der Diſziplin an der Weſt⸗ 
front nach Einſetzen größerer Teile der amerikani⸗ 
ſchen Armee. 


September. Durch bolſchewiſtiſche Aufſtände ver⸗ 
anlaßtes Ausſcheiden Bulgariens aus dem Bund der 
Mittelmächte. 


14. September. Oſterreichiſches Friedensangebot 
an Wilſon. 


20. September. In Ungarn tritt das Geſetz über 
Wahlreform in Kraft. 


24. September. Mitteilung der deutſchen Oberſten 
Heeresleitung an die Reichsregierung, daß ſich die 
Einleitung von Waffenſtillſtandsverhandlungen not⸗ 
wendig macht. 


1. Oktober. Die Verfaſſungskommiſſion des Preußi⸗ 
ſchen Herrenhauſes erklärt ſich für das allgemeine, 
geheime, direkte Wahlrecht mit einer Zuſatzſtimme 
für das Alter über 40 Jahre. 


2. Oktober. Max von Baden wird Reichskanzler. 
Mitglieder der Sozialdemokratiſchen Partei treten 
in das Miniſterium ein. — Verfaſſungsreformen. — 
Ferdinand von Bulgarien dankt ab. 


4. Oktober. Deutſcher, öſterreichiſcher und tür⸗ 
kiſcher Friedensſchritt bei Wilſon. 


5, Oktober. Deutſche Note über Friedens⸗ und 
Waffenſtillſtandsangebot wird durch Vermittlung 
der Schweiz an Wilſon abgeſandt. 
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7. Oktober. Reichskonferenz der Spartafusgruppe 
in Gotha. Bildung von A.⸗ und S.⸗Räten wird für 
ſofort an allen Orten beſchloſſen, wo ſolche noch nicht 
vorhanden. Zuſammenſchluß mit den Linksradikalen, 
Militäragitation. 


15. Oktober. Der deutſche Bundesrat beſchließt 
Verfaſſungsänderung: Kriegserklärungen und Frie⸗ 
densverträge bedürfen der Zuſtimmung des Reichs⸗ 
tages. 

17. Oktober. Oſterreichs Umwandlung in einen 
Bundesſtaat der Deutfch - Öfterreicher, Tſchechen, 
Ukrainer und Südſlawen. — Ungarn hebt die Real- 
union mit Oſterreich auf. 


21. Oktober. Karl Liebknecht wird aus dem Zucht⸗ 
haus entlaſſen. — Beginn der Waffenkäufe im 
Kreiſe der Unabhängigen (Selbſtladepiſtolen und 
Munition) mittels ruſſiſcher Gelder. 

22. Oktober. Beginn der Reichstags verhandlungen 
über Abänderung der Reichsverfaſſung. 


28. Oktober. Gehorſamsverweigerung auf dem 


Linienſchiff „Markgraf“ vom J. Geſchwader auf der 


Nordſeeſtation. Die Verfaſſungsänderung wird vom 
deutſchen Kaiſer vollzogen. Auch die Militärgewalt 
wird der Volksregierung darin unterſtellt. 


30. Oktober. Ausrufung der Republik Ungarn 
unter Herrſchaft des Militärrats. — Weigerung der 
Beſatzungen einer Anzahl Linienſchiffe auf der Nord⸗ 
ſeeſtation, weiter wie nach Helgoland zu fahren. — 
Feſtſetzung der den Dienſt verweigernden Mannſchaft 


des Linienſchiffes „Großer Kurfürſt“ in Wilhelms⸗ 


haven. — Abfahrt des J. Geſchwaders nach Kiel. — 
Der Kaiſer reiſt von Berlin an die Front. — Tisza, 
der frühere ungariſche Miniſterpräſident, wird er⸗ 
mordet. — Aufſtände in Oſterreich und Gründung 
des — tſchechiſchen und ſlawiſchen 
Staates. 


31. Oktober. Weitere Weigerungen von Kriegs⸗ 
ſchiffbeſatzungen, die Anker zu lichten und Löſchen der 
Keſſelfeuerung auf der Jade. 


1. November. Neubildung des Miniſteriums in 
Sachſen unter Eintritt von Sozialdemokraten. 


3, November. Große Verſammlungen von Ma⸗ 
rineangehörigen auf dem großen Exerzierplatz in 
Kiel. — Kampf zwiſchen aufſtändiſchen Marine⸗ 
mannſchaften und einer Abteilung von Deckoffizieren 


und Maaten an der Arreſtanſtalt. 


4. November. Hiſſung der Roten Flagge 
auf allen Kriegsſchiffen in Kiel. — Die 
Vertreter der aufſtändiſchen Marine übergeben auf 
Verlangen des Gouverneurs ihre Forderungen mit 
14 Punkten. — Abſendung des Reichstagsabgeord⸗ 
neten Noske nach Kiel. 


5. November. Ausweiſung des ruſſiſchen Botſchaf⸗ 
ters Joffe wegen revolutionärer Propaganda in 
Deutſchland. (Beſchlagnahme einer beſchädigten Kiſte 
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Die Angriffe 

der tſchechiſchen Huſſiten 

Bekenntnis der 
Tſchechen in dem 
Memoire l, das Dr. 
Beneſch 1918 den 
Verſailler Diktat⸗ 
mächten übergab: 
„Auf alle Fälle ſind es 
dieſe beiden Elemente, 
die im beſonderen die 
Ziviliſation der Tſchecho⸗ 
ſlowaken kennzeichnen: 
Einerſeits beſtän⸗ 
diger und wütender 
Kampf gegen die 
Deutſchen, anderer⸗ 
ſeits fieberhaftes Suchen 
nach einem moraliſchen 
und vor allem nach 
einem neuen religiöſen 
Leben, und — wie ge⸗ 
ſagt — das zweite 
Element iſt faſt die 
Folge des erſten.“ 


D 


©. 


N 


25 
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Am Schluße desjelben Memoires, das der Friedenskonferenz als Wünſche des tſchechoſlowaki⸗ 


ſchen Nationalrates vorlag, heißt es: „... Ihre allgemeine Lage machte aus den Tſchechen not⸗ 


wendigerweiſe Todfeinde der Deutſchen.“ 


Aus: Hans Krebs — Emil Lehmann: „Wir Sudetendeutſch e!“ 168 S. Vlg. Edwin Runge, Berlin⸗Tempelhof, 1937. RM. 3,20 
— —— — 


mit revolutionären Schriften deutſcher Sprache aus 
dem Kuriergepäck der ruſſiſchen Botſchaft auf dem 
Bahnhof Friedrichſtraße.) — Ausſtand der Kieler 
Arbeiter. — Bildung von Arbeiterräten. — Bil⸗ 
dung von Arbeiter- und Soldatenräten in Neu⸗ 
münſter, Lübeck und Hamburg. — Generalſtreik in 
Hamburg. — Anſchluß an die 14 Punkte der Kieler 
Marine. 


6. November. Arbeiter beſtimmen in Bremen die 
Truppen in den Kaſernen zum Aufſtand. — Be⸗ 
freiung der Marinearreſtanten. Bildung von Ar⸗ 
beiter⸗ und Soldatenräten. — Forderung der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei für Demokratiſierung der Re⸗ 
gierung und Verwaltung Preußens ſowie der anderen 
Bundesſtaaten. — Der Deutſche Kaiſer verweigert 
die Abdankung. — Übergabe von vier Millionen 
Rubel durch den ruſſiſchen Botſchafter Joffe an den 
Unabhängigen Oscar Cohn für Zwecke der deutſchen 
Revolution. 


7. November. Ultimatum der Sozialdemokratie 
an den Kanzler bez. Abdankung des Kaiſers bis zum 
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8. November mittags ſowie des Thronfolgeverzichts 
des Kronprinzen. — Der Reichskanzler bietet dem 
Kaiſer feine Entlaffung an. — In Schwerin i. M. 
ſowie in ganz Nord-, Weſt⸗ und Mitteldeutſchland 
bilden ſich Arbeiter⸗ und Soldatenräte. — Kund⸗ 
gebungen der vereinigten Sozialdemokratie auf der 
Thereſienwieſe in München. Forderungen des Thron⸗ 
verzichts des Kaiſers und Kronprinzen und des ſo⸗ 
fortigen Friedensſchluſſes. — Bildung eines Ar⸗ 
beiter⸗, Soldaten⸗ und Bauernrates in München. 
Flucht des Königs von Bayern nach Schloß Anif 
in Salzburg. 

8. November. Aufſtand in Braunſchweig. Hiſſen 
roter Fahnen auf dem Schloß und den öffentlichen 
Gebäuden. Verzicht des Herzogs von Braunſchweig 
auf den Thron. — Der Rat der Arbeiter, Soldaten 
und Bauern in München erklärt in ſeiner erſten 


Sitzung durch ſeinen Vorſitzenden Eisner Bayern 


zum Freiſtaat, nachdem ein vorläufiges Miniſterium 
aus Mitgliedern beider Richtungen der Sozialdemo⸗ 


kratie gebildet iſt. In der zweiten Sitzung des A.-, 


S.⸗ und B.⸗Rates in München wird die Forderung 
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Der Uſten 


unſer Schickſalsraum. 


Nach den Hunnen (um 370 n. u. Zeit⸗ 
rchg.) und den Mlagyaren im jehnten 
Jahrhöt. bedrohen Mongolen (1241) 
das Reich. Es folgen die Türken 
(Bild 1), ihrem Einbruch in Ungarn 
(1396 Mikopolis) folgt 1410 die 
Niederlage des Ritterordens; bald 
danach (1420) führt Zisha (Bild 2) 
die Tſchechen (Huſſiten, Bild 3) in den 
deutſchen Raum. Dem Einbruch der 
fiofaken 1914 (Bild 4) folgt die bol⸗ 
ſchewiſtiſche Gefahr und der Hand⸗ 
ſtreich auf Memel, wo am 10. 1. 1923, 
dem Tage der Ruhrbeſetzung, die 
Fitauer einbrachen (Bild 5). 


Aufn.: Historischer Bilderdienst (3) 
Scherl-Verlag, Berlin (2) 
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nach einer konſtituierenden 
Nationalverſammlung aufge⸗ 
ſtellt. — Die revolutionäre 
Bewegung greift auf Sachſen 
über. — Gründung eines 
Soldatenrates in Darmſtadt. 
— Der Arbeiterrat in Bre⸗ 
men ſetzt einen Aktionsaus⸗ 
ſchuß ein. a 


9. November. Austritt der 
Sozialdemokraten aus der 
Reichsregierung. Vereinigung 
der Berliner Arbeiterſchaft 
beider Richtungen zu gemein⸗ 
ſamer Aktion. Proklamierung 
des Generalſtreiks. Übergabe 
der Reichskanzlerſchaft an den 
ſozialdemokratiſchen Reichs⸗ 
tagsabgeordneten Ebert. Über- 
gang von geſchloſſenen Trup⸗ 
penkörpern zur revolutionä⸗ 
ren Arbeiterſchaft (4. Jäger, 
Alexander, Kraftfahrer). Ab⸗ 
dankung des Kaiſers. Aus⸗ 
rufung der Deutſchen Repu- 
blik durch den ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Reichstagsabgeordneten 
Scheidemann “/ 


— 
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Die Strategie des politiſchen Katholizismus 
Rom — Paris — Madrid als Ausgangsftellung der Gegenreformation und 


der jeſuitiſchen Angriffe im germaniſch-deutſchen Raum [Jeſuitenkollegs! 


Faſſen wir zuſammen! Die Vernichtung 


des Zweiten Reiches durch die weltan⸗ 
ſchaulichen Gegenmächte politiſie rende 
Kirche und Marxismus war nicht zufällig, 
ſondern ergab ſich mit eherner Notwendig⸗ 
keit aus der Weltanſchauungsloſigkeit der 
Reichskonſtruktion. Dieſe Weltanſchau⸗ 
ungsloſigkeit des bürgerlichen Reichs⸗ 
ſtaates war wiederum das notwendige 
Ergebnis einer langen geſchichtlichen Ent⸗ 
wicklung. Wir ſahen, was der Gründung 
des Zweiten Reiches vorausgegangen war: 
die Einſchaltung der Juden als 
Staatsbürger und die Vernichtung des 
alten Zuſtandes der Gemeinden, ohne 
eine neue gemeindliche Lebensgenoſſen⸗ 
ſchaft zu errichten. Auf dieſen Voraus⸗ 
ſetzun gen war es unmöglich, etwas an⸗ 
deres zu errichten als jenes völkiſch⸗welt⸗ 
anſchaulich ungeſicherte Gebäude des 
Zweiten Reiches, Ein Volks reich hätte 
anderer Grundlagen bedurft. 

So blieb es bei einer ſtaatlichen 
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Reichskonſtruktion ohne die Grundlage 
des bewußten Blutzuſammenhanges. And 
ſo kam der Verfall ebenſo wie beim 
Erſten Reiche. Nur um Jahrhunderte 
ſchneller. Politik ohne Volk führt immer 
zum Verfall. 


Aus den Trümmern des Reiches nach 
dem Weltkriege erhob ſich das Volk, um 
das Schickſal von mehr als einem Jahr⸗ 
tauſend zu wenden. Bald werden es 
zwanzig Jahre ſein, daß die Männer Adolf 
Hitlers trommeln und hämmern: Alle 
Politik für das Volk und vom 
Volke her. 


And unter harten aber doch behutſamen 
Händen, geleitet von dem Willen, das 
politiſche und geſchichtliche Erfahrung 
vermitteln und darüber hinaus offenſicht⸗ 
lich von dem Segen eines höheren Waltens 
getragen, entſteht das Volksreich der 
Deutſchen. Schritt für Schritt. And jeder 
Schlag am Werk zu ſeiner Zeit. 
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Fragen und Antworten 


Frage: Wer verleiht Politiſche⸗Leiter⸗Dienſtränge 
bzw. wer nimmt deren Ernennungen vor? 
Antwort: 
a) Die dem 2 — bzw. Stützpunkt⸗ 
leiter der NS DAP. diſziplinär unterſtehenden 
Politiſchen Leiter der Ortsgruppe, 


einſchließlich der Block- und Zellenleiter, 


werden vom zuſtändigen Kreisleiter der 
NSDAP. ernannt. 

b) Die Ortsgruppen und Stützpunkt⸗ 
leiter und ſämtliche Politiſchen Leiter 
der Kreisleitung, außer dem Kreis— 


leiter, werden vom zuſtändigen Nn der 


NSDAP. ernannt. 

c) Die Politiſchen Leiter der Gauleitung 
vom Mitarbeiter bis zum Gauhauptſtellenleiter 
werden vom zuſtändigen Gauleiter ernannt. 

d) Die Kreisleiter, Gauamtsleiter, Gau— 
hauptamtsleiter, Stellvertretenden 
Gauleiter und Gauleiter werden vom 
Führer ernannt. 

e) Die Politiſchen Leiter der Reichslei⸗ 
tung unterliegen folgenden Ernennungsbeſtim⸗ 
mungen: 

Die Politiſchen Leiter vom Mitarbeiter bis 
Stellenleiter werden vom Stellvertreter 
des Führers ernannt; die Politiſchen Leiter 
vom Hauptſtellenleiter bis Hauptdienſtleiter 
werden vom Führer ernannt. 

Die Ernennung erfolgt auf Vorſ blag des 
übergeordneten Reichsleiters bzw. Leiters des 
Hauptamtes oder Amtes. 


Frage: Iſt der Stellvertretende Gauleiter Hoheits⸗ 
träger, weil er als Stellvertreter des Gauleiters 
einen Teil der Hoheitsrechte des Gauleiters aus⸗ 
übt oder iſt er nur der Leiter des Mitarbeiter⸗ 
ſtabes des Gauleiters? 


Ant w ort: Der Stellvertretende Gauleiter hat 
ſinngemäß die Stellung eines Hoheitsträgers. 
Er vertritt den Hoheitsträger in allen Fragen 
und Zuſtändigkeiten, die auf Grund ſeiner Ver⸗ 
trauensſtellung der Gauleiter ihm laufend oder 

von Fall zu Fall überträgt. 


Frage: Kann ein Blockhelfer den Dienſtrang eines 
Ortsgruppen ⸗Stellenleiters erhalten? Nach 
dem bisherigen Verfahren konnte ihm der 
Dienſtrang eines Mitarbeiters der * 
verliehen werden. 


Antwort: Der Blockhelfer kann als Partei- 
genoſſe den Dienſtrang als Ortsgruppen⸗Mit⸗ 
arbeiter verliehen erhalten. Sofern ein bis⸗ 

heriger Stellenleiter die Dienſtſtellung als 
Blockhelfer erhält, kann ihm ſein bisheriger 
Dienſtrang als Stellenleiter belaſſen bleiben. 
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Frage: Iſt die Bezeichnung „kommiſſariſcher Haupt⸗ 
ſtellenleiter!“ oder „kommiſſariſcher Gauamts⸗ 
leiter“ zuläſſig? 


Antwort: Die Bezeichnung „kommiſſariſcher 
Hauptſtellenleiter“ oder „kommiſſari⸗ 
ſcher Gauamtsleiter“ iſt unzuläſſig. Es 
handelt ſich hierbei um Dienſtränge, die ent- 
weder verliehen werden, oder nicht verliehen 
werden. Eine kommiſſariſche Ver⸗ 
leihung gibtes nicht. Es kann ein Partei- 
genoſſe kommiſſariſch mit der Leitung einer 

Dienſtſtelle betraut werden, z. B. kommiſſari⸗ 
ſcher Kreisorganiſationsleiter. Es handelt ſich 
jedoch dabei um eine Dienſtſtellung und 
keinen Dienſtrang. 


Frage: Wird die Größe einer Ortsgruppe der 
NSDAP. beſtimmt nach der Einwohnerzahl 
des Ortes oder nach der Anzahl der Partei⸗ 
genoſſen oder nach der Anzahl der Haus⸗ 
haltungen? 


Antwort: Die Größe einer Ortsgruppe 
richtete ſich bisher nach einer beſtimmten An⸗ 
zahl von Parteigenofien. In Zukunft iſt 
beabſichtigt, zur organiſatoriſchen 
Grundlage des Ortsgruppenbereiches 
entſprechend der Block- und Zellen- 
neuordnung der NSDAP. die Haus⸗ 
haltungen zu machen. Es iſt dabei beab⸗ 
ſichtigt, das Ortsgruppengebiet nicht mehr als 
etwa 1000 Haushaltungen umfaſſen zu laſſen. 
Da die Tätigkeit der Ortsgruppenamtsleiter 
und des Ortsgruppenleiters ehrenamtlich 
iſt, wird Wert darauf gelegt, das Hoheitsgebiet 
ſo klein wie möglich zu halten. Dadurch wird 
leichter die Gewähr gegeben, daß die Politiſchen 
Leiter der Ortsgruppe neben der Erfüllung ihrer 
Berufs- und Familienpflichten ihren Dienſt für 
die Partei vollwertig verſehen können. Weiter⸗ 
hin wird dadurch der perſönliche Kontakt und 
das Sichkennenlernen der Politiſchen Leiter der 
Ortsgruppe untereinander gefördert und ein 
Bürobetrieb von vornherein zurückgedrängt. 

Die Aufgabe der Partei iſt es, ſich um den 
Volksgenoſſen zu kümmern und nicht zu warten, 
bis er aus Not oder anderen Gründen ſich in 
einer Geſchäftsſtelle meldet. Nähere Aus⸗ 
führungen folgen durch die Anordnungen uſw. 


Frage: Muß das Gebiet einer Ortswaltung eines 
angeſchloſſenen Verbandes der NSDAP. mit 
dem Gebiet der zuſtändigen Ortsgruppe der 
NSDAP. übereinſtimmen? 


Antwort: Der gebietliche Bereich einer 
Ortswaltung eines angeſchloſſenen Ver⸗ 
bandes der NSDAP. muß ohne Ausnahme 
mit dem Gebiet der zuſtändigen Orts» 
gruppe der NS D AP. übereinſtimmen. 


Fortſetzung im nächſten Heft. 
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Das deutſche Buch 
Emil Meynen: | 


„Deutſchland und Deutſches Reich“ 


Sprachgebrauch und Begriffsweſenheit 
des Wortes Deutſchland. 


Herausgegeben von der Zentralkommiſſion für 
wiſſenſchaftliche Landeskunde von Deutſch⸗ 
land. 255 Seiten mit 40 Abbildungen und 10 Karten; 
geheftet 11, — RM, Ganzleinen 12, — RM. 

Verlag: Brockhaus, Leipzig, 1935. 


Die Erziehung zum volksdeutſchen Denken und Handeln 
iſt im Dritten Reich die unabdingbare Forderung einer ganz 
einfachen Naturerkenntnis. Die Überbewertung des Geiſti⸗ 
gen in den vergangenen Jahrhunderten unſerer Geſchichte 
und die Naturfeindlichkeit weiter kirchlicher Kreiſe haben 
ganz bewußt den Staats begriff über den urſprüng⸗ 
lichen, reinen Naturbegriff „Volk“ geſtellt und in den 
daraus ſich entwickelnden zahlloſen Verwirrungen, von denen 
unſere Geſchichte ein mehr als beredtes Zeugnis ſpricht, 
haben ebenſo zahlloſe Fürſten und Demokraten eifrig ihre 
etatiſtiſchen Sonderintereſſen verfolgt. a ü 

Wäre der Blut⸗und⸗Boden⸗Mythus der germaniſchen Vor⸗ 
fahren immer das innere Geſetz unſeres Handelns geweſen, 
es hätte nie eine Frage Deutſchland und Deutſches Reich 
gegeben. — Da durch eine falſche Politik ſchließlich er⸗ 
reicht wurde, daß unſere Volks⸗ und Staatsgrenzen ſchreiend 
auseinanderfielen, empfinden wir es deutlicher als je, daß 
das Deutſche Reich, ſo wie es mit ſeinen heutigen Grenzen 
in Verſailles ſtaatlich ſanktioniert iſt, längſt nicht mehr 
Deutſchland iſt. Deutſchland und Deutſches Reich ſind nicht 
dasſelbe. Dieſe Frage unterſucht Emil Meynen aus 
der Geſchichte von der Zeit an, wo der Name Deutſch und 
Deutſchland im frühen Mittelalter das erſtemal genannt 
wird, bis auf unſere unmittelbare gewaltige Gegenwart, 
unterſucht ſie mit einer wiſſenſchaftlichen Gründlichkeit, die 
ihresgleichen ſucht. Die Quellen und Belege, die ſeiner 
Unter ſuchung zugrunde liegen, find dem Werke, deſſen Grund⸗ 


gedanken im Schulungsbrief 1/38 entwickelt wurden, in 


einem hochintereſſanten Anhang beigegeben. 


W. H. Riehl: 


„Deutſcher Volkscharakter“ 


70 Seiten; Preis geb. 0,80 RM. 
Eugen Diederichs Verlag in Jena. 
„Vom deutſchen Volke“ 


Das Weſentliche aus ſeinen Werken ausgewählt von 
Friedrich Da ab. 


170 Seiten; 1937. — Preis 2,40 RM. 


Aus der Reihe: „Zertbände der Blauen Bücher.“ 
Verlag Karl Robert Langewieſche, Königſtein 
(Taunus) und Leipzig. | 

Beide obigen Bände bieten in forgfältig bearbeiteten 
Auszügen gute Unterlagen zur Erkenntnis des Geiſtes und 
Wollens W. H. Riehls. Seine Lebensbeſchreibung im vor⸗ 
liegenden Schulungsbrief läßt erkennen, in welchem beſon⸗ 
deren Maße dieſer große Volkstumsforſcher und damit auch 
die genannten Auszugſammlungen für uns heute von Be⸗ 
deutung ſind. 


Haus und Hof im nordiſchen Raum 
1. Band: „Haus und Hof der Germanen in 
vor⸗ und frühgeſchichtlicher Zeit.“ 


2. Band: „Haus und Hof der Germanen in ge⸗ 
ſchichtlicher Zeit.“ 


Herausgegeben im Auftrage der Nordiſchen Geſell⸗ 
ſchaft von Alexander Funkenberg, Hauptbearbeiter Prof. 
Dr. Reinerth und Ernſt Otto Thiele. 

Preis: kartoniert pro Band 9, — RM., beide Bände beim 
gleichzeitigen Bezug 16, — RM. | 

Verlag: Kurt Kabitzſch, Leipzig, 1937. 
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Im Auftrage der Nordiſchen Geſellſchaft hat Alexander 
Funkenberg mit der Herausgabe des zweibändigen Werkes 
„Haus und Hof im nordiſchen Raum“ zur vorgeſchichtlichen 
und volkskundlichen Forſchungs⸗ und Schulungsarbeit einen 
wertvollen Beitrag geleiſtet. 

Im 1. Band, der den Titel „Haus und Hof der 
Germanen in vor- und frühgeſchichtlicher 
Zeit“ trägt, findet der Leſer eine einwandfreie Darlegung. 
Jeder Intereſſierte weiß, daß in der Erforſchung des 
Wohnhausbaues die Vorgeſchichtsforſchung einen ihrer zu⸗ 
verläſſigſten Maßſtäbe für die handwerkliche Kultur der 
Frühzeit hat und ſich von ihr aus eine große Zahl von Be⸗ 
ziehungen und Rückſchlüſſen zu der allgemeinen Kulturhöhe 
und dem Lebensablauf unſerer Vorväter ergeben. 

Der 2. Band iſt eine folgerichtige Ausweitung der rein 
forſchungsmäßig vorgeſchichtlichen Erkenntnis zur Gegenwart 
hin. Hier wird uns klar, in wie großem Umfange in ge⸗ 
ſchichtlichem Zeitraum der Hof und das Haus germaniſcher 
Menſchen an die Geſetze nordiſchen Formgefühls gebunden 
blieben und wie entſcheidend heute noch der Ein⸗ 
fluß dieſer germaniſchen Geſtaltungskraft 
aus dem nordiſchen Raſſenbeſtandteil un: 
ſeres Volkes heraus auf die Bauweiſe 
und Lebensform deutſcher Menſchen wirkt. 
Gerade das Aufzeigen dieſer ſtarken Einheitlichkeit im 
Rahmen der kulturellen Entwicklung von der vorgeſchicht⸗ 
lichen Zeit bis zur Gegenwart macht das vorliegende Buch 
beſonders in der Schulung der Partei überaus wertvoll. 
Unterſtrichen werden die Ausführungen durch eine ausge⸗ 
zeichnete und reichhaltige Bildauswahl. 


Dr. Robert Ley: 


„Soldaten der Arbeit“ 

Mit 21 Kunſtdrucktafeln, 229 Seiten; 3,— RM. 
Zentralverlag der NS D AP., Franz Eher Nachf. 
Gmb. H., München⸗Berlin 1937, 


Hauptamtsleiter Marrenbach, der langjährige enge Mit⸗ 
arbeiter Dr. Leys, ſchreibt zu dieſem Buch: „Ein Exerzier⸗ 
reglement des friedlichen Aufbaues, des Aufbaues des Frie⸗ 
dens auf dem deutſchen Werkplatz“ und ein Spiegelbild vom 
„Leben und Erleben an jener Front der 
Arbeit, deren vollzogene Ausrichtung und 
tete Einſatzfreudigkeit der Leiter der 
D AF. dem Führer mit dieſem Buch meldet.“ 
In 29 ſorgfältig ausgewählten Abſchnitten wird den fünf 
großen Arbeitsgebieten nationalſozialiſtiſcher Menſchenfüh⸗ 
rung: Ehre, Gemeinſchaft, Lebens bejahung, 
Partei und Kampfbereitſchaft ein vorzügliches 
Rüſtzeug aus den Erkenntniſſen und Reden Dr. Leys gege⸗ 
ben. Das Buch läßt ſich nicht allein als wertvolles Schu⸗ 
lungsmittel bezeichnen, es ift in gleichem Maße Pro⸗ 
paganda für das beſte Wollen des Natio⸗ 
nalſozialismus und iſt darüber hinaus auch ein Do⸗ 
kument und Denkmal der Geſtaltung unſeres 
neuen Sozialismus in der Volks- und Betriebs⸗ 
gemeinſchaft. Schon die Nennung einiger der behandelten 
Fragen charakteriſiert den Wert dieſes Buches. Einige Bei⸗ 
ſpiele: „Erſt der Menſch und dann die Akten!“ — „Jeder 
Unternehmer muß der erſte Sozialiſt ſeines Betriebes 
ſein!“ — „Menſchenführung und Sachwaltung.“ — „Ar⸗ 
beiter und Soldat — ſie haben eine gemeinſame Ehre!“ — 
„Unſere Gemeinſchaft muß klar, ſauber und überſichtlich 
ſein!“ — „Sinn eines Appells.“ — „Wir überſehen auch 
die kleinen Sorgen nicht.“ — „Das deutſche Volk will und 
kann die Wahrheit hören.“ — „Menſch und Technik.“ — 
„Warum führen wir den Reichsberufswettkampf durch?“ — 
„Wir Deutſche verlangen unſeren Raum!“ 


Alfred Roſenberg: 
„Der ſtaatsfeindliche Zionismus“ 
88 Seiten, broſchiert 0,90 RM., ab 100 Std, 0,80 RM. 
Zentralverlag der NS D A P., Franz Eher Nachf. 
GmbH., München⸗Berlin 1937. 

„Paläſtina, der Zionismus, ſind erneut Probleme der 
Weltpolitik, vor allem aber umſtrittene Fragen des Nahen 
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Oſtens geworden. Um fie zu verftehen, muß man die Vor⸗ 
gänge und Äußerungen aus der Zeit des zioniſtiſchen Tri⸗ 
umphes kennen. Dieſe habe ich 1921 in vorliegender Schrift 
dargeſtellt. Ich glaube, daß ſie gerade heute wieder eine 
unerläßliche Grundlage darſtellt, um die weltpoliti⸗ 
ſchen Tendenzen des Judentums, im beſonderen 
des Zionismus, zu verſtehen, weil früher niemand ſich der 
Mühe unterzogen hatte, die Stimmen des Triumphes der 
Weltjudenheit zu ſammeln. Auch das, was damals gegen 
Deutſchland geſagt und geſchrieben wurde, darf niemals 
mehr vergeſſen werden und muß einſt übergehen in die 
Schulen des Reiches, in die Erziehungsarbeit der ganzen 
nationalſozialiſtiſchen Bewegung.“ 

Dieſen eigenen Worten des Reichsleiters brauchen wir 
hier keine weiteren Hinweiſe beizufügen. Es ſoll daher nur 
unterſtreichend betont werden, daß gerade für die politiſche 
Schulung und Selbſterziehung die 16 Abſchnitte dieſes 
wichtigen Quellenmaterials beſonders notwendig ſind, um 
jeden Deutſchen die letzten Folgerungen verſtehen zu 
laſſen. Es ſind ſachliche und weltanſchauliche Unerbittlich⸗ 
keiten, die wir in einem Kampf, der „auf Biegen und 
Brechen geht“ (Roſenberg), immer noch klarer erkennen 
müſſen. ö = 


Karl Miedbrodt: 


„Die Narren des Kaganowitſch“ 


415 Seiten. Preis 6, M. 
Blut und Boden, Verlag, Reichsbauernſtadt Goslar, 
1937. 

Hier ſchreibt ein Mann über die Regierungsmethoden der 
Sowjetverbrecher, der eigenſtes Erleben und aus jeder Seite 
ſpürbare Sachkenntnis mit außerordentlich packender Dar- 
ſtellungskunſt ebenſo in dieſem, wie bereits in einem anderen 
Werk („Ein Deutſcher geht am Tod vorbei“ .....) zu ver⸗ 


binden wußte. Unerbittlich wird gezeigt, daß die Bezeichnung 


„Sowjet⸗Judäa“ keine leere Phraſe, ſondern ein ſehr 
genau beweisbarer Tatſachenbegriff iſt, der ſich gerade in den 
dunklen Methoden der jüdiſchen Familie Kaganowitſch 
in dramatiſcher Form offenbart. Lazar Moſes Kaganowitſch 


it Stalins Schwiegervater, des Moſes Bruder Joſeph 


iſt der Geheimſekretär des roten Blutzaren, weitere Ge⸗ 


ſchwiſter dieſer Sippe wirken mit unheimlicher Zielſicherheit 


im Getriebe der grauſamen roten Regierungsmaſchinerie, 
ohne im Licht der öffentlichen Politik erkannt zu werden. 
Aber auch dunkle blutbedingte Spannungen unter den Juden 
ſelbſt werden aufſchlußreich beleuchtet. 8 

Wer der Aufklärungsarbeit über die Innenſtruktur des 
Sowjetregimes dienen will, kann das mit Hilfe dieſes 
Werkes in einer außerordentlich wirkungsvollen und gleich⸗ 
zeitig romanhaft unterhaltſamen Weiſe. Das Buch wird 
deswegen nachdrücklich empfohlen. 


Hans Hinkel: i 

„Einer unter Hunderttauſend“ 

264 Seiten. Preis 3, — NM. kartoniert, 3,70 RM. ge: 
bunden. z 

Verlag Knorr & Hirth, G. m. b. H., München, 1938. 


Es iſt ſogar einer unter den erſten 1000 Nationalſozia⸗ 
liſten, der hier ſeine Erinnerungen aus dem ſchweren und 
ſchönen Erleben der Kampfzeit wiedergibt. Parteigenoſſe 
Hinkel hat ſich ſowohl als Redner der Kampfzeit wie 
auch als Schriftleiter der erſten NS.⸗Organe vor der 
Machtübernahme, ebenſo aber auch nach 1933 als Reichs- 
kulturwalter einen Namen gemacht, der dieſem Erlebnis- 
buch poſitiv vorausgeht. Der Auszug, den wir in vorliegen⸗ 
der Folge des Schulungsbriefes auf Seite 62 bringen, 
zeigt, welche Kampferlebniſſe das beſondere Merkmal dieſer 
Schilderung ſind. Die Art der Darſtellung berechtigt, das 


Auflage der Januar⸗Folge über 2,5 Millionen 


nur mit Genehmigung des Verlages und der Schriftleitung. Herausgeber: 


Nachdruck, auch auszugsweiſe, 


Werk nicht nur für die Männer zu empfehlen, die ſelber 
einen ähnlichen Weg aus dem politiſchen Chaos zum neuen 
Reich gegangen ſind, ſondern es auch für die heranwachſende 
Generation als packenden Erlebnisbericht eines Altgardiſten 
der Bewegung wirken zu laſſen. 


Zu unſeren Aufſätzen 


Es handelt ſich im Hauptaufſatz des vorliegenden Heftes 
vornehmlich um für den Schulungsbrief beſonders bearbeitete 
Teile des „Staats handbuch des Volksgenoſ⸗ 
fen" von Dr. H. K. Leifiris (m. E. des Wirt⸗ 
ſchaftsverlags A. Sudau, Berlin⸗Süd⸗ 
ende), in Leinen gebunden: 6, — RM., in Halbleder 
8, — RM. Es umfaßt: 976 Seiten und 8 Geſchichtskarten. 

Der Auszug „Familie und Staat“, Seite 45, iſt 
aus „Deutſcher Volkscharakter“, v. W. H. 
Riehl, Auswahl von Wilhelm Roßle, Eugen Diede⸗ 
richs Verlag, Jena, Deutſche Reihe, Bd. Nr. 12. 
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Sowohl das Lied auf Seite 42 der vorliegenden Folge 
„Nun laßt die Fahnen fliegen“ als auch das 
Lied im Dezember⸗Heft, Seite 458, „Hohe Nacht der 
klaren Sterne“, ſtammen von Hans Baumann 
und wurden mit Erlaubnis des Ludwig Voggenrei⸗ 
ter Verlags, Potsdam, aus der Liederſammlung 
„Horch auf, Kamerad“ von Hans Baumann 
entnommen. Seitenzahl 91; Preis geb. 1,95 RM., kart. 
1,50 RM. 

Das Lied „Heilig Baterland“ von Heinrich 
Spitta in der Januar⸗Folge, Seite 2, entſtammt der 
Kantate „Deutſches Bekenntnis“, Verlag C. F. 
Peters, Leipzig. Preis 9, — RM. 

= 


Die Abbildungen auf Umſchlagſeite 4 und den Seiten 48, 
51, 57 und 64 find Illuſtrationen aus „Der Richter 
und die Rechtspflege in der deutſchen Ver⸗ 
gangenheit“ von Franz Heinemann (weite 
Auflage, 9. — 18. Tauſend) mit 159 Abbildungen. Preis 
geb. 4,80 RM., br. 3,0 RM. Eugen Diederichs 


Verlag, Jena, 1924. 
* 


Die Darſtellung auf Seite 50 ſtammt aus dem In⸗ 
kunabeldruck „Nigri Petrus, Stern des Meſſias, Eßlingen 
1477“ und wurde von uns entnommen aus dem Werk: 
Wilhelm Grau, „Antiſemitismus im ſpä⸗ 
ten Mittelalter“; Preis 750 RM. in Leinen. 
Verlag von Dunker und Humblot, München 
und Leipzig, 1934; 380 Seiten. 


x 

Die Skizzen auf den Seiten 52, 53, 56, 59 und 76 find 
aus „Geopolitiſcher Geſchichtsatlas“, her⸗ 
ausgegeben von Dr. Franz Braun und A. Hillen, 
Ziegfeld, Ausgabe in einfarbigem Druck, 269 Karten 
auf 116 Tafeln, auf 64 Seiten (zweite, verbeſſerte und 
vermehrte Auflage); Preis 6,410 RM. Verlag von 
L. Ehlermann, Dresden, 1934. 

2 

Die Karten auf den Seiten 28, 54, 63, 74 und 77 find 
Neubearbeitungen für den Schulungsbrief, nach farbigen 
Vorlagen aus „Harms Neuer Deutſcher Ge⸗ 
ſchichts⸗- und Kulturatlas“. Herausgegeben von 
Dr. Fr. Eberhardt; Preis gebunden 3,95 RM.; 
9o Seiten. Verlagsanſtalt Lit & von Breſſen⸗ 
dorf, Leipzig, 1937 (Beſt.⸗Nr. 324). 


Die nächſte Folge der Reichsſchulungsbriefe behandelt: 
„Das Gewaltdiktat von Verſailles“. 


Der Reichsorganiſa⸗ 


tionsleiter — Hauptſchulungsamt. Hauptſchriftleiter und verantwortlich für den Geſamtinhalt: Reichsamtsleiter Franz H. Woweries, 


MOR., Berlin W 35, at der 8 DP. ⸗Heinrich⸗Stra 
Hauptorganiſationsamt der NSD 


ſtraße 87—91 (Zentralverlag der NSDAP.), Fernruf: 11 00 22; 
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e 12, Fernruf: 22 55 65; verantwortlich für die amtlichen Bekanntmachungen: 
AP., München. Verlag Franz Eher Nachfg. Gmbh., 


1 Berlin SW 68, Zimmer: 


ruck: M. Müller & Sohn K. G., Berlin SW19. 
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= 265 Bilddokumente, jomimmelt von Dr. HANS DIEBOW 


zum erften Male findet man hier in eindrucksvollen Aufnahmen der unbe- 
ſtechlichen Famera und in packenden, ſorgfältig zuſammengeſtellten Texten ein 
Gefamtbild des Weltjudentums, wie es in dieſer plaſtiſchen Eindringlichkeit 
bisher noch nicht vorlag. uch dem Fenner der Judenfrage bietet faſt jede Seite 
Neues. Die Juden, die in Politik, Wirtſchaft und Wiſſenſchaft in der vergangenen 
Jeit groß geworden find, die Nackttanz, Sittenfilm und Tendenzftüce als „Funſt“ 
bezeichneten, die als Schieber, Verbrecher, Mädchenhändler und Raſſeſchänder 
ihrem Dernichtungstrieb lebten und ſeißt als bolſchewiſtiſche Agitatoren und 
Deutfchenheter ſich in Jügellofigkeit austoben — fie alle find in diefem Buch im 
Bild an den Pranger geſtellt. 


Das Buch kostet kartoniert 1,— RM. e Umfang 128 Seiten 


Ab 100 Exemplare . RM. 0,99 Ab 1000 Exemplare 
Ab 500 Exemplare RM. 0,90 Ab 10000 Exemplare RM. 0,70 


Männer um den Papft 


Die genaue Kenntnis des politifierenden 

Vatikanſtaates, feines Aufbaues, feiner 

Methoden und der geiftigen Haltung der 

Männer, die ihn vertreten, iſt eine der 

vordringendſten forderungen, die an ſeden 
geftellt werden müſſen. 


Die durchſchlagende Auffatfolge des „Angriff“ 
geben wir in einer Broſchüre heraus. 


5 Umfang etwa 40 Seiten, mit etwa 14 Bildern / Preis etwa 30 Pf. 


Ju beziehen durch alle Buchhandlungen 
und durch den Jentralberlag der NSDAD,., Franz Eher Nachf. 6. m. b. fj., Berlin SW 68, Jimmerſtraße 87-91 
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Titelſeite: Zeichnung Hans ee Berlin 


Oben: Titelblatt der Verkü mdigung eines Landfriedens unter Karl V. 
Die Landfrieden waren die letzten Ordnungsverſuche des Erften Reiches 
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